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Liebe Leserin, lieber Leser,
im letzten Jahr mussten wir durch Donald Trump lernen, dass 
es scheinbar alternative Fakten gibt und was Fake-News sind. 
Nun will ich mir beileibe kein Vorbild am US-Präsidenten neh-
men, und natürlich soll in der ZivilCourage nur Wahres und 
Tatsächliches stehen. Ein kleiner Fake steckt aber doch in die-
ser Ausgabe, nämlich die Bezeichnung „Nr. 1 – Januar 2018“. 
Denn eigentlich ist diese Ausgabe die „Nr. 5 – Dezember 2017“, die kurz vor Weih-
nachten erscheinen sollte. Zum großen Teil war sie auch planmäßig fertig, als mich 
die Grippe erwischte. Und mit 39 º Fieber war weder weiteres Redigieren noch Lay-
outen möglich, sondern da war Bettruhe angesagt. Eine „Dezember-Ausgabe“ woll-
te ich dann im neuen Jahr nicht verschicken, und so wurde dann aus der einen Tag 
vor Weihnachten fertiggestellten Ausgabe ein Januar-Heft. Ich bitte um Verständnis 
und Entschuldigung. Dafür gibt es dann in diesem Jahr insgesamt sechs Ausgaben 
– und die nächste wird dann im neuen Layout und nach überarbeiteter Konzeption 
erscheinen.

Titelthema der letzten Ausgabe war die geplante Schwampel-Koalition. Für die-
se hatten einige Mitglieder des DFG-VK-BundessprecherInnenkreises aus pazifis-
tisch-antimilitaristischer Sicht Anforderungen formuliert und Einschätzungen ab-
gegeben. Nun wird aus dieser CDUCSUFDPGRÜNE-Regierung nichts. Und ob die 
Roten mit den Schwarzen zusammenkommen, dürfte noch eine Weile eine offene 
Frage bleiben. Sagte ich die „Roten“? Na ja, dazu fällt mir Kurt Tucholsky ein, der 
als Theobald Tiger 1926 in der Weltbühne in seinem Gedicht „Feldfrüchte“ über die 
„ganz verbockte liebe gute SPD“ schrieb: „blühn so harmlos, doof und leis wie be-
scheidene Radieschen: außen rot und innen weiß“. 

Zu diesem Unterschied zwischen äußerem Schein und inneren Sein kann ich 
eine eigene Erfahrung beisteuern: Zu Beginn dieses Jahrhunderts konnte ich einige 
Jahre im Vorstand der Zentralstelle KDV mit Lars Klingbeil zusammenarbeiten. Der 
repräsentierte als stellvertretender Bundesvorsitzender seine JungsozialistInnen bei 
der Zentralstelle KDV. Für die Jusos lag diese Vertretung wohl auch nahe, war Lars 
Klingbeil doch Kriegsdienstverweigerer und hatte gerade Zivildienst in der Bahn-
hofsmission in Hannover geleistet. Dann wurde er SPD-Bundestagsabgeordneter 
und hat „Dank der Unterstützung des inzwischen verstorbenen Verteidigungsmi-
nisters Peter Struck als junger Abgeordneter die Chance bekommen, mich im Ver-
teidigungsausschuss zu bewähren“, wie es auf seiner Homepage heißt. 

Ich fand das schon damals seltsam, ebenso wie seine Reden im Wahlkreis bei Re-
krutenvereidigungen oder seine freiwilligen Wehrübungen oder sein Engagement 
als Präsidiumsmitglied beim „Förderkreis deutsches Heer“ oder sein Eintreten für 
die Beibehaltung des Namens der Lent-Kaserne in  Rotenburg, obwohl Helmut Lent 
einer der höchstdekorierten Offiziere der Nazi-Wehrmacht war. 

Vor einigen Wochen habe ich nun mitbekommen, dass er seine staatliche Aner-
kennung als Kriegsdienstverweigerer zurückgegeben hat. „Alles anders wäre nicht 
ehrlich. Und ja, Menschen dürfen ihre Meinung ändern. Auch ich.“ schrieb er dazu 
auf Facebook. Ja, ehrlich währt am Längsten. Und das Sein bestimmt bekanntlich 
das Bewusstsein. Und für den Bewährungsaufstieg zum SPD-Generalsekretär als 
nächsten Karriereschritt war die Abwendung von alten Überzeugungen sicher nicht 
schädlich. Oder gar Voraussetzung? So sehen also „Hoffnungsträger“ und „Erneue-
rer“ aus. Da halte ich es doch lieber mit der „links-roten“ Kathrin Vogler, der frühe-
ren DFG-VK-Geschäftsführerin und jetzigen Linke-Bundestagsabgeordnete, die uns 
in ihrer Rede beim Bundeskongress warnte, „dass die Friedensbewegung sich nie-
mals zum verlängerten Arm einer oder mehrerer politischer Parteien machen lassen 
darf. Wir können und dürfen uns nicht darauf verlassen, dass bestimmte Parteien 
oder einzelne Abgeordnete in so einer Situation nicht umfallen.“ 

Neue Einsichten und Erkenntnisgewinn bei der Lektüre dieser und der anderen 
Bundeskongress-Reden in diesem Heft und insgesamt ein gutes neues und hoffent-
lich friedliches Jahr wünscht
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1979 bin ich mit 15 Jah-
ren in die DFG-VK 
eingetreten und 

noch heute trage ich stolz das zerbro-
chene Gewehr. Es ist das Symbol ei-
ner Überzeugung, die mein Leben be-
stimmt: Krieg ist ein Verbrechen an der 
Menschheit. Militarismus und Imperia-
lismus sind eine Geißel und spätestens 
seit dem Abwurf der Atombomben auf 
Hiroshima und Nagasaki tragen sie den 
Keim der Vernichtung  aller Zivilisation 
auf diesem Planeten in sich. Der Kampf 
gegen die atomare Hochrüstung im Kal-
ten Krieg, gegen den Nato-Aufrüstungs-
beschluss und die Stationierung von Mit-
telstreckenraketen, hat mich entschei-
dend geprägt. 

Ich erinnere mich noch gut an meine 
erste DFG-VK-Veranstaltung im Hinter-

zimmer einer Kneipe in Emsdetten. Alo-
is Stoff und Christa Clausen hielten ihren 
Diavortrag über die Geschichte der Frie-
densbewegung vom Kampf gegen die 
Remilitarisierung bis zu den Ostermär-
schen. Von diesem Teil der Geschichte 
hatte ich, Schülerin eines konservativen 
Gymnasiums in einer ebenso konserva-
tiven Kleinstadt, noch nie etwas gehört. 
Ehrlich gesagt, hatte ich auch noch nie 
vorher Menschen über dreißig kennen-
gelernt, die so widerständig waren und 
eine solche Lust an Protest und Verän-
derung ausstrahlten, die sich mit der of-
fiziellen Politik, mit der Obrigkeit und, 
wenn es sein musste, auch mit Polizei 
und Werksschutz anlegten, um gegen 
Aufrüstung und Militarismus zu protes-
tieren und eine atomare Bewaffnung 
Deutschlands zu verhindern. 

Pazifistische Standort-
bestimmung und Perspektiven
Auszüge aus dem Vortrag beim DFG-VK-Bundeskongress
Von Kathrin Vogler

Titel

Zum 21. ordentlichen Bundeskon-
gress der DFG-VK, mit dem zuglech 
das 125. Jubiläum der Gründung der 
Deutschen Friedengesellschaft be-
gangen wurde, trafen sich vom 10. 
bis 12. November 2017 in Berlin 100 
Delegierte aus den DFG-VK-Gruppen 
und Landesverbänden.

Wir dokumentieren in diesem 
Heft die Reden und Vorträge von Ka-
thrin Vogler, frühere DFG-VK-Bun-
dessprecherin und jetzige Lin-
ke-Bundestagsabgeordnete, Margot 
Käßmann, frühere Landesbischöfin 
und EKD-Ratsvorsitzende und DFG-
VK-Mitglied seit 2016, sowie von Gui-
do Grünewald, internationaler Spre-
cher der DFG-VK und einer der bes-
ten Kenner der Verbandsgeschichte, 
außerdem die Abschlussresolution 
des Kongresses und die Wahlergeb-
nisse. Ergänzt wird das durch zahl-
reiche und sehr unterschiedliche 
Einschätzungen des Bundeskongres-
ses von einigen Delegierten.
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Mich hat das unglaublich beein-
druckt. Dass das DFG-VK-Bildungswerk 
NRW jetzt den Namen von Alois Stoff 
trägt, finde ich sehr passend, denn wir 
brauchen diesen widerständigen Geist, 
diese Lust am Widerspruch gegen un-
gerechte und unfriedliche Verhältnisse 
auch in unserer Bildungsarbeit. 

Albert Einstein hat unter dem Ein-
druck der Atombombenabwürfe ge-
sagt, er wisse nicht, mit welchen Waf-
fen der dritte Weltkrieg geführt werde, 
aber im vierten werde ganz sicher mit 
Stöcken und Steinen gekämpft. Vermut-
lich ist das noch die optimistischere Vi-
sion. Denn inzwischen wissen wir, dass 
ein thermonuklearer Krieg ökologische 
Folgen haben wird, die es zweifelhaft 
machen, ob danach noch menschliches 
Leben auf dem Planeten Erde existieren 
kann. 

Heute steht die Menschheit näher am 
Rand der Selbstvernichtung als im Jahr 
1979. Damals stand die Atomkriegsuhr 
des Bulletins der amerikanischen Atom-
wissenschaftler auf neun Minuten vor 
zwölf, heute sind es nur noch zweiein-
halb Minuten bis Mitternacht. 

Es ist also höchste Zeit für ernsthaf-
te Bemühungen, die Atomwaffen ein für 
alle Mal von dieser Erde zu verbannen, 
wir sind in dieser Frage, wie unser da-
maliger Vorsitzender Helmut Michael 
Vogel 1976 bei der Abrüstungsstafette 
sagte, bei Strafe des Untergangs zum Er-
folg verurteilt. 

Ein Lichtblick dabei ist das Abkom-
men über das Verbot von Atomwaf-
fen, das in den Vereinten Nationen am 
7. Juli dieses Jahres beschlossen wurde 
und seit dem 20. September zur Unter-
zeichnung freigegeben ist. Inzwischen 
haben 53 Staaten diesen Vertrag unter-
schrieben. Leider ist die Bundesrepub-
lik Deutschland, ebenso wie die ande-
ren Nato-Staaten und die atomwaffen-
besitzenden Länder, bisher nicht dabei. 
Trotzdem ist dieses Abkommen ein Mei-
lenstein auf dem Weg zu einer atomwaf-
fenfreien Welt. Und deswegen können 
wir stolz darauf sein, in der Internationa-
len Kampagne gegen Atomwaffen mitge-
arbeitet und zu diesem Meilenstein bei-
getragen zu haben. Der nächste Schritt 
ist jetzt, der nächsten Bundesregierung 
Druck zu machen, das Abkommen zu 
unterzeichnen und die US-Atomwaffen 
aus Büchel abzuziehen. (...)

Schon Bertha von Suttner hat sich im 
19. und frühen 20. Jahrhundert für inter-
nationale Vereinbarungen und Schieds-
gerichte stark gemacht. Sie trat für 
Abrüstung und gegen die militaristische 
und chauvinistische Erziehung der Ju-

gend ein. Wenn ich mir heute die DFG-
VK und ihre Projekte und Kampagnen 
ansehe, dann gibt es viele Parallelen: Mit 
der „Aktion Aufschrei“ kämpfen wir ge-
gen Rüstungsexporte und in Büchel für 
die Abrüstung der Atomwaffen. Wir ste-
hen gegen die Rekrutierung von Minder-
jährigen in die Bundeswehr und stören 
die Wer-befeldzüge des Militärs an Schu-
len und auf Berufsmessen. 

„Wie die Zustimmung der SPD 
zu den Kriegskrediten 1914“

Das Thema meines Beitrags hier habe 
ich so verstanden, dass ich skizzieren 
soll, welche Herausforderungen ich für 
PazifistInnen und AntimilitaristInnen 
aktuell sehe und welche Fragen sich 
für die aktuelle Theorie und Praxis der 
DFG-VK daraus ergeben. 

Ich tue dies auch vor dem Hinter-
grund meiner Erfahrungen als Abgeord-
nete in einem Parlament, das seit Beginn 
der Bundeswehreinsätze außerhalb des 
Nato-Gebiets noch nicht einen Antrag 
der Bundesregierung zu Militärinterven-
tionen abgelehnt hat und das, obwohl 
es die Möglichkeit hätte, noch nie einen 
Bundeswehreinsatz gegen den Willen 
der Bundesregierung beendet hat. Auch 
hat dieses Parlament bis heute ein wür-
diges Gedenken an die Opfer des Mas-
sakers von Kundus verweigert, das ein 
deutscher Oberst veranlasst hat. Alle 
diesbe-züglichen Anträge der Linksfrak-
tion wurden bislang von der Mehrheit 
abgelehnt. 

Als wir 1993 mit einigen AktivistIn-
nen aus der DFG-VK, der Friedenskoope-
rative, dem Büro für notwendige Einmi-
schung und Pax Christi vor dem Kanz-
leramt, damals noch in Bonn, gegen den 
Bundeswehreinsatz in Somalia demons-
trierten, gab es Salamischeiben für alle. 
Die Wurst war natürlich ein Symbol für 
die Salamitaktik der damaligen Bundes-
regierung: Scheibchenweise sollte die 
Öffentlichkeit daran gewöhnt werden, 
dass die Bundeswehr zu einer Armee 
umgebaut wird, die überall in der Welt 
deutsche Interessen gewaltsam durch-
setzen soll. Genau das hatte die Bun-
desregierung aus CDU/CSU und FDP in 
den verteidigungspolitischen Richtlini-
en festgehalten: Die Aufrechterhaltung 
des freien Welthandels und des freien 
und sicheren Zugangs zu Märkten und 
Rohstoffen in aller Welt wurde nun ganz 
offiziell zur Aufgabe der Bundeswehr er-
klärt.  Der Unterstützungseinsatz in der 
somalischen Wüste für indische Blauhel-
me, die übrigens nie dort ankamen, war 
nur ein Vorgeschmack. Der Charakter 

der Einsätze wurde immer offensiver, 
bis hin zum völkerrechtswidrigen An-
griff auf Jugoslawien. 

Das hätten wir uns übrigens 1993 
nicht träumen lassen, dass es ausgerech-
net SPD und Grüne sein würden, die 
die Bundeswehr in diesen Angriffskrieg 
schickten. Die meisten Friedensbeweg-
ten und auch viele DFG-VK-Mitglieder 
fühlten sich ja am ehesten einer dieser 
beiden Parteien verbunden. 1999 haben 
wir erfahren, wie schnell sich politische 
Weltbilder verändern können. Noch am 
14. März 1998 hat der spätere Außenmi-
nister Joschka Fischer der Taz in den In-
terviewblock diktiert: „Wir lehnen mi-
litärische Friedenserzwingung ab. Das 
ist ein Satz, den ich in dieser Grundsätz-
lichkeit nicht im Programm gestrichen 
sehen will.“ Nur ein Jahr später hielt der-
selbe Mann  in Bielefeld auf dem Partei-
tag der Grünen eine hoch emotionale 
Rede, mit der er die Delegierten seiner 
Partei dazu brachte, die Bomben auf Bel-
grad weiter hinzunehmen. 

Viele von uns empfanden das als 
Verrat an der gemeinsamen Sache, ver-
gleichbar etwa der Zustimmung der 
SPD zu den Kriegskrediten 1914. Dieje-
nigen, mit denen wir zusammen bei Os-
termärschen gelaufen sind und in Mut-
langen vor den Toren des Atomwaffen-
arsenals gesessen haben, vertraten nun 
einen militärischen Interventionismus, 
den sie auch noch mit Menschenrechten 
begründeten. 

Sobald sie politische Verantwortung 
in der Bundesregierung hatten, mach-
ten sie das Gegenteil von dem, was sie 
zuvor verkündet und in ihrem Wahlpro-
gramm fixiert hatten. Damit haben sie 
auch die Friedensbewegung gespalten, 
so dass diese in dieser kritischen Situ-
ation nicht die Kraft hatte, dem neuen 
rot-grünen Militarismus kräftig in den 
Arm zu fallen. 

Stärkung der Friedensbewegung

Jetzt werden sicher einige von euch 
fragen: Wie würdest du dich denn ent-
scheiden, wenn deine Partei vor einer 
solchen Entscheidung stünde, entweder 
Ja zu sagen zu einem Kriegseinsatz der 
Bundeswehr oder eine Regierungskoali-
tion platzen zu lassen? Die Frage ist be-
rechtigt, und wir diskutieren das auch in 
unserer Partei. Denn bekanntlich gibt ja 
bei uns auch einzelne Leute, die meinen, 
Die Linke müsste sich in der Außenpo-
litik irgendwie auf SPD und Grüne zu- 
bewegen, damit endlich eine Mehrheit 
links von der CDU/CSU zustande kom-
men kann. 
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Und dann stellt sich eben die Frage, 
ob man ein eventuelles Mehr an sozialer 
Gerechtigkeit mit Abstrichen in der Frie-
densfrage erkaufen sollte. 

Ich lehne das natürlich ab. Allerdings: 
Ehrlich gesagt, sehe ich im Moment 
gar keinen Anlass für solche Debatten. 
Wir sind im Augenblick weiter denn je 
von einer parlamentarischen Mehrheit 
diesseits der Unionsparteien entfernt 
als zuvor. Und wir haben gesehen, dass 
selbst rechnerische Mehrheiten im Bun-
destag sich nicht automatisch in alter-
native Politik verwandeln lassen. Da-
für braucht es auch eine entsprechende 
Stimmung in der Bevölkerung und star-
ke progressive Kräfte außerhalb des Par-
laments, die wirklich spürbaren Druck 
machen für Veränderungen. 

Oder meint hier irgendjemand, dass 
eine noch so gutwillige Mitte-Links-Re-
gierung einen Ausstieg aus den Bundes-
wehreinsätzen, aus den Rüstungsexpor-
ten und/oder aus der nuklearen Teilhabe 
der Nato politisch durchhalten könnte, 
wenn sie nicht von einer unübersehba-
ren und unüberhörbaren Friedensbewe-
gung dazu gedrängt würde? Und, ganz 
ehrlich, wo ist sie jetzt, diese starke Be-
wegung? Wir sollten uns vornehmen, 
dass die DFG-VK sich um den Aufbau ei-
ner außerparlamentarischen Bewegung 
kümmert, die so stark, selbstbewusst 
und unabhängig ist, dass künftige Bun-
desregierungen, egal in welcher Farb-
kombination, nicht an ihr vorbei kom-
men. Und daran möchte ich gerne mit-
arbeiten. 

Niemals der verlängerte Arm 
politischer Parteien sein

Das bedeutet auch, dass die Friedens-
bewegung sich niemals zum verlänger-
ten Arm einer oder mehrerer politischer 
Parteien machen lassen darf. Wir kön-
nen und dürfen uns nicht darauf verlas-
sen, dass bestimmte Parteien oder ein-
zelne Abgeordnete in so einer Situation 
nicht umfallen. 

Im Gegenteil: Wir müssen es sein, die 
Impulse setzen und friedenspolitische 
Themen auf die Tagesordnung der Par-
teien und Parlamente bringen. 

Die DFG-VK hat immer dann erfolg-
reich auf die Politik Einfluss genommen, 
wenn sie ganz konkrete Forderungen, 
die im Alltagsbewusstsein vieler Men-
schen eine Rolle spielten, mit Aktionen 
und Kampagnen in die Öffentlichkeit 
bringen konnte. Ein Beispiel aus dem 
Jahr 1989 war die gemeinsame Erklä-
rung mit der IG-Metall „Kriegsdienstver-
weigerung als Zukunftssicherung“, die 

die Regierungsparteien so empörte, dass 
sie eine Aktuelle Stunde im Bundestag 
aufsetzten. All ihre Empörung und alle 
Schikanen gegen Kriegsdienstverweige-
rer wie der verlängerte Zivildienst nutz-
ten jedoch nichts, die Zahl der Kriegs-
dienstverweigerer stieg und stieg und 
stieg bis zur Aussetzung der allgemei-
nen Wehrpflicht im Jahr 2011. Und das 
war auch einer der großen Erfolge un-
serer Arbeit. Wir vernachlässigen ja oft, 
solche Erfolge richtig herauszustellen 
und gebührend zu feiern. Denn uns ist 
immer bewusst, wie viele Schritte wir 
noch vor uns haben. Doch wir sollten 
uns immer klar machen, dass auch klei-
ne Erfolge Mut machen können, sich ge-
gen alle Widerstände für eine friedliche-
re Welt einzusetzen. Und wer immer nur 
Niederlagen einsteckt oder zumindest 
so tut, als würde alles immer schlechter 
und schlechter, der darf sich nicht wun-
dern, wenn sich nur wenige Menschen 
finden, die ihre Energie und ihre Lebens-
zeit für solch ein scheinbar aussichtloses 
Unterfangen einsetzen wollen. 

Zurück zur Wehrpflicht: Wir haben 
ja übrigens neuerdings eine Partei im 
Bundestag, die sich zwar Nato-kritisch 
gibt, aber alles andere als antimilita-
ristisch ist. Die AfD möchte die Wehr-
pflicht wieder aktivieren, die Bundes-
wehr aufrüsten und die Wehrmacht 
zum Bezugspunkt der Traditionspflege 
machen. (...) Die AfD treibt die Debatte 
in unserem Land weiter nach rechts. Mit 
völkisch-nationalem Gedankengut, Het-
ze gegen Muslime und unverhohlenem 
Rassismus. Und jetzt hat sie auch noch 
Zugriff auf 92 Abgeordnetenbüros mit 
entsprechenden Mitarbeiterstellen und 
noch besserem Zugang zu den Haupt-
stadtredaktionen. Was das mit dem poli-
tischen Klima im Land und mit unseren 
Möglichkeiten macht, dürfen wir nicht 
unterschätzen. 

Wie sollen wir damit umgehen, wenn 
auch bei Friedensaktionen Leute auftau-
chen, die eine ganz andere Agenda ver-
folgen? Nun, zunächst rate ich zu großer 
Gelassenheit, aber auch zu großer Klar-
heit. Wer auf unseren Aktionen und Ver-
anstaltungen das Wort bekommt, wel-
che Slogans und Transparente gezeigt 
werden, bestimmen immer noch wir. 

Wir können auch durch entsprechen-
de Gestaltung der Aufrufe deutlich ma-
chen, dass die Friedensbewegung inter-
nationalistisch, weltoffen und bunt ist 
und dass wir völkisches Gedankengut 
ablehnen. Und gerade heute finde ich, 
wir sollten auch die Geflüchteten und 
Asylsuchenden in unsere Aktionen mit 
einbeziehen. Es geht nämlich nicht da-

rum, selbst Abgrenzung zu betreiben, 
sondern die Grenzziehungen in unserer 
Gesellschaft zu überwinden. 

In der Weimarer Republik war die 
DFG eine der bewusstesten antifaschis-
tischen Kräfte, sie sagte klar voraus, dass 
Stahlhelm und Hakenkreuz Deutsch-
lands Untergang sein würden. Dafür be-
zahlten viele ihrer Mitglieder mit KZ, 
Haft und Exil. Kriegsdienstverweigerer 
und Deserteure wurden von Nazi-Rich-
tern wie dem späteren CDU-Minister-
präsidenten Filbinger zum Tode verur-
teilt. Und Carl von Ossietzky starb nach 
schweren Misshandlungen im KZ Ester-
wegen kurz nach seiner Freilassung. Für 
uns ist daher klar, wo unsere schlimms-
ten politischen Gegner stehen: Überall 
da, wo die Ideologie der Ungleichwertig-
keit von Menschen verbreitet wird, wird 
sie auf den entschiedenen Widerspruch 
von uns Pazifistinnen und Antimilitaris-
tinnen treffen. 

Wir hatten nun heftige Auseinander-
setzungen, was das für die Bündnisar-
beit der DFG-VK bedeutet. Und ich fin-
de, wir müssen aus dem Untergang der 
Weimarer Republik im Nationalsozialis-
mus eine historische Konsequenz zie-
hen: So selbstverständlich, wie wir nicht 
mit Nazis und Rechtsextremen zusam-
menarbeiten, genauso selbstverständ-
lich sollten wir einer Totalitarismus-The-
orie entgegentreten, die eine Gemein-
samkeit von linken und rechten Ide-olo-
gien konstruieren will, die angeblich 
beide darauf zielen, Demokratie und 
Rechtsstaatlichkeit zu überwinden. Die 
Zerstörung der Weimarer Republik wird 
als Ergebnis der Angriffe von links und 
von rechts umgedeutet, wobei die Rolle 
der Bürgerlich-Konservativen, der Mili-
taristen und des Großkapitals beim Auf-
stieg der NSDAP zur Macht geflissentlich 
übersehen wird. (...)

Wenn es politische Strömungen in 
diesem Land gegeben hat, die Hitler den 
Weg bereitet haben, dann sind das der 
Militarismus und der Chauvinismus ge-
wesen, auch wenn sie in bürgerlichem 
Gewand daher kamen. Ich finde, wir 
dürfen uns diese Ungerechtigkeit, die-
se Vergewaltigung der Geschichte, nicht 
gefallen lassen! 

Quellen des Pazifismus

Pazifismus, so wie wir ihn verstehen, 
ist ja nicht das stille Dulden von Gewalt 
und Ungerechtigkeit, im Gegenteil. Der 
Pazifismus hat sich immer aus zwei geis-
tigen Quellen gespeist. Die eine Quel-
le ist eine Ethik der Mitmenschlichkeit, 
das Mit-Leiden am Leiden anderer. Was 
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mich zur Pazifistin gemacht hat, waren 
die Bilder verbrennender Kinder in Vi-
etnam und verhungernder Kinder in Bi-
afra. 

Heute müssten die Bilder überfüll-
ter Schlauchboote im Mittelmeer und 
an Land treibender Leichname, die Bil-
der von Cholerakranken im Jemen und 
zerstörten Städten in Syrien dieselbe 
Wirkung auf alle Menschen haben, die 
ihre Empathie noch nicht ganz verlo-
ren haben. Die Empörung über Gewalt 
und Zerstörung, die Wut auf eine Gesell-
schaft, die Massenmord als Mittel der Po-
litik zulässt, und der Abscheu vor Gewis-
senlosigkeit und Kadavergehorsam sind 
starke Motive für die Entscheidung, den 
Krieg und alle seine Wurzeln mit aller 
Konsequenz zu bekämpfen. Übrigens 
ist es auch genau das, was ich unter Be-
kämpfung von Fluchtursachen verstehe. 
Deswegen sollten wir die Geflüchteten, 
die heute bei uns leben, auch als politi-
sche Subjekte wahrnehmen und mit ih-
nen gemeinsam für friedliche und ge-
waltfreie Lösungen der Konflikte in ih-
ren Herkunftsländern streiten.  

Die andere Quelle des Pazifismus ist 
die Vernunft. Krieg ist, wie Willy Brandt 
einmal formuliert hat, die Ultima Irratio, 
die äußerste Unvernunft. Leider ist diese 
Erkenntnis vielen seiner Enkelkinder in-
zwischen abhanden gekommen. 

Vor allem die Vernunft wird uns ja 
immer wieder von unseren politischen 
Gegnerinnen abgesprochen. Da heißt 
es, Pazifistinnen seien gefühlsduselig 
und naiv, sie ignorierten die Machtver-
hältnisse und überschätzten die Mög-
lichkeiten politischer, nicht-militäri-
scher Intervention in Krisen und Kriege. 

Da wird dann gerne ein so genann-
ter „Verantwortungspazifismus“ kons-
truiert, der im Gegensatz zu einem an-
geblichen „Gesinnungspazifismus“ eben 
wisse, dass der Frieden auch mit kriege-
rischen Mitteln gesichert werden müsse 
und dass Gewalt eben nur mit Gewalt 
begegnet werden könne. 

Ich frage mich: Was ist eigentlich ra-
tional an einer Politik, die die Ressour-
cen unseres Planeten und die Fähigkei-
ten von Millionen Menschen nicht für 
die Verbesserung der Lebensgrundla-
gen und die Bekämpfung von Hunger, 
Armut und vermeidbaren Krankheiten 
einsetzt, sondern in sehr viel größerem 
Maße für Arsenale der gegenseitigen 
Zerstörung und Vernichtung? 

Was ist rational daran, alle möglichen 
Staaten auf dieser Welt mit Waffenliefe-
rungen aufzurüsten und die damit ange-
heizten Konflikte dann militärisch ein-
dämmen zu wollen? Und was bitte ist ei-

gentlich rational an einem so genannten 
Krieg gegen den Terror, der die Gefahr 
von Terroranschlägen nicht etwa verrin-
gert, sondern vervielfacht hat? 

Die Militärinterventionen der letzten 
25 Jahre haben die Welt nicht sicherer, 
sondern unsicherer gemacht. Sie haben 
Millionen Menschenleben gekostet. Die 
Medizinzeitschrift The Lancet hat schon 
2013 eine Zahl von 5,4 Millionen Kriegs-
toten seit 1945 ermittelt. (...)

Es kann sein, dass diese Kriege aus 
der Perspektive von Rüstungsunterneh-
men oder aus der Perspektive von Söld-
nerfirmen wie Blackwater rational sind. 

Aus der Perspektive der Mehrheit der 
Menschen, hier und dort, die eigentlich 
nichts anderes wollen, als in Frieden 
ihre Kinder und Enkelkinder aufwach-
sen zu sehen, ist der Militärinterventio-
nismus zutiefst irrational. 

Liebe Freundinnen und Freunde, ei-
nes müssen wir uns immer klar ma-
chen: Wir sind in diesem Land klar in 
der Minderheit. Wenn wir uns ernsthaft 
in der politischen Landschaft umschau-
en, dann stellen wir fest, dass es zwar 
regelmäßig Umfragen gibt, in denen gro-
ße Mehrheiten der Bevölkerung die Bun-
deswehreinsätze, die Aufrüstungsplä-
ne, die Atomwaffenstationierung oder 
die Rüstungsexporte in Kriegsgebiete 
ablehnen, dass diese Mehrheiten sich 
aber weder auf der Straße noch auf dem 
Wahlzettel angemessen widerspiegeln.  

Deswegen sehe ich eine der zentra-
len Aufgaben für die DFG-VK und für 
die Friedensbewegung darin, eine neue 
Protestkultur zu entwickeln, die pazi-
fistische Politik und die Durchsetzung 
konkreter Forderungen in diesem Land 
überhaupt wieder möglich macht. 

Wie kann das aussehen? 
Ich sehe vor allem drei Themenbe-

reiche, in denen es möglich ist, gesell-
schaftliche Bewegung weit über unsere 
engen Kreise hinaus zu erzielen: 

Erstens die Frage der Atomwaffen, 
die ich schon ganz am Anfang erwähnt 
habe. Immer wieder behaupten die Re-
gierenden, auch sie stünden für eine 
atomwaffenfreie Welt. Aber sie tun 
nichts oder weniger als nichts dafür, 
dass sie Wirklichkeit wird. 

Der Konflikt zwischen Trump und 
Kim, aber auch der Verbotsvertrag der 
Vereinten Nationen, hat dieser Debatte 
eine unglaubliche Aktualität gegeben. 
Die DFG-VK mit ihren Landesverbänden 
und Ortsgruppen wäre geeignet, von 
unten Bündnisse aufzubauen, die sich 
neu um diese Frage kümmern. Schaffen 
wir die Atomwaffen ab, bevor sie uns ab-
schaffen! 

Zweitens die Rüstungsexporte. Dabei 
ist mir wichtig, Rüstungsexporte nicht 
nur als eine Frage von Zahlen zu behan-
deln, also danach zu fragen, was wann 
wohin geliefert wurde. Es kommt auch 
darauf an, den Opfern deutscher Waffen 
ein Gesicht, Namen und Stimme zu ge-
ben. 

Drittens die Frage der Rüstungsaus-
gaben. Der Rüstungshaushalt soll nach 
den Nato-Forderungen nahezu verdop-
pelt werden. Und das in einer Situation, 
in der immer mehr Menschen keinen be-
zahlbaren Wohnraum finden, Schulen 
zerbröseln, Bibliotheken und Schwimm-
bäder geschlossen werden müssen und 
wir gesellschaftlich dringend mehr Geld 
für eine sozial verträgliche Energiewen-
de und die Integration der Geflüchteten 
benötigen. 

Hier lässt sich die soziale Frage unmit-
telbar mit der Friedensfrage verbinden. 
Und wir können die Auseinanderset-
zung mit der Rolle und Aufgabe der Bun-
deswehr ganz konkret führen. Denn im 
Wesentlichen sollen die erhöhten Rüs-
tungsausgaben ja für eine bessere Ein-
satzfähigkeit der Bundeswehr im Rah-
men von Nato- und EU-Militäreinsätzen 
sorgen. Ich rate übrigens davon ab, bei 
dieser Debatte den Begriff „Zwei-Pro-
zent-Ziel“ zu benutzen, der die Dramatik 
der Aufrüstungspläne nur verschleiert. 
De facto geht es um eine Verdoppelung 
der Rüstungsausgaben und damit um die 
gigantischste Aufrüstung seit der Grün-
dung der Bundeswehr. 

Am Montag wurde der Aufruf „Abrüs-
ten statt Aufrüsten“ veröffentlicht, der 
bis gestern Mittag schon 6.500 On-
line-Unterschriften erreicht hat. Dieser 
Aufruf könnte zum Ausgangspunkt ei-
ner neuen friedenspolitischen Debatte 
in diesem Land werden und ich würde 
mich freuen, wenn die DFG-VK sich hier 
aktiv einbringt. 

Wo soll es also hingehen? Ich glaube, 
dass da immer noch die Worte von Ber-
tha von Suttner aktuell sind. Sie sagte: 

„Der Weltfrieden ist keine Frage der 
Möglichkeit, sondern der Notwendig-
keit. Es ist nicht das Ziel, sondern der 
normale Zustand der menschlichen Zivi-
lisation. Wir dürfen nicht denken, dass 
wir diesen Zustand erreicht haben, so-
lange wir noch von den Grausamkeiten 
der Kriege belastet sind. Die Höherent-
wicklung der Welt muss auf dem Welt-
frieden basieren.“

Kathrin Vogler war DFG-VK-Geschäfts-
führerin und -Bundessprecherin. Seit 
2009 ist die für Linken-Bundestagsab-
geordnete.
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Im Folgenden werde ich ein paar per-
sönliche Erfahrungen benennen (...), 
danach auf das Friedensengagement 

der Kirchen zu sprechen kommen, um 
anschließend heutige Aufgaben des Pa-
zifismus zu benennen.

Biografische Erfahrungen

Bisher hat keine meiner Predigten so 
viel Resonanz hervorgerufen wie die im 
ZDF-Fernsehgottesdienst aus der Frau-
enkirche in Dresden am Neujahrstag 
2010. Dabei erregte nicht die ganze Pre-
digt die Gemüter, sondern nur ein kur-
zer Abschnitt. „Nichts ist gut in Afgha-
nistan…“, beginnt dieser. Die Predigt 
insgesamt haben sicher nur wenige im 
Fernsehgottesdienst gehört oder spä-
ter nachgelesen. Allein an diesem Ab-
schnitt, im Predigtmanuskript 15 Zeilen 
lang, nahmen viele Anstoß. Eine Zeitung 
startete mit diesem einen Satz offensiv 
eine Umfrage: „Was halten Sie von dem, 
was die Bischöfin der hannoverschen 
Landeskirche und Ratsvorsitzende der 
Evangelischen Kirche in Deutschland 
da sagt?“ Es hagelte heftige und teilwei-
se hämische Reaktionen: Ich würde die 
deutschen Soldaten in Afghanistan im 
Stich lassen, ich sei naiv, anmaßend, 
bis hin zu der Aufforderung des damali-
gen Wehrbeauftragten des Bundestages, 
Reinhold Robbe, ich sollte mich doch 
mit den Taliban in ein Zelt setzen und 
bei Kerzenlicht beten.

Mich erreichte allerdings auch eine 
Welle von zustimmenden und ermuti-
genden Briefen und Mails, die mir ge-
holfen hat, meine Position nicht als ab-
surd anzusehen, sondern mich getragen 
zu wissen von vielen Menschen, die glei-
cher Überzeugung sind. Aber die Hef-
tigkeit der kritischen Stimmen hat mich 
doch befremdet. 

Wohlgemerkt: Die rechtliche Legi-
timität des deutschen Einsatzes stand 
nicht infrage; der Bundestag hatte ihn 
2001 mit Mehrheit beschlossen. Aber 
wie kann jemand davon überrascht sein, 
dass meine Kirche trotzdem zum Frie-
den mahnt? Zunächst 1 250 Soldaten für 
sechs Monate, dann 4 500 und acht Jah-
re später die Frage, ob es mehr bewaff-
nete Streitkräfte sein sollen – das muss 

doch zu Fragen Anlass geben! Wer wird 
denn von einer Bischöfin,  oder von ei-
nem anderen Christenmenschen, et-
was anderes erwarten, als dass sie sich 
auf das Wort Jesu im Matthäusevangeli-
um bezieht: „Selig sind, die Frieden stif-
ten“? Was wäre denn gewesen, wenn ich 
gefordert hätte, wir sollten in der Tat 
schlicht mehr Soldaten schicken, mehr 
Waffen liefern? Gerade mit Blick auf die 
Vergangenheit ist mir wichtig, dass Kir-
chen deutlich für das „Frieden schaffen 
ohne Waffen“ plädieren.

Heute denke ich, die Debatte war An-
fang 2010 deshalb so heftig, weil mit 
dem von einem deutschen Oberst im 
September 2009 ausgelösten Angriff 
auf Tanklastwagen, bei dem weit über 
100 Zivilisten ums Leben kamen, plötz-
lich klar wurde, dass deutsche Solda-
ten in Afghanistan eben nicht nur Schu-
len bauen und Brunnen bohren, son-
dern kämpfen. Viel zu lange haben wir 
uns im Land um die Debatte gedrückt, 
ob deutsche Soldaten nach 1945 außer-
halb von Nato-Staaten zu Kampfeinsät-
zen geschickt werden. Stattdessen wur-
de das schleichend selbstverständlich 
bis dahin, dass ein Verteidigungsminis-
ter über die Anschaffung von Drohnen 
nachdachte, ohne dass dies allzu gro-
ße Verwunderung auslöste. In der Sen-
dung „Monitor“ vom 27. September 2012 
sagte Verteidigungsminister Thomas de 
Maizière: „Gezieltes Töten ist ein Fort-
schritt.“ Kann das sein, dass wir gezielt 
töten wollen? Ohne Beteiligung ande-
rer keine menschlichen Gegner mehr, 
sondern Maschinen, die für uns töten! 
Ich bin grundsätzlich gegen Krieg, aber 
hier werden nicht einmal mehr die Mi-
nimalia des „gerechten Krieges“ beach-
tet, von der Suche nach einer prioritären 
Option für den gerechten Frieden ganz 
zu schweigen. (...)

Wer sich als Christin, als Christ für 
den Frieden einsetzt, dem wird schnell 
die Kirchengeschichte entgegengehal-
ten. Wie war das mit den Kreuzzügen? 
Wurde da nicht fortdauernder Hass ge-
schürt? Was ist mit Hexenverfolgung 
und Inquisition – ist das Christentum 
per se gewalthaltig? Wie viele Pogrome 
wurden kirchlich legitimiert! Ich per-
sönlich bin überzeugt, dass die Kirche 

in die Irre gegangen ist, wann immer sie 
Gewalt legitimiert hat. Jesus Christus 
war kein Aufrührer mit der Waffe in der 
Hand. Er hat Frieden gepredigt, nicht 
Krieg, Feindesliebe, nicht Hass. Und so 
absurd die Aufforderung war, mit den 
Taliban in einem Zelt bei Kerzenlicht zu 
beten: In der Bergpredigt heißt es: „Ich 
aber sage euch: Liebt eure Feinde und 
bittet für die, die euch verfolgen …“ (Mt 
5,44). Das ist christliche Maxime. (...)

Das Thema Krieg hat in meiner Kind-
heit eine große Rolle gespielt. Meine El-
tern hatten hautnah erlebt, was Krieg 
bedeutet, der Verlust der Heimat in Hin-
terpommern hat die Familie mütterli-
cherseits geprägt. „Nie wieder Krieg!“, 
das war ein cantus firmus bei uns Zuhau-
se, also die „Hauptmelodie“. 

Der Vietnamkrieg hat mich deshalb 
schockiert. Die Bilder der von Napalm-
bomben gezeichneten Kinder standen 
in aller Welt vor Augen. Als der Krieg am 
1. Mai 1975 offiziell beendet wurde, war 
ich mit einem Stipendium in den USA 
und hatte in den Diskussionen erlebt, 
dass viele Amerikaner es als Schande 
ansahen, einen Krieg „verloren“ zu ha-
ben. Umso mehr überzeugte mich Mar-
tin Luther King. Er hatte schon seit 1965 
für Verhandlungen plädiert und wurde 
Sprecher der Anti-Kriegsbewegung. Er 
vertrat konsequent die Auffassung, dass 
sich Konflikte gewaltfrei lösen lassen, in 
Familien, Gesellschaften, zwischen Nati-
onen. Die Menschen könnten Gewaltlo-
sigkeit lernen, davon war er überzeugt. 
Er vertraute auf die Kraft der Liebe ganz 
im Sinne Jesu. So brachte er die alten bi-
blischen Texte in seinen Ansprachen im-
mer wieder ganz aktuell zum Klingen. 
Mich hat das begeistert und immer wie-
der ermutigt, diesen Standpunkt zu ver-
treten. Dass die Worte Jesu von der Fein-
desliebe eine ungeheure Wirkung entfal-
ten können, erlebe ich auch heute. Sie 
werden belacht, sie regen Menschen auf, 
sie erzeugen Widerspruch – aber sie las-
sen nicht kalt.

Mich hat beeindruckt, dass Martin 
Luther King die Kraft hatte, bei seiner 
pazifistischen Grundüberzeugung zu 
bleiben und sie durchzuhalten, auch 
als beispielsweise in Birmingham im 
US-Bundesstaat Alabama am 15. Septem-
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ber 1963 eine Bombe in der Sonntags-
schule einer baptistischen Kirche explo-
dierte, vier kleine schwarze Mädchen 
tötete und 21 weitere Kinder verletzte. 
Der Ku-Klux-Klan zeigte sich stolz auf 
diese Tat – das erinnert an den IS, der 
sich stolz zu Attentaten bekennt, bei de-
nen Kinder sterben. Muss da nicht Ge-
walt die Antwort sein – das ist die Fra-
ge damals wie heute. Martin Luther King 
hielt eine bewegende Traueransprache 
für die Kinder, aber er ließ sich nicht 
verführen, Gewalt zu befürworten. 

Immer wieder bin ich mit der Fra-
ge konfrontiert worden, ob nicht ange-
sichts dieses Terrorattentats oder jener 
humanitären Katastrophe Gewalt die al-
lein mögliche Antwort sei. Ob nicht al-
les andere lächerlich und naiv oder bei-
des sei. Ich halte es nicht für naiv, weil 
ich nicht sehe, dass ein militärischer 
Einsatz in den letzten Jahrzehnten wahr-
haftig zum Frieden geführt hätte, zu 
echtem, tiefem Frieden. Sprechen erst 
einmal die Waffen, ist Waffenstillstand 
schwer zu erreichen, und gerade wir 
als Deutsche wissen, wie furchtbar lan-
ge es dauert, bis Frieden wird – im Land 
und in den Menschen. Mich tröstet, dass 
Martin Luther King – wie im übrigen alle 
anderen Pazifisten, sei es Gandhi, sei es 
Bertha von Suttner – ebensolche Fragen 
über sich ergehen lassen mussten. 

Vorbild war und bleibt mir King auch, 
weil er sich nicht zurückdrängen ließ. 
„Weil ich Prediger aus Berufung bin…“, 
so begründet er sein Engagement ge-
gen den Vietnamkrieg. In diesem Vor-
trag weist er die Anfragen zurück, wie 
er sich denn in diesen Krieg einmischen 
könne. Bürgerrechtler ja, aber was ver-
stehe er von Vietnam, wurde gefragt. 
King zeigt sehr klar die Zusammenhän-
ge: In Vietnam kämpften junge schwar-
ze Soldaten für eine Freiheit, die sie zu 
Hause gar nicht hatten. Sie zerstörten 
die Häuser von Menschen, die von den 
USA ebenso unterdrückt wurden wie sie 
selbst. Und die Gelder, die in den Krieg 
flossen, sie wurden der Armutsbekämp-
fung im eigenen Land entzogen. Gerech-
tigkeit und Frieden, sie sind unmittelbar 
miteinander verknüpft. Das ist mir per-
sönlich im Konziliaren Prozess für Ge-
rechtigkeit, Frieden und die Bewahrung 
der Schöpfung klar geworden, für den 
ich mich jahrelang engagiert habe.

(...) Jetzt aber zum

Friedensengagement  
der Kirchen

Am 2. August 1914 spricht der Berliner 
Hof- und Domprediger Bruno Doehring 

von den Stufen des Reichstags zu einer 
großen Volksmenge in einem impro-
visierten Gottesdienst: „Ja, wenn wir 
nicht das Recht und das gute Gewissen 
auf unserer Seite hätten, wenn wir nicht 
– ich möchte fast sagen handgreiflich – 
die Nähe Gottes empfänden, der unsere 
Fahnen entrollt und unserm Kaiser das 
Schwert zum Kreuzzug, zum heiligen 
Krieg in die Hand drückt, dann müssten 
wir zittern und zagen. Nun aber geben 
wir die trutzig kühne Antwort, die deut-
scheste von allen deutschen: Wir Deut-
sche fürchten Gott und sonst nichts auf 
der Welt!“ 

Bei solcher Predigt graust es mir gut 
hundert Jahre später. Hier haben Men-
schen Ideologie und Zeitgeist mehr ge-
horcht als dem Gott, der die Ohnmacht 
am Kreuz kennt. Es ist erschreckend, 
wie der Kollege damals diese Kriegs-
treiberei mit der Botschaft Jesu hat in 
Verbindung bringen können. Auf allen 
Seiten waren die Kirchen Europas Teil 
eines national verblendeten Getöses. 
Doch es gab Ausnahmen. So sandte der 
schwedische Erzbischof Nathan Söder-
blom im September 1914 von Uppsala 
aus einen Friedensaufruf an die Kirchen-
verantwortlichen Europas. Deren Reak-
tionen allerdings sind aus heutiger Sicht 
beschämend. Deutschen, französischen 
und britischen Kirchenleitern war die 
Verbundenheit zur Nation wichtiger als 
die christliche Friedensbotschaft. 

Und, nebenbei bemerkt, da waren sie 
nicht die Einzigen, bei denen zuvor ge-
äußerte Überzeugungen nach dem Be-
ginn des Krieges 1914 keine große Rol-
le mehr spielten: Im November 1912 hat-
te die Sozialistische Internationale in Ba-
sel – genauer: sogar im Basler Münster 
mit Zustimmung und Unterstützung der 
dortigen Kirchengemeinde – einen in-
ternationalen Friedenskongress mit über 
500 Delegierten aus 23 europäischen 
Ländern veranstaltet unter dem Motto: 
Krieg dem Kriege! Nach dem Sommer 
1914 schlachteten sich dann die Sozi-
aldemokraten und Sozialisten, die Ge-
werkschafter und Arbeiter aus den am 
Ersten Weltkrieg beteiligten Staaten ge-
genseitig ab. Gezwungenermaßen. Und 
leider gab es keine Generalstreiks und 
keine massenhaften Kriegsdienstver-
weigerungen.

Gott sei Dank haben die Kirchen 
und die Christen seitdem gelernt. Vor 
hundert Jahren war der deutsche Pro-
testantismus dem Kaiser als Oberhaupt 
der Kirche auf ś Engste verbunden; Kir-
chenmitglieder wie Kirchenleitungen 
lehnten mehrheitlich die Weimarer Re-
publik vehement ab und bejahten dann 
den Nationalsozialismus. 

Inzwischen sind wir froh über die 
Trennung von Staat und Kirche und die 
jeweilige Freiheit, die das bringt. Der 
Protestantismus heute bejaht die Demo-
kratie mit Meinungsfreiheit, Redefrei-

Margot Käßmann: „Das Engagement aller Mitglieder der DFG-VK wird gebraucht, heute 
mindestens so sehr wie in den letzten 125 Jahren.“
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heit, Religionsfreiheit. Die Evangelische 
Kirche spricht nicht mehr von „gerech-
tem Krieg“, sondern allein von „gerech-
tem Frieden“. Das ist keine Phrase, son-
dern das Ergebnis vieler durchlittener 
Erfahrungen. 

Wir haben gelernt, dass es auch gilt, 
widerständig zu sein. Zum einen von je-
nen, die aus Glaubens- und Gewissens-
gründen Widerstand gegen die Natio-
nalsozialisten geleistet haben, als unse-
re Kirche mehrheitlich versagt hat und 
sich nicht schützend vor die verfolgten 
Juden, Sinti und Roma, Kommunisten 
und Homosexuellen stellte. Und von de-
nen, die in der DDR die Türen weit auf-
gemacht haben für freie Rede, Ausein-
andersetzung und Kritik auch am Staat 
und so eine friedliche Revolution mög-
lich gemacht haben. Diesen Erfahrungs-
schatz gilt es nun zu nutzen für eine 
glaubwürdige Haltung in unserer Zeit. 
Da sind die reformatorischen Kirchen in 
aktuellen Fragen gefordert.

Gerade im gegenwärtigen Ukrai-
ne-Konflikt ist es wichtig, die Stimme 
des Friedens hörbar zu machen – gegen-
über Wladimir Putin, aber auch gegen-
über allen, die jetzt Russland als Feind 
sehen wollen. Mehr als 100 Jahre nach 
dem Beginn des Ersten und mehr als 75 
Jahre nach Beginn des Zweiten Weltkrie-
ges, 25 Jahre nach dem Fall der Mauer 
herrscht in Europa mancherorts wieder 
Kriegsangst. Anders als 1914 aber rufen 
Europas Kirchen nicht mehr zum Krieg 
auf. Sie sehen es als ihre Aufgabe, gegen 
die zunehmenden Abgrenzungen und 
Anfeindungen die Friedensbotschaft 
Jesu zu setzen, einzutreten für Interes-
sensausgleich und Verhandlungslösun-
gen. Das aber müssen sie auch vernehm-
bar tun. Die Stimme der europäischen 
Kirchen inklusive der russisch-orthodo-
xen sollte viel stärker hörbar sein. Ge-
schieht das nicht, bleibt die Frage: Was 
sind jene Dialoge wert, die wir über 
Jahrzehnte geführt haben? Was hat es ge-
bracht, so miteinander zu ringen, wenn 
nun die Kraft fehlt, die vermeintlich er-
reichte Gemeinsamkeit auch erfahrbar 
zu machen über nationale und konfessi-
onelle Grenzen hinweg? (...) 

Doch im Zeitalter von Drohnen und 
Massenvernichtungswaffen kann nie-
mand mehr Krieg als ein Werkzeug Got-
tes sehen. Der Kriegstaumel von Sunni-
ten und Schiiten im Irak, die jeweils zum 
angeblich „heiligen Krieg“ aufrufen, er-
innert erschreckend an den Dreißigjäh-
rigen Krieg in Europa wie an das „Gott 
mit uns“ auf den Koppelschlössern der 
Soldaten in beiden Weltkriegen. Wieder 
wird der Name Gottes missbraucht, um 

eigene Vorstellungen durchzusetzen. 
Die blutigen Schlachtfelder von Verdun 
liegen heute in den Ebenen des Zweis-
tromlandes oder in Zentralafrika. Und 
immer leiden zuerst die Kinder und wer-
den traumatisiert fürs Leben. Der Krieg 
zerstört nicht nur Städte und verwüstet 
Felder, er prägt die Kinder, Enkel und 
Urenkel der Täter und der Opfer.

Gewalt und Krieg können nicht mit 
Gott legitimiert werden, das haben die 
reformatorischen Kirchen schmerzhaft 
gelernt. Religion darf sich nicht miss-
brauchen lassen, um Öl in das Feuer eth-
nischer, religiöser, nationaler oder wirt-
schaftlicher Konflikte zu gießen. Zum 
Frieden zu rufen, ist ihre Aufgabe. Die 
Reformatoren wollten einen freien Glau-
ben, in dem Menschen selbst lesen, frei 
denken, Fragen stellen dürfen und das 
eigene Gewissen schärfen können. Es 
braucht diesen gebildeten, selbstkriti-
schen Glauben, um jeder Form von Fun-
damentalismus zu widerstehen und den 
Verlockungen von Hass und Gewalt. Das 
können wir weitergeben aus bitterer Er-
fahrung: Krieg kann nicht gerecht sein.

Ganz klar ist doch heute, dass zivi-
le Mittel immer mindestens Vorrang 
haben müssen vor militärischen. Wer 
aber sieht, wie pazifistische Positionen 
in Frage gestellt sind, ja lächerlich ge-
macht werden, wie militärische Einsät-
ze mit humanitären Zielen begründet 
werden, dass Deutschland zur drittgröß-
ten Rüstungsexportnation aufgestiegen 
ist, dem wird bewusst: Es gilt, wach 
und wachsam zu bleiben. Gerade was 
die Rüstungsexporte betrifft, wird doch 
glasklar: Wir können und dürfen nicht 
die Kriege dieser Welt beklagen und 
gleichzeitig an ihnen verdienen!

Wir haben wenige Vorbilder, die so 
wachsam waren. Zu denken ist an Die-
trich Bonhoeffer, der die ökumenische 
Bewegung als Friedensbewegung gese-
hen hat. An Friedrich Siegmund-Schult-
ze, der immer wieder zum Frieden mahn-
te. Siegmund-Schultze war übrigens der 
Gründer der Zentralstelle KDV, in der 
die DFG-VK jahrzehntelang maßgeblich 
mitarbeitete und deren ich Präsidentin 
ich einige Jahre sein durfte. In die Reihe 
dieser Vorbilder gehört auch Martin Nie-
möller. Der Präsident der Evangelischen 
Kirche von Hessen und Nassau war ab 
1957 Präsident der Deutschen Friedens-
gesellschaft, ab 1958 auch der Internati-
onale der Kriegsdienstgegner und nach 
der Fusion der beiden 1968 und dann 
1974 mit dem Verband der Kriegsdienst-
verweigerer zunächst Präsident und 
dann ab 1976 Ehrenpräsident der DFG-
VK. Als hochrangiger Kirchenvertreter 

hat er sich dabei immer wieder dem Vor-
wurf ausgesetzt, „zu politisch“ zu sein.

Aufgaben des Pazifismus heute

Guido Grünewald hat gestern die 125- 
jährige Geschichte der DFG nachge-
zeichnet (Sein Vortrag ist auf Seite 12 
ff. in diesem Heft veröffentlicht). Mir ist 
daran besonders wichtig, dass jedes Mit-
glied der DFG-VK mit der Unterschrift 
unter die Grundsatzerklärung ein per-
sönliches Bekenntnis mit organisiertem 
gemeinsamem politischem Engagement 
verknüpft: „Der Krieg ist ein Verbre-
chen an der Menschheit. Ich bin daher 
entschlossen, keine Art von Krieg zu un-
terstützen und an der Beseitigung aller 
Kriegsursachen mitzuarbeiten.“

Was aber heißt es heute, an der Be-
seitigung von Kriegsursachen mitzuar-
beiten? Drei Beispiele will ich nennen, 
die für uns in Deutschland relevant sind:

Zum einen sind da die Atomwaf-
fen. US-Präsident Donald Trump fragt: 
„Wenn wir Atomwaffen haben, warum 
setzen wir sie nicht ein?“ Ralph Freund, 
stellvertretender Vorsitzender der Repu-
blicans Overseas, sagte kürzlich in ei-
nem Interview mit dem Deutschland-
funk: „Warum haben sie ein Atomwaf-
fenpotenzial, wenn sie damit noch nicht 
mal drohen? – Diese Diktatoren müssen 
sie damit zum Bewusstsein rufen, dass 
es noch andere Kräfte gibt. Ich halte das 
für richtig. Ich glaube nicht, dass dann 
letztendlich die Atomwaffe gezogen 
wird, aber man muss zumindest diese 
Militäroption gegenüber Diktatoren zie-
hen.“

Und mit Blick auf die Koalitions-
verhandlungen sagte Alexander Graf 
Lambsdorff von der FDP am 2. Novem-
ber: „Die ganz wenigen (Atomwaffen), 
die wir hier haben, sind deswegen wich-
tig, damit wir als Deutschland in der 
Nato bei diesem wichtigen Thema mit-
reden können….“. 

Angesichts solcher Aussagen muss 
uns gruseln nach Hiroshima und Naga-
saki. Da ist ganz klar Widerspruch ange-
sagt!

Zum anderen geht es um Bewusst-
seinsbildung in unserer Gesellschaft, 
aber auch international. Die Friedens-
bewegung ist klein geworden, obwohl 
doch die Probleme groß sind. Im vergan-
genen Jahr tobten 18 Kriege der höchs-
ten Eskalationsstufe. Syrien, Jemen, Su-
dan, Nigeria und Afghanistan sind Orte 
massivster Gewalt. Und auch in Europa 
ist der Krieg wieder in greifbare Nähe 
gerückt. Von Berlin nach Donbass sind 
es rund 2.000 Kilometer, mein Routen-
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planer gibt dafür eine Fahrtzeit von 23 
Stunden und 47 Minuten an! Dieser mi-
litärische Konflikt spielt sich gewisser-
maßen vor unserer Haustüre ab! Seit 
der Annexion der Krim durch Russland 
vor drei Jahren gibt es ständige Ausein-
andersetzungen zwischen der Ukraine 
und Russland, zwischen prorussischen 
Separatisten und ukrainischem Militär, 
die inzwischen 10.000 Tote zur Folge 
haben. Die Beziehungen zwischen Russ-
land und der NATO sind dadurch ange-
spannt und verstärken sich durch Mili-
tärmanöver und Truppenstationierun-
gen.

Dem „Kriegsglauben“ können wir nur 
etwas entgegensetzen, wenn wir inter-
national zusammenarbeiten als Kriegs-
gegnerinnen und Kriegsgegner. Gut, 
dass nach mir Semih Sapmaz von der 
War Resisterś  International spricht, in 
der die DFG-VK vernetzt ist.

Zivile Methoden der Konfliktbear-
beitung brauchen mehr Gehör, Media-
tion kann gelernt werden. Dazu gehört 
auch, dass wir international das Recht 
auf Kriegsdienstverweigerung unter-
stützen. 

Lassen Sie mich noch einmal Mar-
tin Luther King zitieren: „Zuerst muss 
betont werden, das gewaltloser Wider-
stand keine Methode für Feiglinge ist. Es 
wird Widerstand geleistet. Wenn jemand 
diese Methode anwendet, weil er Angst 
hat oder nur weil ihm die Werkzeuge 
zur Gewaltanwendung fehlen, so han-
delt er in Wirklichkeit nicht gewaltlos. 
Aus diesem Grunde hat Gandhi oft ge-
sagt, man solle, wenn man nur die Wahl 
zwischen Feigheit und Gewalt hat, lie-
ber kämpfen. Er wusste, dass es immer 
noch eine andere Möglichkeit gibt: We-
der eine Einzelperson noch eine Gruppe 
von Menschen braucht sich einem Un-
recht zu unterwerfen oder Gewalt anzu-
wenden, um sich wieder Recht zu ver-
schaffen; denn es gibt den Weg des ge-
waltlosen Widerstands. Das ist letzten 
Endes der Weg des Starken. Es ist keine 
Methode träger Passivität. Der Ausdruck 
„passiver Widerstand“ erweckt oft den 
falschen Eindruck, dass das eine Metho-
de des Nichtstuns sei, bei der derjenige, 
der Widerstand leistet, ruhig und passiv 
das Böse hinnimmt. Aber nichts ist wei-
ter von der Wahrheit entfernt. Denn der 
Anhänger des gewaltlosen Widerstands 
ist nur insofern passiv, als er seinen Geg-
ner nicht physisch angreift; sein Geist 
und seine Gefühle aber sind immer ak-
tiv. Sie versuchen ständig den Gegner zu 
überzeugen, dass er im Unrecht ist. Die 
Methode ist körperlich passiv, aber geis-
tig stark aktiv. Es ist keine Widerstands-

losigkeit gegenüber dem Bösen, sondern 
aktiver gewaltloser Widerstand gegen 
das Böse.“ 

Und schließlich geht es um Aufrüs-
tung. Statt jetzt aber Friedensmissionen, 
Freiwillige, Mediationsexpertinnen zu 
entsenden, drängen US-Präsident Do-
nald Trump und sein Außenminister Rex 
Tillerson darauf, dass die Nato-Mitglieds-
staaten ihre Militärausgaben auf zwei 
Prozent der Wirtschaftsleistungen erhö-
hen. Der Anteil der Verteidigungsausga-
ben am Bruttoinlandsprodukt (BIP) liegt 
in Deutschland derzeit bei 1,2 Prozent, 
das sind rund 36 Milliarden Euro. Erwar-
tet werden demnach mehr als 70 Milliar-
den! Wollen wir das? 

Die Frage ist inzwischen auch The-
ma der Koalitionsverhandlungen und 
wir sollten die Parteien stark machen, 
die eine Erhöhung der Militärausgaben 
nicht einfach abnicken. 

Wie kann es sein, dass wir im Jahr 
2017 nicht fähig sind, Konflikte fried-
lich zu lösen? Warum nur wird das Heil 
weiter im Militär gesucht, wenn wir 
doch alle, alle wissen, dass mehr Rüs-
tung nicht mehr Frieden bringt, sondern 
Krieg wahrscheinlicher macht? Ganz zu 
schweigen davon, dass wir in den letz-
ten Wochen realisieren, dass in der Bun-
deswehr wahrhaftig nicht alles nur zum 
Guten steht. Ja, die Mehrheit der Solda-
tinnen und Soldaten steht fraglos zu Ver-
fassung und Grundgesetz. Aber einen 
Nährboden für rechtsextremes Gedan-
kengut gibt es da offenbar auch…

Engagement gegen Aufrüstung muss 
einhergehen mit Engagement gegen Rüs-
tungsexporte. Wir beklagen die Kriege 
und Bürgerkriege, wir sind schockiert 
über die Bilder aus Syrien – aber wir ver-
dienen daran. Die deutschen Rüstungs-
exporte bleiben ein Skandal. Die evan-
gelische und die katholische Kirche ma-
chen dies alljährlich zum Thema. Nur: 
Wir sollten das noch wesentlich deutli-
cher tun. Deutschland mit seiner eige-
nen Kriegsgeschichte muss sich in der 
Welt keinen Namen machen mit der Lie-
ferung besonders wirksamer Waffen.

Zuletzt: 

Vor drei Jahren durfte ich die Festrede 
auf Bertha von Suttner halten, die in Go-
tha an dem Tag bestattet wurde, als am 
28. Juni 1914 der österreichische Thron-
folger und seine Frau in Sarajewo er-
schossen wurden. Sie war zutiefst über-
zeugt, Frieden lasse sich nicht durch 
Abschreckung, sondern allein durch in-
ternationale Vereinbarung, Verhinde-
rung der Kriegsursachen, Abbau von 

Feindbildern, internationale Verständi-
gung erreichen. Aber ja, ich weiß, eine 
Frau der Kirche war die „Friedensber-
tha“ nicht, aber ein Vorbild ist sie mir 
dennoch. 

Alfred Nobel hat den Friedensnobel-
preis auch auf ihr Drängen hin gestiftet. 
Und wenn er 2017 an die Internationale 
Kampagne zur Abschaffung von Atom-
waffen (Ican) geht, dann ist die DFG-VK 
gewissermaßen Mit-Preisträgerin. Sie ar-
beitet schon lange mit Ican zusammen, 
die ja letzten Endes ein Bündnis von ver-
schiedenen Organisationen, Initiativen 
und Bündnissen ist. Dieser Preis ist eine 
Ermutigung, wie er die Wertschätzung 
jahrelanger Arbeit gegen Atomwaffen 
darstellt und damit eine kraftvolle Er-
mutigung für weiteres Engagement. Ich 
freue mich, wenn dieser Tag hier heute 
in Berlin für uns alle auch eine solche 
Ermutigung darstellt. Denn das Engage-
ment aller Mitglieder der DFG-VK wird 
gebraucht, heute mindestens so sehr 
wie in den letzten 125 Jahren.

Wenn heute von mehr internationa-
ler Verantwortung die Rede ist, kann es 
doch nicht um mehr militärische Verant-
wortung Deutschlands gehen, sondern 
allein um mehr Friedensverantwortung!

Der christliche Glaube ist meine Mo-
tivation, mich für den Frieden zu enga-
gieren. Ich tue das gern gemeinsam mit 
Menschen, die andere Motive haben.

Es gibt nicht viele Vorbilder, wie 
gesagt. Bertha von Suttner ist eines. 
Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges 
schrieb Stefan Zweig: 

„Aber eben diese Frau, von der man 
meinte, sie habe nichts als ihre drei Wor-
te der Welt zu sagen, … wußte ja …. um 
die fast vernichtende Tragik des Pazifis-
mus, daß er nie zeitgemäß erscheint, im 
Frieden überflüssig, im Kriege wahnwit-
zig, im Frieden kraftlos ist und in der 
Kriegszeit hilflos. Dennoch hat sie es auf 
sich genommen, zeitlebens für die Welt 
ein Don Quichotte zu sein, der gegen 
Windmühlen ficht“. 

Dem ist nichts hinzuzufügen. 
Danke, Friedens-Bertha! Und Wind-

mühlen oder nicht, wir lassen uns nicht 
entmutigen!

Margot Käßmann war Bischöfin der 
Evangelisch-lutherischen Landeskirche 
Hannovers und Vorsitzende des Rates 
der Evang. Kirche in Deutschland. Sie 
ist seit 2016 Mitglied der DFG-VK. Ge-
meinsam mit Konstantin Wecker hat 
sie das Buch herausgegeben „Entrüs-
tet euch! Warum Pazifismus für uns 
das Gebot der Stunde bleibt. Texte zum 
Frieden“ (Gütersloh 2015).
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Frieden ist machbar! 125 Jahre DFG
Vortrag beim DFG-VK-Bundeskongress am 10. Novermber in Berlin
Von Guido Grünewald

In wenigen Minuten die 125jährige 
Geschichte der Deutschen Friedens-
gesellschaft zusammenfassen zu 

wollen, wäre ein vergebliches Unterfan-
gen. Ich will daher versuchen, wichtige 
Themen und Impulse, die von der Frie-
densgesellschaft ausgegangen sind, am 
Beispiel einzelner Persönlichkeiten zu 
beleuchten.

Die GründerInnen

Ich beginne mit Alfred Hermann Fried, 
gemeinsam mit Bertha von Suttner 
Gründer der DFG. Beide haben den Frie-
densnobelpreis erhalten und beide stam-
men aus Österreich. Es ist kein Zufall, 
dass im nationalistischen und imperialis-
tischen Deutschen Kaiserreich, das un-
ter Wilhelm II. nach Weltmacht strebte, 
die Gründung einer Friedensorganisati-
on auf die Initiative zweier AusländerIn-
nen zurückging. 

Alfred Hermann Fried war ein un-
ermüdlicher Agitator, er hat die „Frie-
dens-Warte“ geschaffen, eine auch in-
ternational anerkannte Zeitschrift von 
hohem Niveau, in der unter anderen be-
kannte Völkerrechtler schrieben. Mit 
den Gremien der DFG kam es allerdings 
wiederholt zu Konflikten. Fried sah sich 
letztlich als der Theoretiker der Frie-
densgesellschaft, war sich aber nicht zu 
schade, 1894 einen populär gehaltenen 
„Friedenskatechismus“ zu veröffentli-
chen. Darin schrieb er: 

„Was wollen die Friedensfreunde aller 
Länder zunächst erreichen:
1. dass die Staaten dem Grundsatz hul-
digen lernen: Si vis pacem para pacem 
(„Wenn Du den Frieden willst, dann be-
reite den Frieden vor“ – Anm. d. Red.); 
2. dass dieselben internationale Verträge 
schließen, einen zwischenstaaatlichen 
Rechtszustand schaffen, was eine Abrüs-
tung, d.h. Verminderung der stehenden 
Heere und Verkürzung der Dienstzeit 
zur Folge hätte; 
3. dass wir (mittels einer internatio-
nalen Kommission) ein internationales 
Gesetzbuch entwerfen, das bestimmt 
ist, die gegenseitigen internationalen 
Angelegenheiten gesetzlich zu regeln; 
4. dass ein ständiger internationaler Völ-
kergerichtshof in der Hauptstadt eines 

neutralen Staates für ständig zusammen-
tritt.“

In diesen Sätzen ist die Provokati-
on des Pazifismus in einem nationalis-
tisch-militaristischen Umfeld klar aus-
gedrückt: Frieden ist machbar! Krieg ist 
Menschenwerk, also kann er abgeschafft 
werden. Konflikt ist nicht gleich Krieg, 
Konflikte können ohne militärische Ge-
walt bearbeitet werden. Pazifisten träu-
men nicht vom Paradies auf Erden, son-
dern streben eine internationale Rechts-
ordnung an, in der Konflikte mit den 
Mitteln des Rechts gelöst werden.

Fried hat die erste wissenschaftliche 
Theorie des Pazifismus entworfen, die 
durchaus Einfluss auf die Völkerrechts-
wissenschaft hatte. Fried beobachte-
te in der damaligen ersten Globalisie-
rungswelle, wie die Staaten mittels neu-
er Verkehrs- und Kommunikationsmittel 
in vielen Bereichen zunehmend stärker 
zusammenarbeiteten. Er hat daraus ge-
folgert, dass der Zusammenschluss zu 
einer internationalen Staatenorganisa-
tion, die auf dem Völkerrecht beruht, 
quasi naturnotwendig verläuft. Es war 
ja der Zug der Zeit, dass wissenschaftli-
che Theorien damals oft mit einem un-
erschütterlichen Fortschrittsglauben ge-
paart waren. 

Wie wir wissen, ist es keineswegs so 
gekommen. Dennoch gehen Völkerbund 
und Uno auch auf die Ideen von Fried 
und anderen PazifistInnen zurück. Kon-
trovers blieb Frieds Schlussfolgerung, 
dass Abrüstung erst möglich sei, nach-
dem eine internationale Rechtsorganisa-
tion errichtet wäre. Dem widersprachen 
viele Pazifisten, unter anderen seine Mit-
streiterin Bertha von Suttner. Sie hat als 
Journalistin hellsichtig das Zeitgesche-
hen kommentiert und politische For-
derungen aufgestellt, obwohl sie selbst 
sich als unpolitisch verstand. Allerdings 
betonte Bertha von Suttner auch die 
ethische und moralische Seite des Pazi-
fismus. Kurz vor ihrem Tod hat sie 1914 
an den Frauenbund der Deutschen Frie-
densgesellschaft geschrieben: „Im Na-
men der Liebe, diesem heiligsten aller 
Gefühle, wollen wir den Krieg bekämp-
fen. Nicht nur, weil er sich nicht mehr 
auszahlt und daher eine Torheit, son-
dern, weil er grausam und daher ein Ver-

brechen ist. Das soll in all dem Aufwand 
von politischen und ökonomischen Ar-
gumenten nicht vergessen werden. Des-
to besser, wenn sich der Verstand auch 
gegen den Krieg auflehnt. Aber unter-
drücken wir darum nicht die Empörung 
unserer Herzen“.

Die Deutsche Friedensgesellschaft 
war bis 1914 im Prinzip ein Honoratio-
renverein. Die Pazifisten waren Patri-
oten, sie lehnten die Kriegsdienstver-
weigerung ab. Den Ersten Weltkrieg 
begriffen sie zunächst einmal als Ver-
teidigungskrieg, der Deutschland auf-
gezwungen war. Allerdings sprachen 
sie sich von Beginn an klar gegen einen 
Siegfrieden und gegen Annexionen aus. 
Außerdem pochen sie darauf, dem Geg-
ner nicht mit Hass zu begegnen und ihn 
nicht zu entmenschlichen. Das reichte, 
dass die Pazifisten im Ersten Weltkrieg 
mit Zensur und Verboten drangsaliert 
wurden und dass ihre Tätigkeit letztlich 
lahmgelegt wurde. 

Das Zentrum des inhaltlich 
breit gefächerten Pazifismus

Nach dem Ersten Weltkrieg veränderte 
sich der Pazifismus sowohl in Deutsch-
land als auch international. Er diffe-
renzierte sich in religiös motivierte, in 
anarchistische, sozialistische, radikalpa-
zifistische und in völkerrechtliche Strö-
mungen. Viele dieser Pazifismus-Vari-
anten waren in der DFG vertreten, die 
damals noch immer das Zentrum des 
deutschen Pazifismus war. Das barg na-
türlich das Potenzial mannigfaltiger Aus-
einandersetzungen in sich. 

Den völkerrechtsorientierten Pazifis-
mus, auch organisatorischer Pazifismus 
genannt, verkörperte u.a. Ludwig Quid-
de. Er war seit 1914 DFG-Vorsitzender 
und Abgeordneter linksliberaler Par-tei-
en. Der Kristallisationspunkt dieser pa-
zifistischen Strömung war der Völker-
bund. Dieser sollte zu einer Exekutive 
mit Rechtsautorität ausgebaut werden, 
und auf dieser Grundlage sollte es dann 
zu einer allgemeinen und gleichmäßi-
gen Abrüstung kommen. 

Quidde suchte stets den Kontakt zu 
den republikanischen Parteien und mit 
der Reichsregierung. Dennoch wurde 
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auch er 1924 wegen Landesverrats ange-
klagt. 

1927 erhielt Quidde den Friedens-
nobelpreis, auch wegen seiner Bemü-
hungen um eine Verständigung mit dem 
Erzfeind Frankreich. Die Aussöhnung 
mit Frankreich und auch mit Polen war 
einer der Schwerpunkte der Arbeit der 
deutschen PazifistInnen in den 1920er 
Jahren

In der Folge des massenmörderischen 
Ersten Weltkriegs entdeckten viele Pa-
zifistInnen die Kriegsdienstverweige-
rung als neues Instrument des Friedens-
kampfes. Sie setzten auf die Verantwor-
tung des Individuums und wollten es 
gleichzeitig in eine Massenaktion ein-
binden. Die Frauenrechtlerin Helene 
Stöcker vertrat diese Strömung in der 
Deutschen Friedensgesellschaft. 1922 
sagte sie auf dem einzigen gemeinsamen 
Friedenskongress von PazifistInnen und 
Gewerkschaften in Den Haag: „Darum 
glauben wir, dass der vorgeschlagene 
Generalstreik erst dann völlig wirksam 
werden kann, wenn er nicht nur eine 
von oben befohlene Maßnahme einiger 
Führer bleibt, sondern wenn er sogleich 
eine lebendige Erkenntnis jedes einzel-
nen wird. Dass er sich sagt, dass er per-
sönlich die Verantwortung für den Aus-
bruch oder die Verhinderung eines Krie-
ges mitträgt“. Stöcker erklärte in dieser 
Rede auch, die Abschaffung der Klassen-
gegensätze zwischen Besitzenden und 
Nichtbesitzenden sowie der Kampf für 
eine gerechtere Gesellschaftsordnung 
sei ebenfalls Ziel des Pazifismus. 

In der Tat vollzog der Pazifismus in 
Deutschland nach 1918 einen deutli-
chen Linksruck. Die Mitglieder waren 
jetzt größtenteils kleine und mittlere An-
gestellte sowie sozialdemokratisch ori-
entierte ArbeiterInnen. 

Nach 1918 verteidigen alle pazifisti-
schen Strömungen ganz entschieden die 
parlamentarische Demokratie und die 
Republik. Vor dem Ersten Weltkrieg hat-
ten sie zur Innenpolitik keine Stellung 
bezogen. Der westdeutsche Landesver-
band führte schon 1924 eine Versamm-
lungskampagne gegen die Nazis durch 
unter dem Motto „Das Hakenkreuz ist 
Deutschlands Untergang!“ Hitler war 
nach seinem Putsch im November 1923 
gerade zu einer milden Strafe verurteilt 
worden. 

Die westdeutschen PazifistInnen ver-
standen sich als kämpferische PazifistIn-
nen; sie traten als eine Art geschlossener 
Verband auf und versuchten, die Natio-
nalsozialisten mit den eigenen Mitteln, 
allerdings gewaltlos, zu stellen. Fritz 
Küster, ihr führender Kopf, gab die Wo-

chenzeitung „Das Andere Deutschland“ 
heraus. 

Mit ihrem offensiven Eintreten für 
die Republik zogen sich die PazifistIn-
nen den Hass der politischen Rechten 
zu, allerdings auch wegen ihrer stän-
digen Hinweise auf die illegale Aufrüs-
tung. Die reaktionäre Justiz überzog die 
PazifistInnen mit Landesverratsverfah-
ren, die zwar nur in wenigen Fällen mit 
Gefängnisstrafen endeten, aber enorme 
Energien und Ressourcen banden. Nicht 
nur die extreme Rechte, ein Großteil der 
politischen, militärischen und geistigen 
Eliten verachtete die Republik, wollte 
die Niederlage im Ersten Weltkrieg nicht 
akzeptieren und strebte einen Revan-
chekrieg an. Bereits im Herbst 1915 hat-
te die „Berliner Post“ die Vermittlungs-
bemühungen einiger PazifistInnen so 
kommentiert: „Es sind Dolchstiche, die 
den Rücken unserer für den deutschen 
Gedanken streitenden Krieger treffen.“ 

Nachdem schon Anfang der 1920er 
Jahre einzelne PazifistInnen physisch 
angegriffen und ermordet worden wa-
ren, steigerte sich der rechte Terror in 
der Endphase der Republik. Pazifisti-
sche Professoren wurden von nationa-
listischen Studenten aus den Hörsälen 
gejagt, pazifistische Zeitschriften verbo-
ten. Unter dem NS-Regime wurden die 
pazifistischen Organisationen zerschla-
gen. PazifistInnen wurden mit Berufs-
verbot belegt, ins KZ verschleppt, aus-
gebürgert oder ins Exil getrieben. Eine 
kleine Gruppe von PazifistInnen betei-
ligte sich aktiv am Widerstand, einige 
wenige verweigerten den Kriegsdienst. 
Eine Langzeitfolge war, dass die Nazis 
nicht nur die Organisationen zerschlu-

gen, sondern auch die Erinnerung an 
den Pazifismus und seine Geschichte für 
mehrere Jahrzehnte zerstörten.

Nach dem Zweiten  Weltkrieg

Nach 1945 war somit im Grunde ein 
völliger Neuaufbau notwendig. Über 
Zwischenstationen entstand aus der 
Deutschen Friedensgesellschaft, der 
Internationalen der Kriegsdienst-
gegner (IdK) und dem Verband der 
Kriegsdienstverweigerer (VK), der ur-
sprünglich auf die Gruppe Kölner Wehr-
dienstverweigerer zurückgeht, 1974 die 
heutige DFG-VK, die Deutsche Friedens-
ge-sellschaft-Vereinigte Kriegsdienst-
gegnerInnen.

Wie die Gesamtgesellschaften waren 
auch die Friedensorganisationen in den 
Jahrzehnten nach 1945 stark von der 
Blockkonfrontation des kalten Krieges 
geprägt. 

Bestimmende Themen bis Mitte der 
1960er Jahre waren der Kampf gegen 
die Wiederbewaffnung, die Stationie-
rung von Atomwaffen in der Bundesre-
publik, gegen Atomtests – damals noch 
in der Atmosphäre –, gegen einen deut-
schen Zugriff auf Atomwaffen sowie der 
Einsatz für eine friedliche deutsche Wie-
dervereinigung. Übergreifende Aktions-
felder waren Kriegsdienstverweigerung, 
Abrüstung – vor allem atomare Abrüs-
tung – und die Verteidigung demokra-
tischer Rechte (Stichwort Notstands-ge-
setze).

Dass die Kriegsdienstverweigerung 
1949 als Grundrecht in der Verfassung 
verankert wurde, ist auch auf den Ein-
satz der PazifistInnen zurückzuführen. 

Guido Grünewald (hinten rechts hinter dem Laptop) bei seinem Vortrag auf dem Bundeskon-
gress. Auf der Leinwand eine Abbildung der Friedens-Warte, der von DFG-Mitgründer Alfred 
Hermann Fried herausgegebenen „Zeitschrift für zwischenstaatliche Organisation“. Erstmals 
1899 veröffentlicht ist sie die älteste „Friedenszeitschrift“, die im Übrigen auch heute noch un-
ter ihrem Namen mit dem Zusatz „Journal of International Peace and Organisation“ erscheint.
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Mit ihren Beratungsangeboten haben 
die PazifistInnen vielen jungen Män-
nern geholfen, mit den teils perfiden 
Fangfragen in den Prüfungsgremien um-
gehen zu können. Als die Verweigerer-
zahlen ab 1968 steil anstiegen und Poli-
tik wie Militär einen Generalangriff auf 
das Recht auf Kriegsdienstverweigerung 
starteten, ist es den pazifistischen Orga-
nisationen gelungen, mit zahlreichen 
Aktionen Verständnis bei einem Teil der 
öffentlichen Meinung und in Teilen der 
sozialliberalen Koalitionsfraktionen zu 
erzeugen und die Substanz des Grund-
rechts zu bewahren.

Kirchenpräsident Niemöller als 
herausragende Persönlichket

Eine der herausragenden Persönlich-
keiten nach 1945 war Martin Niemöl-
ler, Exponent der Bekennenden Kir-
che, Inhaber wichtiger Ämter in den 
protestantischen Kirchen und ein Patri-
ot im echten Wortsinn. Niemöller han-
delte aus Sorge um Deutschland. Er sah 
für Deutschland nur eine Alternative: 
Kriegsschauplatz oder Brücke zwischen 
Ost und West. 

Niemöller kämpfte entschieden ge-
gen die Wiederaufrüstung und plädier-
te für ein neutrales Deutschland unter 
Uno-Kontrolle. Vor allem trat er für Ge-
spräche mit dem Osten ein, der damals 
von der Adenauer-Regierung als Tod-
feind gebrandmarkt wurde. 

1953 schrieb Niemöller: „Wer den 
Frieden will, muss die Verständigung 
mit dem Gegner wollen. Rüstung ver-
mehrt die Angst voreinander auf beiden 
Seiten und muss auf die Länge zur Kata-
strophe führen, wenn die Angst ins Un-
erträgliche gestiegen ist. Die Koexistenz 
muss nicht diskutiert, sie muss probiert, 
sie muss gewagt werden“. Ein Gespräch 
mit Otto Hahn im Juni 1954 öffnet Mar-
tin Niemöller die Augen für das Ausmaß 
der atomaren Vernichtungskapazität. 

Er las das Neue Testament jetzt mit 
anderen Augen und erklärte: „Ich bin Pa-
zifist geworden, weil ich mir keine Situ-
ation vorstellen kann, in der Jesus Chris-
tus mir den Rat zum Töten geben wird“. 

Niemöller wurde 1957 Präsident der 
Deutschen Friedensgesellschaft, ein 
Jahr später auch der Internationalen der 
Kriegsdienstgegner und blieb dann bis 
1976 in diesem Amt; anschließend wur-
de er zum Ehrenpräsidenten gewählt.

Martin Niemöller hat trotz starker Ar-
beitsbelastung diese Ämter aktiv ausge-
füllt; ich habe selbst noch mit ihm in 
Vorstandssitzungen gesessen. Niemöller 
trat zunehmend für die Belange der un-

terdrückten Völker in der Dritten Welt 
und der Hungernden ein. 1974 veröffent-
lichte er eine ausgewählte Sammlung 
von Reden unter dem Titel „Eine Welt 
oder keine Welt“. 

Helmut-Michael Vogel war im Zwei-
ten Weltkrieg Soldat gewesen; er gehör-
te dem Stalingrad-Jahrgang an. Der Fo-
tograph und Bildreporter organisier-
te 1959 in Süddeutschland den Wider-
stand des Jahrgangs 1922, als Franz-Josef 
Strauß diesen zu Wehrübungen einberu-
fen wollte. 

Vogel wuchs damals zunehmend in 
die pazifistische Arbeit hinein, die zu 
seinem Lebensinhalt wurde, auch um 
den Preis finanziell eher prekärer Be-
dingungen. 1964 wurde er zum Co-Vor-
sitzenden der IdK gewählt und behielt 
diese Funktion auch in den Nachfolge-
organisationen bis zu seinem Tod 1979. 
Helmut-Michael Vogel war ein kompro-
missloser Verfechter von Abrüstung als 
logische Folge der individuellen Kriegs-
dienstverweigerung. 

Sein Credo lautete: „Abrüstung in Eu-
ropa und in der Welt ist möglich und ist 
machbar! Die Beendigung des Wettrüs-
tens in Ost und West kann von den Völ-
kern Europas erzwungen werden. Auch 
gegen den Willen und den Widerstand 
von Regierungen und Militärs“ (1977).

Die Deckungsgleichheit von Politik 
und Moral war für Helmut-Michael Vogel 
essenziell. In der aktiven Gewaltfreiheit 
sah er die einzig mögliche logische Kon-
sequenz aus der Existenz atomarer Ver-
nichtungswaffen. Vogel lag daran, die 
Menschen für Abrüstungsbestrebungen 
zu aktivieren. Er hat in diesem Zusam-
menhang die Idee entwickelt, ein Ge-
setz zu schaffen, das es Bürgern ermög-
licht, internationalen Kontrolleuren, 
beispielsweise Uno-Kontrolleuren, zu-
zuarbeiten und die Durchführung von 
vereinbarten Abrüstungsmaßnahmen in 
den jeweiligen Heimatländern zu über-
wachen.

 
Blockübergreifende Friedens-
arbeit im Kalten Krieg

Ich möchte zum Schluss auf zwei Ak-
tionen hinweisen, mit denen die DFG-
VK über Grenzen hinweg Menschen 
die Möglichkeit geboten hat, aktiv für 
Abrüstung und Entspannung einzutre-
ten. 

Da ist erstens 1977 die Internationa-
le Abrüstungsstafette Helsinki-Belgrad, 
maßgeblich initiiert von dem 2012 ver-
storbenen damaligen Co-Vorsitzenden 
Gerd Greune. Die Stafette führte über 
viele Stationen und Staaten von Helsinki 

– Unterzeichnungsort der Gründungsak-
te der Konferenz über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (KSZE) – zum 
ersten Folgetreffen in Belgrad und hat 
den eher abstrakten Prozess der KSZE 
ein Stück weit erfahrbar gemacht. In 
Köln war die Abendveranstaltung in der 
Gesamtschule Zollstock mit 1 000 Besu-
chern überfüllt! Das war in den 1970er 
Jahren sonst kaum möglich. 

Die zweite Aktion war der Olof-Palme 
Friedensmarsch 1987. Ziel der Forderun-
gen war ein Korridor frei von Massen-
vernichtungsmitteln entlang der Demar-
kationslinie, der Systemlinie quer durch 
Europa von Nord nach Süd. Es war die 
erste blockübergreifende Friedensakti-
on mit vielen kleinen bis mittleren De-
monstrationszügen in der Bundesrepu-
blik, der DDR, der CSSR und in Öster-
reich. Wir als DFG-VK haben darauf ge-
achtet und auch erreicht, dass in der 
DDR erstmals die unabhängigen Frie-
densgruppen mitmarschieren und ihre 
eigenen Slogans und Transparente unge-
hindert zeigen konnten. 

Heute erscheint die vor uns liegen-
de Aufgabe trotz einiger Erfolge so groß 
wie vor 125 Jahren. Wir PazifistInnen 
halten an unseren provozierenden Ein-
sichten fest: Krieg ist Menschenwerk 
und kann abgeschafft werden, Frieden 
und die Etablierung nichtmilitärischer 
Instrumente zur Bearbeitung von Kon-
flikten sind möglich. Frieden muss aber 
aktiv gestiftet bzw. geschaffen werden, 
und dazu bedarf es der Mitarbeit vieler.

Guido Grünewald ist seit Jahrzehnten 
in der DFG-VK aktiv und wurde beim 
Berliner Bundeskongress als internati-
onaler Sprecher wiedergewählt. 

Als „Verbandshistoriker“ hat er zahl-
reiche Arbeiten zur Geschichte der 
DFG-VK und ihrer Vorgängerorgani-
sationen veröffentlicht. Seine Disser-
tation „Die Internationale der Kriegs-
dienstgegner (IdK). Ihre Geschichte 
1945 bis 1968“ 
erschien 1982 
(Köln). 

Zum letzten 
großen Jubiläum 
hatte er das Buch 
„Nieder die Waf-
fen! Hundert Jah-
re Deutsche Frie-
densgesellschaft 
(1892-1992)“ he-
rausgegeben, das im Online-Shop der 
DFG-VK zum Preis von 10 Euro erhält-
lich ist: 
https://shop.dfg-vk.de/Publikationen/
Buecher/Buch-Nieder-die-Waffen.html

Titel
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Vor 125 Jahren gründeten die spä-
teren Friedensnobelpreisträge-
rInnen Bertha von Suttner und 

Alfred Hermann Fried gemeinsam mit 
weiteren Friedensfreundinnen und 
-freunden in Berlin die Deutsche Frie-
densgesellschaft. Hintergrund waren 
1892 der deutsch-französische Krieg 
1870/71 und die zunehmende Aufrüs-
tung der europäischen Staaten.

Heute, nach zwei Weltkriegen, der 
Periode des Kalten Krieges und der an-
schließenden Hoffnung auf eine Zeit des 
Friedens, müssen wir feststellen, dass 
Kriege und Aufrüstung nicht weniger ge-
worden sind, sondern im Gegenteil wie-
der zunehmen: Über Japan fliegen nord-
koreanische Raketen, um Atomangriffe 
zu üben – während US-Präsident Donald 
Trump seinerseits mit einem Atomkrieg 
droht; in Syrien herrscht seit Jahren ein 
blutiger Krieg mit wechselnden Fronten 
und vielen sich einmischenden Staaten. 
Die militärische Provokation zwischen 
Russland und der Nato birgt die Gefahr 
eines Krieges in Europa. Mit einer Ver-
doppelung des Bundeswehr-Haushalts 
auf 70 Milliarden Euro will sich Deutsch-
land als Führungsmacht eines militari-
sierten EUropas positionieren. 

Daher fordern wir: Die Ausrichtung 
der internationalen Politik auf die Dro-
hung mit und Anwendung von militä-
rischer Gewalt muss beendet werden. 
Gewaltsam lassen sich politische, wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Pro-
bleme nicht nachhaltig lösen. So liegen 
die Wurzeln der aktuellen Situation im 
Nahen und Mittleren Osten etwa auch 
im von westlichen Staaten geführten 
„Global War on Terror“. Dieser hat we-
der die Terrorgefahr in den intervenie-
renden Staaten verringert, noch zu ei-
ner Verbesserung der Lebenssituation 
in den angegriffenen Regionen geführt. 
Stattdessen bedarf es einer Strategie um-
fassender Waffenstillstände und Ver-
handlungen zwischen allen Konfliktpar-
teien. Vielfach sind außerdem wirt-
schaftliche und strategische Gründe die 
wahren Motive für Interventionen. Aus 
diesen Erfahrungen müssen politische 
Lehren gezogen werden: Nur langfris-
tig angelegte zivile und gewaltfreie Stra-
tegien können bei Konflikten zu einer 

friedlicheren Welt und einem besseren 
Leben für alle Menschen führen. Präven-
tiv muss weltweit gegen Ungleichheit 
und Ungerechtigkeit vorgegangen wer-
den – der globale Süden muss gestärkt 
werden. Wir stellen uns den Kriegstrei-
bern und Kriegsprofiteuren in den Weg: 
Das Ziel der Menschheit muss eine Welt 
ohne Krieg und Militär sein! 

Schritte dahin müssen auf nationa-
ler und internationaler Ebene gegangen 
werden: Das im Juli 2017 bei den Ver-
einten Nationen beschlossene Verbot 
von Atomwaffen, das noch von 50 Staa-
ten ratifiziert werden muss, um in Kraft 
treten zu können, hat gezeigt, dass die 
Zivilgesellschaft etwas bewegen kann. 
Wir fordern von der Bundesregierung, 
dem Verbotsvertrag beizutreten und 
die noch immer in Deutschland lagern-
den US-Atomwaffen abziehen zu lassen. 
Der Vertrag ist ein wichtiger Schritt hin 
zu einer atomwaffenfreien Welt. Ebenso 
wichtig sind Verträge zum Verbot von 
militärischen Drohnen und autonomen 
Waffensystemen. Hier steht auch unsere 
Forderung an die Bundesregierung, auf 
die Anschaffung und Entwicklung von 
Kampfdrohnen zu verzichten und eine 
internationale Ächtung der Waffensyste-
me zu erwirken. Wir treten ein für eine 
allgemeine und vollständige Abrüstung. 

In der deutschen Außen- und Sicher-
heits- sowie Wirtschaftspolitik fordern 
wir ein generelles politisches Umden-

ken. Dies bedeutet ein Ende der Aus-
landseinsätze der Bundeswehr wie etwa 
in Syrien, dem Irak, in Mali und Afgha-
nistan. Wir fordern die Bundestagsabge-
ordneten auf, gegen die Verlängerung 
dieser Mandate zu stimmen. Wir treten 
ein für die Auflösung der Bundeswehr 
und aller anderen Armeen: Wir enga-
gieren uns entschieden gegen die Nach-
wuchswerbung der Bundeswehr. Dane-
ben müssen alle Rüstungsexporte unter-
bunden werden: Waffenlieferungen hei-
zen heute weltweit Konflikte an. 

Militär ist in der heutigen Politik 
teilweise zum Selbstzweck geworden: 
Durch die immerwährenden gegen-
seitigen Drohungen mit militärischer 
Macht erhält sich das System selbst auf-
recht. Dieser Kreislauf muss durchbro-
chen werden, um nicht auszudenkendes 
menschliches Leid zu verhindern. Seit 
125 Jahren engagiert sich unsere Orga-
nisation gemeinsam mit vielen anderen 
für Frieden – hätten diese warnenden 
Stimmen Gehör gefunden, hätten zwei 
Weltkriege wahrscheinlich verhindert 
werden können. Wir sehen uns heute 
als Teil einer weltweiten Bewegung ge-
gen Krieg und Rüstung: Frieden ist ein 
Menschheitsprojekt. Nur in einer fried-
lichen Welt lassen sich die Zukunftspro-
bleme der Menschheit, der Klimawan-
del, die Umweltzerstörung und die wirt-
schaftliche und soziale Ungleichheit lö-
sen. 

Abschlussresolution des Bundeskongresses
Wir stellen uns den Kriegstreibern und Kriegsprofiteuren in den Weg:  
Das Ziel der Menschheit muss eine Welt ohne Krieg und Militär sein! 
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Standbild aus einem Videoclip über den DFG-VK-Bundeskongress –  
abrufbar über den Youtube-Kanal der DFG-VK (www.youtube.com)
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Licht und viel Schatten
Kritische Anmerkungen zum DFG-VK-Bundeskongress
Von Bernd Drücke

Titel

einer Friedensgesellschaft? Was hat ein 
solcher Stil mit Frieden zu tun?“

Auch nach einem langen Telefonge-
spräch, das ich kurz danach mit dem 
für die Kündigung mitverantwortlichen 
Thomas Carl Schwoerer geführt hatte, 
wurde die aus meiner Sicht zynische 
Kündigung nicht sofort zurückgenom-
men. Ist der ehemalige Campus-Verle-
ger, der öffentlich von den Regieren-
den fordert, mit dem IS zu verhandeln, 
also nicht einmal in der Lage, fair mit ei-
nem Mitarbeiter zu verhandeln, um ei-
nen von ihm selbst ohne Not vom Zaun 
gebrochenen internen Konflikt zu ent-
schärfen? Die Chance zur Deeskalation 
wurde nicht genutzt, die Zeit verging. 
Und so erschien am 10. September un-
ter dem Titel „Arbeitnehmerrecht beim 
Friedensverband. Krieg in den eigenen 
Reihen“ ein für das Ansehen der DFG-
VK verheerender Artikel in der Taz (sie-
he ZC 4/2017, S. 36 – Anm. d. Red.), in 
dem es u.a. heißt: „Dabei geht es dem 
Vorstand der Friedensbewegten ver-
meintlich nur um Formales. Denn ob-
wohl Schädel vom Bundeskongress, 
der per demokratischer Wahl den Poli-
tischen Geschäftsführer bestimmt, im-
mer nur für die Amtszeit von jeweils 
zwei Jahren gewählt wird, hat er einen 
unbefristeten Arbeitsvertrag.“

Die wahrscheinlich auch aus persön-
lichen Gründen getroffene und nicht 
vom Bundeskongress legitimierte Amts-
anmaßung wurde von den dafür Ver-
antwortlichen erst nach Erscheinen des 
Taz-Artikels, wenige Wochen vor dem 
Buko, zurückgenommen. Der Grund für 
die Rücknahme war aber leider nicht die 
Einsicht der Verantwortlichen, sondern 
die Tatsache, dass die Kündigung gegen 
den Schwerkranken juristisch ohnehin 
keinen Bestand hat. 

Auch weil ich Verbandspolitik nach 
Gutsherrenart ablehne und mir an einer 
sozial, nicht neoliberal agierenden DFG-
VK liegt, fuhr ich im November als De-
legierter der DFG-VK Münster zum Bun-
des-kongress nach Berlin.

Die erste Jubiläumsfeier: 
70. Geburtstag der IdK

Wolfram Beyer hatte mich gebeten, 
schon einen Tag vor dem Bundeskon-

gress anzureisen, um auf der Feier zum 
70. Geburtstag der Berliner IdK (Inter-
nationale der KriegsdienstgegnerIn-
nen) als Redakteur der Graswurzelre-
volution (GWR) im Anti-Kriegs-Museum 
ein Grußwort zu sprechen. Das war für 
mich in gewisser Weise eine Zeitreise zu 
meinen antimilitaristischen Wurzeln. 

Im April 1982 hatte mein älterer 
Bruder mir das Buch „Krieg dem Krie-
ge“ von Ernst Friedrich in die Hand ge-
drückt. Damals war ich 16 Jahre alt. Die-
ses seit 1924 in vielen Sprachen und mil-
lionenfach verbreitete, erschütternde 
Anti-Kriegs-Buch des Anarchopazifis-
ten hat mich politisiert. Umso erstaun-
licher ist, dass ich das von Ernst Fried-
rich 1923 gegründete, von den Nazis 
1933 zerstörte und von Friedrichs En-
kel Tommy Spree 1982 wieder eröffnete 
Anti-Kriegs-Museum in Berlin am 9. No-
vember zum ersten Mal besucht habe. 

Die IdK-Feier war eine würdevolle 
Veranstaltung, zu der unter anderem die 
Reden von Wolfram Beyer (IdK) und das 
Grußwort von Gernot Lennert (DFG-
VK) beitrugen, vor allem aber der Gi-
tarrist und Sänger Hans Marquardt, der 
mit seinen Interpretationen von Liedern 
des Wiener Anarchisten und Antimilita-
risten Georg Kreisler für Begeisterung 
sorgte. Beeindruckend war auch die 
anschließende Anti-Kriegs-Vorführung 
von Tommy Spree im Luftschutzbunker 
des Museums. 

Warum gehören diese Informationen 
in einen Beitrag zum DFG-VK-Bundes-
kongress? Nun, vielen ist es vielleicht 
nicht bewusst, aber DFG-VK, IdK, An-
ti-Kriegs-Museum, Archiv Aktiv, Bund 
für Soziale Verteidigung, Institut für 
Friedensarbeit und gewaltfreie Konflik-
taustragung, DFG-IdK Hamburg und 
Graswurzelrevolution sind Geschwister. 
Sie sind zusammen mit weltweit weite-
ren 80 Organisationen Mitglieder der 
War Resisters‘ International (WRI). Der 
größte Teil der 1947 gegründeten IdK fu-
sionierte 1968 mit der DFG zur DFG-IdK, 
die 1974 mit dem Verband der Kriegs-
dienstverweigerer (VK) zur DFG-VK 
verschmolz. Der (West-)Berliner Landes-
verband der IdK beteiligte sich damals 
nicht an den Fusionen, so dass es heute 
die IdK als eigenständigen Verband gibt, 
mit Mitgliedern auch außerhalb Berlins. 

Das war der schlimmste DFG-VK- 
Bundeskongress, auf dem ich 
je war“, so das Urteil eines seit 

Jahrzehnten aktiven Mitglieds der Deut-
schen Friedensgesellschaft - Vereinigte 
KriegsdienstgegnerInnen. Nun, dieser 
Einschätzung möchte ich mich nicht un-
bedingt anschließen. Wo Schatten war, 
gab es nämlich auch Licht. Aber der Rei-
he nach. 

Am 19. August hatte ich mich in der 
internen DFG-VK-Mitglieder-Mailinglis-
te über die gegen den Politischen Ge-
schäftsführer Monty Schädel gerichtete 
Kündigung mokiert. Das Kündigungs-
schreiben war von den damals drei im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) verantwortlichen Mitgliedern des 
BundessprecherInnenkreises (BSK) un-
terschrieben worden. In meiner Mail 
unter dem Titel „Die DFG-VK – ein Hai-
fischbecken?“ schrieb ich dazu unter an-
derem: 

„Wenn der derzeitige BGB-Vorstand 
nicht will, dass die DFG-VK weiteren 
Schaden nimmt, dann sollte er die Kün-
digung umgehend zurückziehen, das di-
rekte Gespräch mit Monty suchen und 
die Ergebnisse des Bundeskongresses 
abwarten. (...) Als ich am 8. August (...) 
das Kündigungsschreiben und seine per-
sönliche Stellungnahme gelesen habe, 
war ich entsetzt. Wie kann der BGB-Vor-
stand der ‚Deutschen Friedensgesell-
schaft - Vereinigte Kriegsdienstgegner-
Innen‘ einem kranken Geschäftsführer, 
der sich seit Jahren um die DFG-VK ver-
dient gemacht und gerade einen Herz-
infarkt überlebt hat, eine Kündigung 
schicken? Der Ton des Schreibens, das 
Monty kurz vor seiner Herz-OP erreich-
te, wirkt auf mich kaltherzig, neoliberal, 
kapitalistisch und keineswegs so soli-
darisch, wie ich es von einer Friedens- 
organisation, der ich seit vielen Jahren 
angehöre, erwarten kann.

Ist das der Stil, mit dem Menschen 
in der DFG-VK behandelt werden? Na 
dann, gute Nacht! (...) Wie soll auf der 
Basis dieser Kündigung ein vertrauens-
volles, solidarisches Arbeiten möglich 
sein? Die Kündigung klingt nach Arsch-
tritt gegen ein verdientes Mitglied der 
DFG-VK. Behandelt man so jemanden, 
der schwer krank ist? In einem kapitalis-
tischen Unternehmen vielleicht. Aber in 
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Denkmal für  
den unbekannten Deserteur

Am Morgen des 10. Dezember bat mich 
der ehemalige GWR-Praktikant, Ex-Re-
dakteur der GWR-Jugendzeitschrift uto-
pia und mittlerweile DFG-VK-Geschäfts-
führer Michael Schulze von Glaßer, am 
Nachmittag eine Rede zur Kriminalisie-
rung von AntimilitaristInnen auf dem 
Zietenplatz zu halten. Die Kundgebung 
unter dem Motto „Die Waffen nieder!“ 
und die Aufstellung des symbolischen 
Denkmals des unbekannten Deser-
teurs an dem Ort, wo die Deutsche Frie-
dens-gesellschaft vor 125 Jahren gegrün-
det wurde, trotzte dem Regen und war 
ein gelungener Auftakt des dreitägigen 
Bundeskongresses der DFG-VK. 

Einige Stunden später waren bereits 
zahlreiche Delegierte aus der ganzen Re-
publik in der Jugendherberge Ostkreuz 
eingetrudelt. Der Diavortrag „Frieden 
ist machbar! 125 Jahre DFG – Strategi-
en, Aktionen, Erfolge“ von Guido Grüne-
wald am Freitagabend bot nicht nur den 
erfreulich vielen jungen DFG-VK-Akti-
vistInnen schlaglichtartig einen inter-
essanten Einstieg in die Geschichte der 
von Bertha von Suttner mitgegründeten 
Organisation. Die anschließende Podi-
umsdiskussion u.a. mit den derzeit von 
Repression betroffenen Antimilitaristen 
Hermann Theisen und Thomas Haschke 
war ebenfalls durchweg gelungen und 
endete mit der begrüßenswerten Wie-
derbelebung des Carl-von-Ossietzky-So-
lidaritätsfonds der DFG-VK. 

„Ich brauche  
kein Wort zum Sonntag!“

Der am Samstagmorgen absolvierte 
Auftritt der prominenten Margot Käß-
mann war im Vorfeld umstritten, weil 
die evangelische Pfarrerin kurz zuvor 
der Wochenzeitung „Junge Freiheit“ ein 
Interview gegeben und damit diesem 
Sprachrohr der Neuen Rechten eine öf-
fentliche Aufwertung und womöglich 
auch eine Auflagensteigerung beschert 
hatte. Kirchen gucke ich mir aus histo-
risch-soziologischem Interesse an, aber 
ich bin nicht mit 18 ausgetreten, um mir 
dann 33 Jahre später auf dem Bundes-
kongress „Das Wort zum Sonntag“ anzu-
hören. Natürlich ist es erfreulich, dass 
die Theologin sich in der Öffentlichkeit 
kritisch zum Afghanistankrieg geäußert 
und mit Konstantin Wecker das pazifis-
tische Buch „Entrüstet Euch!“ heraus-
gegeben hat. Ihre Rede habe ich aber 
ausgelassen, zu Gunsten spannender 
Gespräche mit FreundInnen und Genos-

sInnen. Leider habe ich so u.a. auch den 
Kinderchor „Friedrichshainer Spatzen“ 
verpasst, der zuvor auftrat und ähnlich 
gut ankam wie Kathrin Voglers Vortrag 
„Wo stehen wir jetzt?“ 

Kathrin Vogler kenne ich seit drei 
Jahrzehnten, zusammen mit Wilhelm 
Achelpöhler haben wir Anfang 2009 
die Friedensinitiative Pulverturm ge-
gründet und gemeinsam u.a. ein bun-
desweit Aufsehen erregendes Gelöb-
nix im Mai 2009 in Rheine organisiert. 
Dass die einstige DFG-VK-Bundesspre-
cherin seit Oktober 2009 für die Linken 
im Bundestag sitzt, bedauere ich. Sie 
fehlt, insbesondere auch der Friedens- 
initiative Pulverturm und der DFG-VK. 
In der Debatte zum BSK-Rechenschafts-
bericht hat sie sich am Samstagnachmit-
tag relativ spontan, aber doch überlegt 
zu Wort gemeldet. Sehr persönlich schil-
derte sie ihre DFG-VK-Erfahrungen und 
ging damit indirekt auch auf den prob-
lematischen Umgang des BSK mit dem 
erkrankten Monty Schädel ein. Dieses 
Statement war vielleicht das wichtigs-
te dieses Bukos. Bewegend und würde-
voll. Die soziale Kompetenz und Empa-
thie, die Kathrin Vogler, aber auch Zivil-
Courage-Redakteur Stefan Philipp, die 
Mainzer DFG-VK und einige andere auf 
dem Bundeskongress und im Vorfeld ge-
zeigt haben, hätte ich mir auch von den 
Mitgliedern des BundessprecherInnen-
kreises gewünscht. 

Ein Highlight am Samstagabend war 
der Auftritt der Musik- und Aktionsgrup-
pe „Lebenslaute“, die mit ihren Interpre-
tationen von klassischen Stücken und 
Songs wie „Wer, wenn nicht wir“ für Be-
geisterung sorgte. Den daran anschlie-
ßenden Gig des Hip-Hoppers Holger 
Burner habe ich mir zu Gunsten von per-
sönlichen Gesprächen entgehen lassen.

Gruselige Bündnisse  
mit „Montagsmicheln“

Die Wahlen des Geschäftsführers, des 
ZivilCourage-Redakteurs, der Kassenre-
visorInnen und VertreterInnen der DFG-
VK in Organisationen und Bündnissen 
zogen sich ähnlich lange hin wie die 
Diskussion um die Frage, wie mit der 
rechtsoffenen „Kampagne Stopp Airba-
se Ramstein“ umzugehen ist. 

Das Ergebnis der „Ramstein“-Diskussi-
on ist weder Fisch noch Fleisch und lässt 
befürchten, dass sich einige DFG-VKler, 
wie schon beim unsäglichen „Friedens-
winter“ 2014/15, in gruselige Bündnisse 
mit NationalistInnen, Verschwörungs-
theoretikerInnen und „Querfront“-Mon-
tagsmicheln begeben. Die Abwahl Mon-

ty Schädels ist auch in diesem Zusam-
menhang problematisch. Denn er hat 
2015 als Politischer Geschäftsführer kla-
re Kante gegen Rechts gezeigt, als sich 
DFG-VK-Gruppen im „Friedenswinter“ 
mit NationalistInnen zusammentaten. 
Da nun der „Friedenswinter“ mit der 
„Kampagne Stopp Airbase Ramstein“ 
eine Fortsetzung findet, zeigt sich, wie 
sehr die klare Stimme Monty Schädels 
der DFG-VK fehlt. Als Geschäftsführer 
hatte er 2015 (fast zu spät) erkannt, dass 
das Bündnis mit Rechten für die Frie-
densbewegung ein Desaster ist und es 
aufgekündigt. Dass er nun sogar bei der 
BSK-Wahl durchfiel, ist ein politisches 
Armutszeugnis der DFG-VK und lässt für 
die Zukunft wenig Gutes erwarten.

Die Diskussion der Abschlussresolu-
tion verlief am Ende der Konferenz so 
überhastet, dass die eigentlich selbst-
verständliche Solidaritätserklärung mit 
DeserteurInnen und Kriegsdienstver-
weigererInnen vergessen wurde. Und 
das, obwohl auf dem Buko u.a. auch der 
ukrainische Kriegs-dienstverweigerer 
Ruslan Kotsaba seine Situation erläutert 
hat und die Unterstützung aller Men-
schen, die den Kriegsdienst verweigern, 
ein Kernthema der DFG-VK ist.

Fazit: Unerfüllte Erwartungen

100 Delegierte und einige Gäste nah-
men täglich am sehr gut organisierten 
Bundeskongress teil. Die vielen jungen 
AktivistInnen, die nicht zuletzt auch Mi-
chi Schulze von Glaßer mit seinem En-
gagement neu in die DFG-VK geholt hat, 
lassen darauf hoffen, dass der Verband 
auch in den nächsten 125 Jahren eine 
Zukunft hat. Dieser Bundeskongress er-
füllte aber nicht das, was man von einer 
„Friedensgesellschaft“ erwarten darf. 
Er war unter anderem davon überschat-
tet, dass dem langjährigen politischen 
DFG-VK-Geschäftsführer Monty Schädel 
im Sommer 2017, wenige Monate nach 
seinem schweren Herzinfarkt und kurz 
vor seiner Herz-OP, eiskalt von drei Mit-
gliedern des BundessprecherInnenkrei-
ses der DFG-VK gekündigt wurde. Der 
Buko verurteilte die unsinnige Kündi-
gung zwar als „Fehler“, bestätigte aber 
die Verantwortlichen trotz dieses ver-
bandsschädigenden Verhaltens in ihren 
Äm-tern. Schade angesichts etlicher gu-
ter Beiträge beim Buko und des wertvol-
len Engagements vieler DFG-VKler. 

Bernd Drücke ist Redakteur der Zeit-
schrift Graswurzelrevolution. Beim 
Bundeskongress war er als Delegierter 
der DFG-VK-Gruppe Münster.
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Positiv am Bundeskongress war der Ge-
samteindruck: Es war ein guter Kon-
gress, die vielen Spannungen und Dif-
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gen. Der Verband hat sich erfreulicher-
weise stabilisiert, und ein paar junge 
und neue Gesichter waren zu sehen. 

Ich muss allerdings ein paar kritische 
Anmerkungen machen. Viel zu wenig 
Zeit war wieder einmal für die Behand-
lung der Anträge. Immer wenn es beim 
Bundesausschuss um Tagesordnung und 
Zeitplan eines Kongresses ging, habe 
ich dafür plädiert, den Anträgen mehr 
Raum einzuräumen, und wurde über-
stimmt. Die erste Runde von Arbeits-
gruppen war eine glatte Zeitverschwen-
dung - „125 Jahre DFG-VK und was be-
deutet das für mich?“. Keine Moderati-
on, keine Struktur, kein Ergebnis. Nach 
der Vorstellungsrunde war ś auch schon 
wieder vorbei. 

Anstrengend war die langatmige Aus-
einandersetzung über die Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses von Monty 
Schädel. Er hat mit Sicherheit über die 
Jahre hinweg sehr viel für die DFG-VK 
geleistet. Andererseits ist er politisch 
gescheitert. Die Öffnung des Verban-
des zu „nichtpazifistischen Antimilita-
risten“, von ihm seit 2009 betrieben, 
wurde von Teilen der DFG-VK nicht ak-
zeptiert. Die „Reformation“ des Grund-
satzprogramms, die den Pazifismus an 
den Rand gedrängt hätte, wurde 2013 
von der Mehrheit der Delegierten abge-
lehnt. Damals schon war das Verhältnis 
zwischen ihm und einigen Personen im 
Bundessprecherkreis belastet, er erhob 
den Vorwurf, gegen seine Person würde 
Mobbing betrieben. 

Letztlich ist er auch gescheitert an der 
Fülle der Aufgaben, die ein „politischer“ 
Geschäftsführer in dieser Friedensge-
sellschaft zu leisten hat, und an der Un-
fähigkeit, Schwerpunkte zu setzen. Das 
ist aber ein Problem des Gesamtverban-
des; die Ära Monty Schädel ist in dieser 
Hinsicht noch aufzuarbeiten.

Thomas Rödl, München

Zu der weiten Fahrt zum Bundeskon-
gress nach Berlin hat mich der Geburts-
tag der DFG-VK und die Ansprache von 
Frau Käßmann „verführt“. Das hat sich 
wirklich gelohnt. Ätzend sind natürlich 
oft die Formalien, die bei so einem Kon-
gress auch sein müssen. Wohltuend war 
die souveräne Tagungsleitung.

ferenzen haben nicht zu einer Spaltung 
geführt, sie wurden im Gegensatz zu 
früher in freundlicher Form ausgetra-

Christoph Neeb
Landesverband  
Baden-Württemberg

ja  nein  Enth.  %

86  7  5  88,7

Thorge Ott
Landesverband Hamburg/ 
Schleswig-Holstein

ja  nein  Enth.  %

84  4  7  88,4 

Thomas Carl Schwoerer
Landesverband Hessen

ja  nein  Enth.  %

69  19  9  71,1

Ralf Buchterkirchen
Landesverband  
Niedersachsen/Bremen

ja  nein  Enth.  %

67  20  11  68,3

Benno Malte Fuchs
Landesverband  
Nordrhein-Westfalen

ja  nein  Enth.  %

83 8 6 85,6

Torsten Schleip
Landesverband Ost

ja  nein  Enth.  %

69  16  12  71,1

Jürgen Grässlin
Landesverband  
Baden-Württemberg

ja  nein  Enth.  %

88  6  4  89,8

Kati Müller
Landesverband  
Nordrhein-Westfalen

ja  nein  Enth.  %

92  4  3  92,9

* Bei der Wahl zum Politischen Geschäftsführer wurde alternativ abgestimmt. Für den BundessprecherInnenkreis 
hatte Michael Schulze von Glaßer nicht kandidiert. * * nicht gewählt

Die Wahlergebnisse 
für den BundessprecherInnenkreis, 
die Geschäftsführung und weitere Funktionen 

Michael Schulze v. Glaßer
Landesverband Hessen

Wahl zum Politischen  
Geschäftsführer*:

80      86,0

Monty Schädel
Landesverband Mecklen- 
burg-Vorpommern
ja  nein  Enth.  %

23  54  18  24,2** 

Wahl zum Politischen  
Geschäftsführer:

13   14,0 

(Wieder)gewählt wurden: Guido Grünewald (In-
ternationaler Sprecher; 86,8 %), Stephan Brües 
(Vertreter beim Bund für Soziale Verteidigung; 
83,5 %), Roland Blach (Vertreter bei der Kampa-
gne „Büchel ist überall: atomwaffenfrei.jetzt“; 
94,5 %), Marion Küpker (Internationale Koor-
dinatorin gegen Atomwaffen; 72,5 %), Kai-Uwe 
Dosch (Netzwerk Friedensbildung; 84,6 %), Hed-

wig Sauer-Gürth (Ramstein-Kampagne; 62,6 %), 
Martin Brunner Vertreter bei Attac; 64,8 %), Da-
vid Scheuing (Vertreter bei der War Resisterś  
International; 89,0 %), Michael Schulze von Gla-
ßer (Vertreter im Bündnis Kindersoldaten; 93,4 
%), Hans-Peter Zepf (Syrien-Kampagne; 73,6 %) 
und Stefan Philipp (Redaktion der ZivilCourage; 
85,7 %).

Lob. Aufbruch. Skepsis. Verjüngung. Kritik.
Einschätzungen zum DFG-VK-Bundeskongress von einigen Delegierten
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Bolle reist zum BuKo
Berlin Ostkreuz war sein Ziel
Es gibt viel zu berichten
Doch Schönes echt nicht viel
Ne Menge Stress und Ärger
Ist leider dort passiert
Aber dennoch hat sich Bolle
Ganz prächtig amüsiert

Die BuKo-Unterlagen 
Kamen nach unserer JHV
Und waren nicht vollständig
Das wusste man genau.
Der Rest, so 20 Dateien
Kam Donnerstag reinspaziert
Aber dennoch hat sich Bolle
Ganz prächtig amüsiert

Gebucht war ohne Umstieg
doch in Hannover war schon Schluss
Mit ńem ander ń Zug ging ś weiter
Weil ś weitergehen muss
Verspätung war kein Drama
ś hat nicht so pressiert

Auch deshalb hat sich Bolle
Ganz prächtig amüsiert

Der BuKo begann pünktlich
Mit circa 100 Mann
Der Auftakt dauerte ńe Stunde
Und danach gab es dann
Den Rest des Abends Schnickschnack
Und keiner protestiert
Aber dennoch hat sich Bolle
Ganz prächtig amüsiert

Am Samstag ging es weiter
Mit TOPs ohne Relevanz
Grußwörter und Liedgut
Und wohl auch noch mit Tanz
Erst 16 Uhr wurd ś ernsthaft
Der Monty polarisiert
Aber dennoch hat sich Bolle
Ganz prächtig amüsiert

Im Anschluss gings ums Ganze
Der Antrag zur FO
Die Schlacht war hart und heftig
Doch leider ist es so
Trotz bester Vorbereitung
Dass man auch mal verliert
So kam es dass der Bolle
war gar nicht amüsiert

Die Finanzordnung schreibt fest nun
Die Gruppen soll ń parier ń
Berichte sind abzuliefern
Das will nicht in mein Hirn
Als Delegierter hab´ ich
Nach Kräften rebelliert
Und mich nun wirklich gar nicht
Im Wirtshaus amüsiert

Der Sonntag begann pünktlich
Schön morgens um 9
Auf strittige Debatten
Da konnte man sich freu ń
Die Rechenschaftsberichte
Haben kaum wen interessiert
Aber dennoch hat sich Bolle
Ganz prächtig amüsiert

Und danach gab es Wahlen
Drei neue im BSK
Das hat uns gut gefallen
Frischer Wind, ist doch klar
Lasst uns gespannt abwarten
Was dadurch wohl passiert
Auf jeden Fall hat́ s Bolle
Ganz prächtig amüsiert

Zum Abschluss die Anträge
Zunächst ging ś um Ramstein
Da macht Ken Jebsen auch mit
Drum ließ mań s besser sein
Der BuKo sah das anders
Jetzt sind wir angeschmiert 
Aber dennoch hat sich Bolle
Ganz prächtig amüsiert

Vertagt wurde der Rest vom
Anträge-Paket 
Es ist leider jedes Mal so
Was eigentlich nicht geht
Kaum Zeit, Zeit zur Debatte
Iś  klar dasś s dann pressiert
So war am Schluss der Bolle
überhaupt nicht amüsiert

... und ja, so war der BuKo 
so schön war der ja nicht! 
Da singen kleine Kinder, 
mit Monty spricht man nicht! 
Der Bolle hockt in der Ecke 
und weinet gar so sehr. 
Das wär alles ganz anders, 
wenn der BSK jetzt so nicht wär.

Felix Oekentorp ist Sprecher des DFG-VK-Landesverbands NRW. Die Abkürzungen in seinem „Bol-
le-Gedicht“ stehen für: BuKo = Bundeskongress; JHV = Jahreshauptversammlung; TOPs = Tagesord-
nungspunkte; FO = Finanzordnung; BSK = BundessprecherInnenkreis

„Bolle reist zum Buko“
Bericht des Delegierten der DFG-VK-Gruppe Bochum/Herne  
in etwas anderer Form
Von Felix Oekentorp

Trotz der unschönen Szenen um 
die kurzfristige Kandidatur von Mon-
ty Schädel zum politischen Bundesge-
schäftsführer, die mir auf den Magen 
geschlagen sind, fuhr ich wohlgemut 
nach Hause, denn ich bin der Überzeu-
gung es geht weiter mit der DFG-VK. 
Diese jungen Leute, die nun mitma-
chen, bringen sicher neue Ideen und 
einen frischen Wind  in den 125-jähri-
gen „Laden“. Ihnen wünsche ich Steh-
vermögen und einen langen Atem.

Sonnhild Thiel, Karlsruhe

Insgesamt bin ich zufrieden nach Hau-
se gefahren, weil ich meine Hoffnung 
auf die jungen Leute setze, die die DFG-
VK in Zukunft aktiv gestalten wollen. 
Vielleicht gelingt ja auch die stärkere 
Integration von Frauen. Schade fand 
ich, dass die Aktionen zwar an histo-
rischen Orten, aber fast ohne Sichtbar-
keit für vorbeikommende Passant_in-
nen stattfanden. Vielleicht sollten in 
Zukunft bei ähnlichen Anlässen Aktio-
nen in belebteren Gegenden der jewei-
ligen Städte wiederholt werden.

Und Frau Käßmann: ihr Auftritt war 
okay, aber wichtiger wären mir Reden 
von aktiven Menschen aus der Basis: 
Brauchen wir wirklich „Promis“?

Enttäuscht war ich darüber, dass es 
bei der Diskussion um Ramstein nicht 
gelang, die Teilnahme an eindeuti-
ge Aussagen zu binden. Ich finde die 
Ramstein-Kampagne enorm wichtig, 
möchte, dass wir aktiv dabei sind, aber 
möchte auch, dass klar ist, wofür wir 
stehen: nicht rechtsoffen, nicht popu-
listisch, sondern mit einem klaren Pro-
fil: gegen Krieg, gegen Rüstung, für 
eine offene Gesellschaft, die geflüchte-
te Menschen willkommen heißt.

Und ich möchte, dass in der DFG-
VK weiterhin „gestritten“ wird, aber 
ohne den jeweiligen Anspruch auf 
„Deutungshoheit“ und ohne Diffamie-
rungen, persönliche Fehden und Her-
absetzungen. Das scheint bisher noch 
immer nicht hinreichend zu passieren.

Brunhild Müller-Reiß, Hannover

Der Jubiläumskongress unseres tradi-
tionsreichen Verbandes war für mich 
ein stetiges Auf- und Ab von Emotio-
nen. Besondere Höhepunkte waren 
die begeisternde Rede von Margot Käß-
mann und das tolle Kulturprogramm 
– allen voran der Kinderchor und die 
Lebenslaute. Überzeugend war die 
Darstellung unserer Geschichte durch 
Guido Grünewald, die internationa-
len Redner Semih Sampaz und Ruslan 
Kotsaba sowie der Austausch mit Her-
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Ruslan Kotsabsa beim Bundeskongress

„Die DFG feiert, der VK läuft als An-
hängsel mit“ – so bewerte ich als KDV-
Opa von 1976 die verpassten Chancen 
des Bundeskongresses zum 125. Grün-
dungsjubiläum des Verbandes.

Die „U35er“, die unter 35-Jährigen, 
liefen sich im Vorfeld des Buko warm 
und rissen den Alten die Masken vom 
Gesicht. Scheinbar nahmen sie mit al-
ler Bravour jede innerverbandliche 
Hürde, notwendige Verjüngungskur 
einerseits. Den VK – den Verband der 
Kriegsdienstverweigererer bzw. die 
Vereinigten KriegsdienstgegnerInnen 
– nahm die „Müsli-Fraktion“ gleich 
noch mit!?

Ja, die DFG-Linie, die Pazifisten, die 
den Krieg damals „nur“ humaner ha-
ben wollten, sind die Definitionsmäch-
tigen? Ein Paradigmenwechsel? Enter-
ten sie den maroden Kahn, der größ-
ten Friedensorganisation mit fallenden 
Mitgliederzahlen? Soll die historisch 
radikale Tradition, die den Krieg abso-
lut ablehnt, sich gar wieder abtrennen? 
Oder nur eine Strukturkrise?  

Kein Wort in der Abschlusserklä-
rung (siehe Seite 15 in diesem Heft)
von dem radikalen Anker der Bewe-
gung, der dornige Weg der KDV-Bewe-
gung. Nichts zu Ruslan Kotsaba, dem 
ukrainischen Kriegsdienstverweige-
rer. Gut, die politische Öffentlichkeit 
sollte wohl keine Notiz von uns neh-
men. 

Ruslan Kotsaba, der eingeladene 
KDVer aus der Ukraine, einem Land im 
Krieg, und mit seinem Handeln ein ra-
dikaler und christlich motivierter „Pro-
pagandist der Tat“, lobte die größte 
Friedensorganisation in seiner Rede: 
„Ihr seid die älteste Friedensorganisati-
on der Welt, euer Beispiel ist für ande-

re Friedensorganisationen Vorbild, und 
auf euren Schultern lastet eine beson-
dere Verantwortung.“

Ansporn sollte es sein. Zu einer So-
lidaritäts- und Informations-Rundreise 
mit dem „Original aus der Haft“, von 
uns friedenspolitisch 2016 erfolgreich 
mit freigepresst, reichte es nicht. Ab-
wehrreflexe? Arbeitsüberlastung?

Die Öffentlichkeit zu informieren 
und zum Pressegespräch mit der kirch-
lichen Repräsentantin Frau Käßmann 
und dem KDVer im Krieg Ruslan Kot- 
saba einzuladen, hätte sicher gerockt.
Kein Super-Gau, aber eine verpasste 
Chance allemal! 

Gut, zurück auf Los. Seine erneute 
Inhaftierung ist noch nicht vom Tisch. 
Solidarität ist dann wieder gefragt. Und 
wir können auf eine unserer verbandli-
chen Wurzeln zurückgreifen. 

Pazifismus ist für mich nicht alleine, 
für Frieden eintreten. Da lege ich mich 
gerne quer! Nein, konsequente Ableh-
nung von Krieg in Wort und Tat. Rus-
lan Kotsaba ist ein Beispiel dafür.

Lothar Eberhardt, Berlin

mann Theisen und Thomas Haschke zur 
Repression unserer Aktiven. Anhand der 
heiklen Diskussionen um Monty Schädel 
und die Aktivitäten um Ramstein wur-
de der Nachholbedarf deutlich, wie wir 
im fairen sachlichen Umgang Probleme 
und Konflikte bewältigen. Ich danke al-
len, die meine Wortbeiträge hierzu und 
im Nachgang so honoriert haben. Dank, 
Wertschätzung und Vertrauen sind das A 
& O unserer Friedensarbeit. Dies muss 
weiter wachsen und von klaren Struktu-
ren und Verantwortlichkeiten professi-
onell begleitet werden. Am Ende bleibt 
der Aufbruch – begünstigt durch den 
Friedensnobelpreis auch an uns - und 
die vielen jungen Engagierten.

Roland Blach, Ludwigsburg

Ich bedanke mich sehr für die gelun-
gene Vorbereitung des Bundeskongres-
ses! Als ehemalige Mitarbeiterin der 
DFG-VK-Bundesgeschäftsstelle weiß 
ich, wieviel Arbeit hinter diesem Kon-
gress steckt und wie wenig die ganze 
Vorarbeit gewürdigt wird. Daher von 
mir noch mal ein dickes Dankeschön, 
vor allem an Susanne Jallow!

Natürlich bin ich mit einem mulmi-
gen Gefühl zum Buko gefahren, da es 
einige sehr kontroverse Themen zu be-
sprechen gab. Schon am Vortag ange-
reist, da wir die Feier der IdK nicht ver-
passen wollten, waren wir erstaunt und 
erfreut über die tolle Unterbringung in 
der modernen und toll gestalteten Ju-
gendherberge Ostkreuz. 

Schon am nächsten Tag war ich mehr 
als erleichtert, dass Ossietzky nicht 
wirklich immer Recht hat mit dem was 
er sagte. Sinngemäß meinte er, dass je-
der Kongress der Friedensgesellschaft 
in einem Blutbad endet. So weit kam es 
dann ja zum Glück nicht, auch wenn ich 
sehr enttäuscht vom Auftritt des Bun-
dessprecherInnenkreises war. Ich nen-
ne mal die Erklärung des BGB-Vorstan-
des in seinem Verhalten gegenüber Mon-
ty „Luftblasen“. 

Ein einziger Bundessprecher hatte 
die Traute sich für seinen Ton in einer 
Mail zu entschuldigen. Das rechne ich 
ihm hoch an!

Ich fand dann die Workshops, die ich 
besucht habe, sehr anregend und konst-
ruktiv für die künftige Arbeit „an der Ba-
sis“. Sie haben mich etwas über meinen 
Unmut über den Verlauf des Buko hin-
weggetröstet.

Die Wahlen verliefen (leider) recht 
absehbar. Zugeständnisse und pragma-
tisches Denken (für mich ohne jegliche 
Moral), haben dann zu eben diesem BSK 
geführt. Natürlich ist es sehr, sehr er-

„Wo blieb die radikale 
Kriegsablehnung?“
Nicht nur DFG, sondern auch VK!
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freulich, dass der BSK sich so sehr ver-
jüngt hat! Ich werde auch und gerade 
Michi Schulze von Glaßer in seiner Ar-
beit unterstützen, der, wenn auch völlig 
anders als Monty, in seiner Vertretungs-
zeit bewiesen hat, dass er ein guter Poli-
tischer Geschäftsführer sein kann.

Eine Bitte hätte ich noch: Was mich 
immer wieder aufregt, ist die Verkür-
zung unseres Verbandsnamens. Einzel-
ne Mitglieder des BSK (egal ob alt oder 
jung) schaffen es nicht, „DFG-VK“ zu sa-
gen. Wir sind nicht (nur) die Deutsche 
Friedensgesellschaft, sondern (eben) die 
Deutsche Friedensgesellschaft - Verei-

nigte KriegsdienstgegnerInnen. Es soll-
te nicht zu schwer sein, dies in den ei-
genen Sprachgebrauch zu übernehmen. 

Ich habe beschlossen, trotz völlig ab-
struser Finanzordnung und einem mei-
ner Meinung nach unethisch und unmo-
ralisch handelndem BGB-Vorstand Mit-
glied der Organisation zu bleiben. Ich 
fühle mich wohl in meiner Ortsgruppe 
und kann dort lokal an den Dingen ar-
beiten, die mir wichtig sind, auch wenn 
ich das „große Ganze“ weiterhin kritisch 
beäuge und begleite.

Tina Gewehr, Mainz

Der Konflikt um die Kündigung des 
früheren politischen Geschäftsführers 
Monty Schädel durch den DFG-VK-Vor-
stand scheint geklärt. Auf der Sitzung 
des Bundesausschusses Mitte Dezem-
ber informierte der BundessprecherIn-
nenkreis darüber, 
dass mit Monty 
Schädel eine ein-
vernehmliche Lö-
sung gefunden 
wurde und sein 
Arbeitsverhältnis 

zum 30. Juni 2018 
endet.

Auf Einladung des Rotary Club 
Schleswig gab das Marinemusik-
korps der Bundeswehr aus Kiel 

am 4. Dezember 2017 ein Adventskon-
zert im Dom zu Schleswig zum Aus-
klang des Lutherjahres. Da Luther auch 
ein übler Kriegstreiber gegen die auf-
ständischen Bauern gewesen ist, hat es 
auch gut gepasst, dass sich die Bundes-
wehr am Lutherjahr mit einem Konzert 
beteiligt. 

Aus Protest gegen das Militärkonzert 
im Dom haben schon vor Beginn des 
Konzertes friedensbewegte Menschen 
vor dem Dom Flugblätter verteilt, mit 
dem Hinweis, dass die Werte des Chris-
tentums mit Krieg unvereinbar sind und 
die Forderungen nach einer Trennung 
von Staat und Kirche und der Abschaf-
fung der Bundeswehr gestellt: 
• Unterstützung von Militär durch Kir-
chen widerspricht dem Gebot „Du sollst 
nicht töten“. Auch aus vielen anderen Bi-
belzitaten und dem Gebot der „Feindes-
liebe“ ergibt sich eindeutig, dass Solda-
tentum in der Bibel geächtet ist. Leider 
hat die Kirche sich durch den Militär-
seelsorgevertrag korrumpieren lassen, 
nimmt Geld vom Militär für die Bezah-
lung ihrer Pastoren an. 
• Auftritte von Musikkorps der Bundes-
wehr sind Militärpropaganda. Sie die-
nen dazu, Zustimmung der Bevölkerung 
zum Militär und zu den Kriegseinsätzen 
herzustellen. Mit Auftritten in Kirchen 
demonstriert die Bundeswehr diese Zu-
sammengehörigkeit von Bundeswehr 
und Kirche. Die Kirche stellt durch die 
Zusammenarbeit mit der Bundeswehr 

und zur Bereitstellung ihrer Kirchen für 
Bundeswehrauftritte die Trennung von 
Staat und Religion und die Religionsfrei-
heit an sich in Frage. 
• Auch Militärmusiker*innen sind Sol-
dat*innen
• Militärmusiker*innen der Bundes-
wehr sind keine zivilen (normalen) Mu-
siker*innen, sondern Soldat*innen. Sie 
werden militärisch ausgebildet und 
bereiten sich auch auf das Töten vor. 
Sie üben dies auch regelmäßig. Im 
Kriegseinsatz tragen auch sie statt Mu-
sikinstrumenten Waffen.
• Im Kriegseinsatz gehören sie Sanitäts-
einheiten an. Militärsanitäter*innen sind 
kein ziviles medizinisches Personal: Im 
Krieg helfen sie verwundeten Soldat*in-
nen nur, um diese möglichst schnell 
wieder kampfbereit zu machen. Ihnen 
geht es hauptsächlich um deren Kampf-
fähigkeit. Genau wie auch zivile Mitar-
beiter*innen und andere Soldat*innen, 
die nicht an der Front kämpfen, unter-
stützen sie Kriege und helfen dabei, sie 
vorzubereiten. Ohne sie ist kein Krieg 
möglich.
• Die Bundeswehr sieht 
es unter anderem als ihre 
Aufgabe, die „wirtschaftli-
che Leistungsfähigkeit und 
Handelsabhängigkeit“ und 
„Wirtschaft und freien so-
wie ungehinderten Welt-
handel“ zu schützen (Weiß-
buch der Bundeswehr 2016). 
Die Bundeswehr mischt sich 
also nicht der Menschlich-
keit und des Friedens halber 

in Konflikte ein, sondern vertritt die In-
teressen von Banken und Konzernen. 
Daher fühlt sich die Bundeswehr auch 
nicht an UN-Mandate gebunden, son-
dern beteiligt sich auch an völkerrechts-
widrigen Kriegen.

Als auch im Dom vor dem Werbe-
schild des Marinemusikkorps mit dem 
Transparent: „Krieg beginnt hier Bun-
deswehr abschaffen“ demonstriert wor-
den ist, wurde versucht, das Transpa-
rent zu entreißen, und wir wurden 
des Domes verwiesen. Das war nicht 
so schlimm, denn Werke von Bach mit 
dem Rhythmus eines Militärmarsches 
zu spielen, war eine Zumutung für un-
sere Ohren.

Solche Proteste gegen die Werbeauf-
tritte der Bundeswehr im Alltag der Men-
schen sind notwendig, denn sie regen 
zum Nachdenken über die Kriegseinsät-
ze der Bundeswehr an. Außerdem ma-
chen sie auch viel Spaß, denn die Mili-
taristinnen und Militaristen ärgern sich 
sehr darüber.

Siglinde Cüppers, DFG-VK Flensburg

Protest gegen den Auftritt des Bundeswehr- 
Marinemusikkorps im Dom zu Schleswig
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Zypern: Geteilte und militarisierte Insel
Antimilitaristische Arbeit vor schwierigem politischen und historischen Hintergrund
Von Gernot Lennert

Internationales

Auch bei einem touristischen Auf-
enthalt ist der Zypernkonflikt 
kaum zu übersehen. Beim Post-

kartenversand kommt zum Porto noch 
eine 2-Cent-Briefmarke für Flüchtlings-
hilfe hinzu – für die Vertriebenen aus 
der Zeit der türkischen Invasion von 
1974. Die Kommission für vermisste Per-
sonen exhumiert und identifiziert noch 
heute alljährlich Tote aus der Zeit der 
Massaker, z.B. 96 Exhumierungen 2016, 
wobei das Schicksal Hunderter noch un-
geklärt ist. 

Besonders gut sichtbar ist die Green 
Line, die Demarkationslinie zwischen 
den beiden Teilen Zyperns, in der Alt-
stadt von Nikosia, wo sich griechisch-zy-
prisches und türkisch-zyprisches Mili-
tär, getrennt von Barrieren aus Fässern, 
Zäunen, Mauerresten und Stacheldraht 
und mehr oder weniger Metern UN-Puf-
ferzone, dicht gegenüberstehen. Allge-
genwärtig und unübersehbar sind die 
Nationalismen. 

Bezeichnend ist, dass in der Repu-
blik Zypern viel häufiger die griechi-
sche als die zyprische Fahne zu sehen 
ist, die griechische Flagge oft neu mit 
leuchtenden Farben, daneben die zyp-
rische als zerschlissener Lumpen. Vor 
griechisch-orthodoxen Kirchen wehen 
oft nur die Fahne Griechenlands und 
die gelbe Kirchenfahne mit dem oströ-
mischen Doppeladler. Die Flagge der 
nur von der Türkei anerkannten Türki-
schen Republik Nordzypern sah ich aus-
schließlich in Kombination mit der tür-
kischen Fahne. In beiden Teilen werden 
jeweils die Nationalfeiertage Griechen-
lands und der Türkei begangen. Die Na-
tionalhymne der Republik Zypern ist 
identisch mit der Griechenlands. Eine 
äußerst befremdliche Selbstverleugnung 
zweier politischer Einheiten, die beide 
von anderen verlangen, als jeweils eige-
ner Staat ernst genommen zu werden.

Ein freundlicher Fan des ausdrücklich 
„hellenischen“ Fußballclubs Apoel versi-
cherte in einem Straßencafé während 
der Übertragung eines Spiels gegen eine 
deutsche Mannschaft, dass sie mit Deut-
schen keine Probleme hätten – „aber mit 
den Kerlen da drüben!“ (zur nahegele-
genen Green Line deutend). Rein sym-
bolisch und affektiv keine guten Vor-

aussetzungen für ein wiedervereinigtes 
Zypern. Auch innerhalb der Volksgrup-
pen gibt es Gegensätze. Der Apoel-Fan 
verkündete auch, sie selbst seien rechts, 
die Anhänger des anderen großen Fuß-
ballvereins seien Kommunisten. Dass im 
Oktober eine Frau wegen Abtreibung in 
Untersuchungshaft kam, beleuchtet, wie 
konservativ Zypern auch in anderer Hin-
sicht sein kann. 

Zypern zwischen  
Europa, Asien und Afrika

In der Frühgeschichte trafen sich in Zy-
pern Einflüsse aus dem Orient und Grie-
chenland. Nach dem Zerfall des Alexan-
derreichs kam die hellenisierte Insel 
an die Ptolemäer. Ab 58 v. Chr. gehör-
te Zypern zum Römischen Reich und 
später zum griechisch geprägten Oströ-
mischen Reich. Während des Dritten 
Kreuzzugs eroberte der englische Kö-
nig Richard Löwenherz 1191 die grie-
chisch-orthodoxe Insel, die 1192 an die 
Kreuzfahrerdynastie der Lusignan kam 
und als Königreich Zypern zum größten 
Kreuzfahrerstaat der Region wurde.

Auf Immigration in dieser Zeit gehen 
die maronitischen, armenischen und „la-
teinischen“ (römisch-katholisch) Min-
derheiten in Zypern zurück. 1489 erb-
te die Republik Venedig die Insel, 1581 
folgte die osmanische Eroberung. 1878 
besetzte Großbritannien Zypern, das bis 
zum Ersten Weltkrieg unter osmanischer 
Oberhoheit verblieb, dann von Großbri-
tannien annektiert und zur Kronkolonie 
gemacht wurde. 

Der griechische Nationalismus strebt 
nach  Ένωσις (Énosis, Vereinigung) des 
griechischen Staats mit allen griechisch-
sprachigen Gebieten, auch mit Zypern. 
Die Türkei propagierte die Teilung (Tak-
sim) der Insel, um wenigstens einen Teil 
zu erhalten. Nicht zuletzt aufgrund der 
Indoktrination durch die beiden Bil-
dungssysteme setzten sich in Zypern 
griechischer und türkischer Nationalis-
mus durch.

1955 bis 1959 führte die Unter-
grundorganisation Eoka eine Guerril-
la- und Terrorismuskampagne gegen die 
Kolonialmacht. Was heute in Museen 
und mit Denkmälern als antikolonialer 

Befreiungskampf gefeiert wird, war je-
doch kein gesamt-zyprischer Kampf für 
ein unabhängiges Zypern, sondern ein 
griechisch-nationalistischer Kampf für 
Énosis und gegen die türkisch-zyprische 
Bevölkerung. Großbritannien bezwei-
felte noch in den 1950ern, dass kleine 
Inseln lebensfähige Staaten sein könn-
ten. Trotzdem wurde Zypern 1960 unab-
hängig. Diesem Beispiel folgten seitdem 
zahlreiche weitere kleine britische In-
selkolonien.

Die ungewollte Republik Zypern soll-
te auf Machtteilung zwischen den bei-
den Volksgruppen basieren. Großbri-
tannien, Griechenland und die Türkei 
wurden Garantiemächte mit Interventi-
onsrecht. Drei Prozent des Territoriums 
blieben britisch und wurden zu den 
Sovereign Base Areas (SBA, Souveräne 
Stützpunktgebiete) Akrotiri und Dheke-
lia. 

Schon 1963 zerbrach die gemeinsame 
Regierung. Massaker und Bürgerkrieg 
führten zur bis heute andauernden Sta-
tionierung von UN-Truppen. Mit dem 
Rückzug der türkisch-zyprischen Bevöl-
kerung in separate Enklaven begann die 
territoriale Spaltung. 

Griechisch-zyprische Ultranationa-
listen bekämpften als Eoka-B die Regie-
rung Makarios. Als die griechisch-zypri-
sche Nationalgarde 1974 im Auftrag der 
griechischen Militärjunta putschte, um 
die Énosis durchzusetzen, intervenierte 
die Türkei und besetzte 38 Prozent des 
Territoriums der Insel. Der Putsch wur-
de niedergeschlagen, Makarios kehrte 
zurück. De facto ist Zypern seitdem ge-
teilt, aufgrund der Massenvertreibungen 
sind auch die Siedlungsgebiete getrennt. 
International gilt die griechisch-zyp-
risch geprägte Republik Zypern als zy-
prischer Staat. Die im türkisch besetz-
ten Norden 1983 ausgerufene Türkische 
Republik Nordzypern wird nur von der 
Türkei anerkannt.

Seit 2003 ist die Demarkationslinie 
wieder für alle überquerbar. Dem An-
nan-Plan, der die Wiedervereinigung 
vorsah, wurde 2004 im Referendum im 
türkischen Norden zugestimmt, jedoch 
nicht im griechischen Süden. Die Repub-
lik Zypern wurde dennoch Mitglied der 
EU. 
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Kriegsdienstverweigerung

In beiden Teilen Zyperns werden Män-
ner zum Kriegsdienst gezwungen. Dem 
widersetzt sich die 2008 gegründete 
Kriegsdienstverweigerer-Initiative (Vic-
dani Ret İnisiyatifi) mit vorwiegend tür-
kisch-zypriotischen Aktiven. Es gibt zur 
Zeit sechs Verweigerer, die früher den 
Grundmilitärdienst abgeleistet haben, 
aber heute Reserveübungen verweigern. 

International bekannt wurde Murat 
Kanatlı, Mitgründer der Initiative, als 
er 2014 wegen Verweigerung einer 
Reserveübung 10 Tage ins Gefängnis 
kam. Heute vertritt er im Stadtrat von 
Türkisch-Nikosia die Yeni Kıbrıs Par-
tisi (New Cyprus Party), eine ansons-
ten außerparlamentarische sozialisti-
sche nicht-nationalistische Kleinstpar-
tei. Nuri Sılay, ebenfalls Gründungsmit-
glied der Kriegsdienstverweigerungsini- 
tiative, verweigert den Kriegsdienst im 
Militär der Türkischen Republik Nord-
zypern. Da ihm dort, seitdem er sei-
ne Kriegsdienstverweigerung erklärte, 
Zwangsrekrutierung und Gefängnis dro-
hen, lebt er im griechisch-zyprischen 
Teil der Insel und hat einen Pass der Re-
publik Zypern. 

Ein Vorschlag zur gesetzlichen Rege-
lung der Kriegsdienstverweigerung und 
des Zivildienstes ist vom Petitionsaus-
schuss des Parlaments der Türkischen 
Republik Nord-Zypern entgegengenom-
men worden.

Die zyprischen Antimilitarist*innen 
sind international gut vernetzt. 2014 
fand in Zypern ein Treffen von Kriegs-
dienstverweigerungsgruppen aus dem 
östlichen Mittelmeerraum statt, Anfang 
November 2017 die Mitgliederversamm-
lung des European Bureau of Conscien-
tious Objection (Europäisches Kriegs-
dienstverweigerungsbüro). Günstig da-
für ist ein von beiden Seiten zugängli-
ches Gebiet in der UN-Pufferzone in Ni-
kosia, wo neben dem Hauptquartier der 
UN-Truppen auch ein Begegnungszent-
rum und das Goethe-Institut angesiedelt 
sind. 

Lösung des Zypern-Konflikts?

2015 wurden, wieder unter Ägide der 
UN, als aussichtsreich geltende Verhand-
lungen für eine Lösung des Zypern-Pro-
blems aufgenommen, die letztendlich 
im Juli 2017 scheiterten – zumindest bis 
zur Präsidentenwahl in der Republik Zy-
pern Anfang 2018. Im Oktober verhär-
tete sich die Position der türkischen Sei-
te. Die Türkische Republik Nord-Zypern 
führte Einfuhrzölle auf Hilfsgüter ein, 
die von UN-Konvois auf die Karpas-Halb-
insel im Nordosten gebracht werden, 
um die 1974 dort unter türkischer Herr-
schaft verbliebene griechische und ma-
ronitische Bevölkerung zu versorgen. 
Gleichfalls im Oktober drohten sowohl 
der Außenminister Türkisch-Nordzy-
perns als auch der stellvertretende Mi-
nisterpräsident der Türkei mit einer An-
nexion Nord-Zyperns durch die Türkei. 
Die Türkei hat inzwischen so viele Men-
schen aus Anatolien in Nord-Zypern an-
gesiedelt, dass die zypern-türkische Be-
völkerung zur Minderheit im eigenen 
Gebiet geworden ist. Wie in der Tür-
kei schreiten Islamisierung und Jagd auf 
„Gülenisten“ voran.

Auch die SBA werden in Frage ge-
stellt. Da wegen des Brexit mit Großbri-
tannien ohnehin neu verhandelt werden 
müsse, könne man bei dieser Gelegen-

heit auch die SBA wegverhandeln. Man-
che wünschen den britischen Abzug, 
andere wollen nur die britische Souve-
ränität beenden und für die Basen einen 
kündbaren Stützpunktvertrag abschlie-
ßen. 

Jede Zypern-Vereinbarung muss in 
Referenda in beiden Volksgruppen Zy-
perns gebilligt werden, was angesichts 
des Ultranationalismus schwer werden 
könnte. Immerhin wird dem extremen 
Nationalismus auch widersprochen: Die 
postkommunistische Alel, eine der bei-
den großen Parteien in der Republik Zy-
pern, protestierte 2017 gegen die Errich-
tung eines Denkmals in Limassol für den 
Eoka-Führer Grivas. Akel argumentiert, 
dass genau dieser Rechtsextremist Weg-
bereiter für den Putsch von 1974 und die 
daraus resultierende türkische Invasion 
und Besatzung war.

Der möglicherweise wichtigste Streit-
punkt von vielen in den Zypern-Ver-
handlungen: Die Republik Zypern will 
der Türkei kein Interventionsrecht ein-
räumen, die Türkei insistiert genau dar-
auf. Ob und wie es weitergeht, wird sich 
nach dem Präsidentschaftswahlen 2018 
zeigen.

Gernot Lennert ist Geschäftsführer des 
hessischen DFG-VK-Landesverbands.

25 Jahre lang ein Teufelskreis von Verfolgung
Interview mit dem kurdischen Kriegsdienstverweigerer Halil Savda  
der in Zypern politisches Asyl erhalten hat

Du bist vom türkischen Staat seit 
1993 aus politischen Gründen ver-
folgt worden. Du wurdest gefoltert 
und warst mehrfach im Gefängnis. 
Wie lange warst Du inhaftiert?

Das kurdische Volk und Menschen aus 
Kurdistan werden unterdrückt, und ihre 
Grundrechte werden vom türkischen 
Staat verletzt. Diese Unterdrückung ist 
nicht neu. Sie existiert seit 1923, der 

Gründung der Türkischen Republik. Ich 
wurde physisch und psychologisch ge-
foltert und vom türkischen Staat insge-
samt 10 Jahre lang inhaftiert, weil ich 
für die fundamentalen Rechte des kur-
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dischen Volks und der Menschen aus 
Kurdistan eingetreten bin und für sie ge-
kämpft habe.
Wie ist gegenwärtig Deine rechtliche 
Lage in der Türkei?
Erstmals festgenommen wurde ich 1993 
in meinem Dorf im Bezirk Cizre. Damals 
war ich gerade 18 Jahre alt und musste 
verschiedene Foltermethoden von der 
Bastonade bis zum Elektroschock erfah-
ren. Damals blieb ich für drei Jahre im 
Gefängnis. 1997 wurde ich wieder aus 
gleichem Grund gefangen genommen. 
Als ich 2004 aus dem Gefängnis entlas-
sen wurde, wurde ich in Handschellen 
in eine Kaserne gebracht, um Militär-
dienst zu leisten.

Ich war gegen Krieg und Militaris-
mus, und deshalb konnte ich keinen Mi-
litärdienst leisten. Ich verweigerte. Ich 
erklärte meine Kriegsdienstverweige-
rung erstmals in der Kaserne. Ich kam 
für einen Monat in ein Militärgefängnis. 
Dann wurde ich freigelassen.

Bis 2007 wurde ich viermal festge-
nommen und in ein Militärgefängnis ge-
bracht. In dieser Zeit bin ich wegen mei-
ner Kriegsdienstverweigerung insge-
samt 17 Monate inhaftiert gewesen. 

2006 sprach ich mich in Istanbul in 
einer Pressemitteilung dafür aus, die 
Unterdrückung israelischer KDVer zu 
beenden. Es war eine friedliche Erklä-
rung und ich forderte nur von der isra-
elischen Regierung, die Repression ge-
gen die Verweigerer zu stoppen. Die 
türkische Staatsanwaltschaft strengte 
schließlich einen Prozess gegen mich 
an. Wegen „Entfremdung des Volks vom 
Militärdienst” wurde ich zu fünf Mona-
ten Haft verurteilt; 2012 war ich deswe-
gen 50 Tage im Gefängnis. 

Die türkische Regierung erklärte 
mich 2008 für den Militärdienst untaug-
lich. Damit zielten sie darauf ab, meine 
Haltung zur KDV als kriminelle Hand-
lung darzustellen. Viele Jahre lang hatte 

ich überall erklärt, dass der Zwang, Mi-
litärdienst zu leisten, eine Reihe grund-
legender Menschenrechte verletzt. Heu-
te leiden mehr als 400 000 Menschen in 
der Türkei – nur, weil sie sich nicht dem 
Militär anschließen wollen. Und es gibt 
mehr als 1 000 Menschen, die aus Gewis-
sensgründen keinen Militärdienst leis-
ten wollen. Diese ungerechte Behand-
lung muss so schnell wie möglich been-
det kommen. Deshalb muss der Zwang 
zum Militärdienst beseitigt werden. 
Mein Kampf, die KDV sichtbar zu ma-
chen, geht weiter.
Im August 2017 bist Du in die Repu-
blik Zypern gekommen, um politi-
sches Asyl zu beantragen. Du hast 
viele Jahre der politischen Verfol-
gung in der Türkei widerstanden. 
Warum hast Du die Türkei 2017 ver-
lassen und nicht früher? 

Ja, ich bin am 17. August nach Süd-Zy-
pern geflohen und habe dort Zuflucht 
genommen. Es gibt 2017 viele Gründe, 
die Türkei für immer zu verlassen. 

Der türkische Staat beschießt seit 
September 2015 kurdische Städte mit 
Panzern und Artillerie. Er hat Massaker 
in Städten wie Yüksekova, Diyarbakır 
und Nusaybin verübt. An oberster Stel-
le der Städte, die diese Massaker erle-
ben mussten, steht meine Heimatstadt 
Cizre. Während dieser Zeit wurden fast 
400 Frauen und Männer vom türkischen 
Staat massakriert. Die meisten waren Zi-
vilpersonen, unter ihnen Politiker*innen 
und im Gesundheitswesen Tätige. 100 
von diesen Menschen wurden lebendig 
verbrannt. Es war völlig grausam. Einige 
der Menschen, die vom Staat verbrannt 
wurden, kannte ich persönlich. Cizre er-
litt massive Zerstörung. Was in Cizre ge-
schah, war ein Beispiel für Staatsterror. 
Die Staatsanwalt Cizre klagte mich am 
30. Mai 2017 an, weil ich gegenüber Me-
dien über das vom türkischen Staat im 
März 2016 begangene Massaker gespro-
chen hatte. Angesichts dieser Anklage 
konnte ich entweder in der Türkei blei-
ben und ins Gefängnis kommen oder 
nach Zypern flüchten. Ich wählte das 
Letztgenannte. 

Ich war bereits in Zypern, als die 
Staatsanwaltschaft einen Haftbefehl ge-
gen mich veranlasste. Aber ich war im 
türkischen Teil. Die türkische Seite von 
Zypern befindet sich seit 1974 unter der 
Besatzung der Türkischen Republik. 
Wenn ich dort geblieben wäre, wäre ich 
zurück in die Türkei ausgeliefert wor-
den. Deshalb kam in den südlichen Teil.
Warum hast Du Zypern gewählt?
Ich bin mit der mediterranen Kultur ver-
traut und ich mag Zypern als Insel sehr. 

Meine Schwester studierte auf der 
türkischen Seite, und ich kam zu ihrer 
Universitäts-Abschlusszeremonie am 29. 
Mai 2017. Am Morgen des 30. Mai führ-
te die Polizei mit gepanzerten Fahrzeu-
gen eine Hausdurchsuchung in meinem 
Haus im Dorf Kocapınar im Bezirk Cizre 
durch. Ihr Ziel war es, mich wieder ins 
Gefängnis zu bringen. Wenn ich zu die-
ser Zeit in der Türkei gewesen wäre, hät-
te ich keine Chance zu flüchten gehabt.

Aber ich war nicht in der Türkei und 
wusste, dass ich bei Rückkehr ins Ge-
fängnis gebracht würde. Hinzu kommt, 
dass das türkische Justizsystem so 
schlecht geworden ist, wie es nie zuvor 
war. Die AKP-Regierung und ihr Führer 
Recep Tayyip Erdoğan beabsichtigen, öf-
fentlich bekannte Frauen und Männer 
zu verhaften, um Angst unter den Men-
schen zu verbreiten. Meine erneute In-
haftierung hätte diesem Zweck gedient.
Bist Du der einzige Verweigerer aus 
der Türkei, der Asyl in Zypern bean-
tragt hat? 
Ich bin der einzige Kriegsdienstverwei-
gerer in Zypern, dessen Antrag auf poli-
tisches Asyl akzeptiert wurde. Aber ich 
habe Asyl nicht aufgrund der Verweige-
rung beantragt. Es gibt andere, die aus 
politischen Gründen Asyl erhalten ha-
ben.
Hast Du den Eindruck, dass der Zy-
pern-Konflikt die Chancen für Asyl-
gewährung beeinflusst? 
Ich glaube, er hat sich ausgewirkt, eben-
so wie die EU-Mitgliedschaft Zyperns.
Wie lebst Du in Zypern? Wirst Du 
unterstützt? 
Bis jetzt bin ich noch nie von jemandem 
ökonomisch unterstützt worden. Ich 
hatte auch nie einen kostspieligen Le-
bensstil. Ich lebe von dem, was genügt, 
um Körper und Geist zusammenzuhal-
ten, wie ein Derwisch. Ich kam mit ei-
nem kleinen Geldbetrag nach Zypern, 
von dem ich jetzt lebe. 
Hast Du Kontakte zu Kriegsgeg-
ner*innen in Zypern? 
Ich arbeite mit einigen Kriegsdienstver-
weigerern zusammen. Auch stehe ich in 
Kontakt mit einigen sozialistischen und 
demokratischen Personen. In Limassol 
gibt es eine kurdische Vereinigung. In 
bin solidarisch mit diesen Gruppierun-
gen.
Wie stehst Du zum Krieg zwischen 
der Türkei und kurdischen Kräften 
in der Türkei und Syrien?
Ich bin gegen Krieg. Ich bin dagegen, 
egal wer den Krieg anfängt oder vorbe-
reitet. Meine einzige Haltung zum Krieg 
ist, ihn zu verweigern, und alles zu tun, 
was ich kann, um ihn zu beenden. 

Halil Savda, Kriegsdienstverweigerer 
und politischer Aktivist aus der Türkei, 
hat in Zypern politisches Asyl erhalten. 
Gernot Lennert hat ihn im Oktober in 
Zypern getroffen. Das Interview wur-
de im November per E-Mail geführt.
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„Den Op-
fern Stimme, 
den Tätern 
Name und Ge-
sicht“: So lau-
tet das Mot-
to der „Akti-
on Aufschrei 
– Stoppt den 
Wa f fe n h a n -
del“, auf de-
ren Forde-
rung nach 
einem Ver-
bot von Waf-
fenexporten 
eine Kunstak-
tion am 3. No-
vember in der 
Au g s bu r ge r 
I n n e n s t a d t 
au fmerksam 
machte. Die 
gemeinsame 
Kundgebung 
von Augsbur-
ger Friedens- 
initiative, Pax 
Christi Augsburg und der DFG-VK 
Augsburg stellte allerdings nur einen 
Teil des Gesichts der sieben wichtigs-
ten Rüstungsmanager in den Mittel-
punkt: deren Nasen.

Der Künstler Erik Tannhäuser hat-
te im vergangenen Jahr von der „Akti-
on Aufschrei“ Fotos der führenden Un-
ternehmer im deutschen Rüstungsge-
schäft erhalten und nach diesen Vorla-
gen die „goldenen Nasen“ der Profiteu-
re des Todes gestaltet. Die Tafeln mit 
den Nasen entstanden im Rahmen des 
Projektkurses „Guerilla und Social Me-
dia“ an der Hochschule für angewand-
te Wissenschaft und Kunst Hildesheim.

Die Nasen gehören: Andreas Hee-
schen, Hauptgesellschafter der Heck-
ler & Koch GmbH, Frank Haun, Ge-
schäftsführer von Krauss-Maffei Weg-
mann, Bernhard Gerwert, Chief Execu-
tive Officer von Airbus Defence & Spa-
ce, Claus Günther, Vorstandssprecher 
des Bereichs Diehl Defence, Heinrich 
Hiesinger, Vorstandsvorsitzender der 
ThyssenKrupp AG, Armin Papperger, 
Vorstandsvorsitzender der Rheinmetall 
AG und Dieter Zetsche, Vorstandsvor-
sitzender der Daimler AG.

Premiere hatte das Kunstwerk ge-
gen Rüstungsexporte bei einem Akti-
onstag von „Aktion Aufschrei“ am 26. 
Februar 2016 vor dem deutschen Bun-

destag. Jürgen Grässlin, einer der Spre-
cher des Aufschrei-Bündnisses und der 
DFG-VK, erklärte den Hintergrund der 
Aktion: „Mit der Ausstellung nennen 
wir beispielhaft sieben Profiteure deut-
scher Rüstungsexporte mit Namen und 
zeigen dazu jeweils die überdimensio-
nierten Nasen-Profile der für die tödli-
chen Geschäfte verantwortlichen Per-
sonen in den Unternehmen.“

In Augsburg war die Resonanz auf 
die Aktion sehr positiv. Dabei konnten 
wir auch auf die Bedeutung von Augs-
burg als Standort der Rüstungsindust-
rie (Renk, Premium Aerotec und MT 
Aerospace)  und auf die gerade begon-
nenen Augsburger Friedenswochen 
hinweisen. Zudem waren drei Fernseh-
sender am Königsplatz, um Berichte 
über die Aktion zu drehen.

Die Nasen sind derzeit auf einer 
Tour quer durch Bayern. Vor der Akti-
on in Augsburg waren sie in Erlangen 
zu sehen –  die nächste Station ist Mün-
chen. Dort wird voraussichtlich am 17. 
Februar die große Demonstration ge-
gen die sogenannte Sicherheitskonfe-
renz stattfinden, und das Kunstwerk 
soll auf dem Marienplatz stehen und 
darauf hinweisen, wer sich mit dem 
Export von Mordwerkzeugen eine gol-
dene Nase verdient.

Klaus Länger

Krieg und Terrorismus wurden 2010 
von außen nach Syrien gebracht. Die an-
ti-demokratische, hegemoniale und au-
toritäre Struktur der Regierung von As-
sad hat diese Intervention erleichtert.

Würden Regionalmächte wie die Tür-
kei und die Großmächte ihre Hände von 
der Region lassen, würde der bewaffne-
te Konflikt in Syrien von sich aus sofort 
aufhören. Das syrische Volk und seine 
politischen Parteien sind selbst dazu fä-
hig, ihre Probleme zu lösen. Die türki-
sche Regierung schürt jedoch Krise und 
Krieg. Die Türkei bereitet sich in diesen 
Tagen darauf vor, nach der Einnahme 
von Cerablus und El Bab von Idlib aus 
Efrin [= der westliche Kanton des kur-
disch kontrollierten Gebiets in Nord-Sy-
rien] zu besetzen. Das ist nicht akzepta-
bel. Alle sollten sich dem entgegenstel-
len. Die kurdische Bevölkerung in Syri-
en ist Teil Syriens. Die Kurd*innen ha-
ben regional die Macht, und es ist ihr 
Recht, ihre politischen, wirtschaftli-
chen und kulturellen Rechte einzufor-
dern. Die Türkei sollte dies respektieren 
und ihre Besatzungspolitik aufgeben. 
Welche Gründe waren ausschlagge-
bend für die Asylgewährung? Politi-
sche Betätigung? Kurdischer Hinter-
grund? Kriegsdienstverweigerung?
Ich weiß nicht genau, was der Haupt-
grund war. Vielleicht keiner davon. Ich 
bin 25 Jahre lang kontinuierlich in einem 
Teufelskreis von Arrest, Gerichtsverfah-
ren und Gefängnis der Unterdrückung 
ausgesetzt gewesen – als kurdisches In-
dividuum, als Autor, als Kriegsdienstver-
weigerer und als Friedensaktivist. 

Ich habe nie die Erfahrung gemacht, 
gleichberechtigt und gerecht behandelt 
zu werden. Ich habe nie ein Leben in 
Sicherheit geführt. Vor diesem Hinter-
grund hätte eine Auslieferung viele mei-
ner Rechte verletzt. Ich bin außerdem 
in der türkischen und partiell in der eu-
ropäischen Öffentlichkeit bekannt. Ich 
nehme an, dass all diese Fakten die Ent-
scheidung Zyperns beeinflusst haben, 
mir Asyl zu gewähren.
Was hast Du nun vor? 
Ich muss die Sprache lernen, zumin-
dest so, dass ich meinen Alltag bewälti-
gen kann. Danach will ich meine litera-
rischen Projekte fortführen, für die mir 
bisher die Zeit fehlte und die zu finan-
zieren sind.

Die oberste Prioritäten in unserer 
Welt sind Entmilitarisierung und Abrüs-
tung. Dafür will ich mich einsetzen. 
Mein Kampf für eine gerechte und freie 
Welt und mein Kampf für Frieden und 
Demokratie werden immer weiterge-
hen.

Sieben goldene Nasen in Augsburg 
Kunstaktion gegen Rüstungswahn
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Fluchtgrund Waffenhandel
Wie die Bundesregierung daran mitwirkt, dass Menschen massenhaft aus ihrer Heimat fliehen müssen
Von Jürgen Grässlin

Was tun gegen Fluchtursa-
chen?“ Die Antwort der Bun-
desregerung auf diese Frage 

klingt empathisch: „Humanitäre Hilfe 
und Entwicklungszusammenarbeit tra-
gen dazu bei, Menschen vor Ort eine 
Perspektive zu geben.“ Zu Recht sieht 
die Bundesregierung immensen Hand-
lungsbedarf: Weltweit sei „die Zahl der 
Flüchtlinge so hoch wie nie seit dem 
Zweiten Weltkrieg“. Über 60 Millionen 
Menschen befänden sich auf der Flucht.

Derzeit, so die Bundesregierung, 
stammen die meisten Flüchtlinge, die 
nach Deutschland kommen, aus Syrien 
und dem Irak, zudem aus Afghanistan, 
Eritrea, Nigeria und Pakistan. „Sie flüch-
ten vor der Terrormiliz IS und den Tali-
ban, vor Bürgerkriegen und Diktatoren. 
Weil sie in ihrer Heimat um ihr Leben 
fürchten müssen, erhalten sie in vielen 
Fällen Schutz in Deutschland.“

Schenkt man der Bundesregierung 
Glauben, dann unterstützt Deutsch-
land „seit vielen Jahren den Kampf ge-
gen Fluchtursachen“. Angewandt wür-
den Maßnahmen schneller humanitärer 
Hilfe oder langfristiger Entwicklungszu-
sammenarbeit, gefragt seien des Weite-
ren „Diplomatie oder militärische Zu-
sammenarbeit“. Allerdings würden Men-
schen in Krisenregionen „oft auch mit 
falschen Versprechungen nach Deutsch-
land gelockt“. Aus diesem Grund wür-
den Bundespolizei und Zoll „gegen die-
se Schleuserkriminalität“ vorgehen. Das 
Auswärtige Amt habe in einigen Her-
kunftsländern gezielte Aufklärungskam-
pagnen gestartet, um Falschmeldungen 
und Gerüchten entgegenzuwirken und 
die Menschen vor den Gefahren einer 
Flucht zu warnen.

Was für viele Menschen zielgerich-
tet und konsequent klingen mag, ver-
schweigt die Schattenseite der deut-
schen Außen-, Entwicklungshilfe und 
Wirtschaftspolitik. Denn wie ihre Vor-
gängerregierungen leistete auch die 
CDU/CSU-SPD-geführte Bundesregie-
rung unter Führung von Angela Merkel 
und Sigmar Gabriel von 2013 bis 2017 
aktiv Beihilfe zur Eskalation der Gewalt 
und zur Stabilisierung autokratischer, re-
pressiver und diktatorischer Regime in 
Ländern, aus denen Menschen massen-

haft fliehen mussten. Mit ihren milliar-
denschweren Rüstungsexportgenehmi-
gungen an menschenrechtsverletzen-
de und kriegführende Regierungen und 
Regimes trug und trägt die Bundesre-
gierung massiv zum Fluchtgrund Waf-
fenhandel bei. Die Folgen dieser eben-
so verantwortungslosen wie menschen-
verachtenden Regierungspolitik wirken. 
Mehr als zwei Millionen Menschen flo-
hen in den vergangenen Jahren in die 
Bundesrepublik Deutschland. 

Dabei kann die Bundesregierung auf 
eine lange Tradition von Waffenausfuhr-
genehmigungen zurückblicken. Allein 
in den Achtziger- und Neunzigerjahren 
des vergangenen Jahrhunderts ermor-
dete die türkische Armee Zehntausen-
de Kurd*innen im Südosten des Landes 
– maßgeblich mit Waffen von Heckler 
& Koch (H&K). Mehr als eine Million 
Menschen aus Türkisch-Kurdistan flo-
hen maßgeblich vor dem Einsatz deut-
scher Maschinenpistolen des Typs MP5 
und Sturmgewehre des Typs G3, in Li-
zenz von H&K und der Bundesregierung 
gefertigt bei MKEK in Ankara. Die aller-
meisten der Geflüchteten kamen nach 
Deutschland, vielfach nicht wissend, 
dass sie in einem Land von und Diktato-
renfreunden Schutz suchten. 

Was hat die Bundesregierung aus den 
Schandtaten der Vergangenheit gelernt? 
Offenbar nichts, wie ein Blick auf die 
derzeitige Rüstungsexportpolitik verrät.

Friedensforschungsinstitut  
Sipri schlägt Alarm

Die aktuellen Zahlen zum Waffenhandel 
mit Großwaffensystemen (wie Kampf-
panzer und -flugzeuge sowie Militärhe-
likopter) sind ernüchternd. Im Dezem-
ber 2017 publizierte das Stockholmer 
Friedensforschungsinstitut Sipri die glo-
bale Rüstungsexportbilanz für das Vor-
jahr. Demnach verkauften international 
agierende Rüstungskonzerne 2016 welt-
weit weitaus mehr Kriegswaffen als in 
den Jahren zuvor. Der Umsatz der Top 
100 stieg bei Waffen und militärischen 
Dienstleistungen auf nunmehr 374,8 
Milliarden US-Dollar (fast 318 Milliar-
den Euro). Erstmals – nach fünf Jahren 
verminderter Waffentransfers – nahmen 

die Rüstungsverkäufe 2016 wieder zu – 
laut Sipri um 1,9 Prozent im Vergleich zu 
2015 und um 38 Prozent im Vergleich zu 
2002.

Besonders dramatisch ist die Entwick-
lung in Deutschland. Hierzulande stei-
gerten Waffenschmieden ihre Rüstungs-
exporte um insgesamt 6,6 Prozent auf 
rund sechs Milliarden Dollar. Die Speer-
spitze bildeten dabei die Düsseldorfer 
Rheinmetall AG mit einem Zuwachs um 
13,3 Prozent, gefolgt vom Kampfpanzer-
bauer Krauss-Maffei Wegmann in Mün-
chen und Kassel mit einem Plus von 12,8 
Prozent. 

Beide Unternehmen hätten von der 
Nachfrage nach Waffen profitiert, analy-
siert der Sipri-Experte Pieter Wezeman 
die aktuelle Entwicklung. Wezeman 
nennt neben den Empfängerregionen 
in Europa und in Südostasien vor allem 
den Mittleren Osten. Wahrlich ein lukra-
tiver Absatzmarkt dank der dort toben-
den Kriege.

Deutsche Kriegswaffenexporte 
an Diktatoren und Warlords

Überraschend erscheinen diese Sipri- 
Zahlen nicht, erschreckend sind sie den-
noch. So offenbarte bereits ein Blick in 
den regierungsamtlichen Rüstungsex-
portbericht 2016 der Großen Koalition 
Monate zuvor eine fortgesetzt düstere 
Entwicklung. Allein der Wert der erteil-
ten Einzelausfuhrgenehmigungen be-
trug 6,848 Milliarden Euro – das zweit-
höchste Volumen, das jemals gemessen 
worden war. 

Auch die Empfängerländer deutscher 
Kriegswaffentransfers sprechen für sich: 
So wurden umfangreich Ausfuhrgeneh-
migungen für Staaten im Maghreb, dem 
Nahen und Mittleren Osten erteilt: für 
Algerien 846,5, Ägypten 337,0, den Irak 
10,9, Israel 2,8, Jordanien 10,1, Oman 
7,1, Saudi-Arabien 21,3 und die Vereinig-
ten Arabischen Emirate (VAE) 13,2 Milli-
onen Euro. Unter den Top 10 deutscher 
Empfängerländer befanden sich mit Sau-
di-Arabien, den VAE und Ägypten drei 
Staaten, die sich im Krieg mit dem Je-
men beteiligten. 

Allen voran die exorbitant hohen Stei-
gerungen der Genehmigungen für den 
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Export sogenannter Kleinwaffen (von 
Pistolen über Maschinenpistolen bis 
hin zu Sturm-, Maschinen- und Scharf-
schützengewehren) sprach für sich: Im 
Jahr 2016 wurden Kleinwaffenexporte 
im Wert von 46,89 Millionen Euro er-
teilt – im Vergleich zum Vorjahr eine 
Steigerung um sage und schreibe 47 
Prozent. 2016 wurden erneut Kleinwaf-
fentransfers ins Kriegsland Irak geneh-
migt, u.a. für 4 000 weitere Gewehre mit 
KWL-Nummer (Kriegswaffenliste) im 
Wert von mehr als 2,1 Millionen Euro. 

Deutschland ist im weltweiten Ran-
king zum drittgrößten Exporteur von 
Kleinwaffen avanciert. Die Bundesregie-
rung genehmigte einmal mehr Kriegs-
waffenexporte an Diktatoren und War-
lords. Mit den Waffentransfers in den 
Irak nahm die Bundesregierung den 
Bruch des Völkerrechts und damit des 
Grundgesetzes in Kauf. Denn bis zum 
heutigen Tag gilt ein Waffenembargo der 
Vereinten Nationen für den Irak. 

Deutsche Kriegswaffen  
in Händen von Terroristen 

Weltweit schießen Terroristen mit 
Kriegswaffen aus deutscher Fertigung 
oder ausländischer Lizenzfertigung. Die 
Liste ist lang und umfassend. Seit langen 
Jahren nachgewiesen ist beispielswei-
se der Einsatz von G3-Schnellfeuerge-
wehren von H&K durch Taliban in Af-
ghanistan. Diese Kleinwaffen wurden 
in Lizenz bei Pakistan Ordnance Facto-
ry (POF) hergestellt und offensichtlich 
über Mittler des pakistanischen Geheim-
dienstes geliefert.

Auch im Kriegsland Irak sind deut-
sche Gewehre im Kampfeinsatz. Bereits 
am 1. September 2014 hatte der Bun-
destag beschlossen, Kleinwaffen an die  
Peschmerga im Nordirak zu liefern – 
was seither in großem Umfang auch pas-
siert. Abertausende G3- und G36-Sturm-
gewehre fanden mittlerweile ihre Schüt-
zen im Norden des Irak, desgleichen 
wurden rund sechs Millionen Schuss 
Munition geliefert.

Längst konnte auf den Waffenmärk-
ten im nordirakischen Kirkuk und Erbil 
nachgewiesen werden, dass G3 aus Bun-
deswehrbeständen vom IS gekauft und 
eben gegen die Peschmerga eingesetzt 
wurden. Die Herkunft dieser Kriegswaf-
fen ist in den Schnellfeuergewehren ein-
gestanzt.

Meine Erfahrung Jahrzehnte währen-
der Vor-Ort-Recherchen lautet: Waffen 
bleiben selten dort, wo man sie hinlie-
fert. Sie wandern dorthin, wo am meis-
ten bezahlt wird. So lautet das Gesetz 

des Marktes auf den Kriegsschauplätzen 
in aller Welt.

Wer Waffen sät,  
wird Flüchtlinge ernten

Im genannten Berichtszeitraum 2016 
forderten die Kriege im Irak und in Sy-
rien weltweit die meisten Opfer. Dabei 
hatte Russland mit befreundeten Staa-
ten das syrische Assad-Regime bis an die 
Zähne mit Waffen hochgerüstet und so-
mit an der Macht gehalten, während die 
USA mit befreundeten Nationen in der 
Nato über Jahre Rebellengruppen mit 
Kriegswaffen ausgestattet hatten. Was 
dazu führte, dass die Region in Schutt 
und Asche lag und liegt und Millionen 
Menschen in die Flucht getrieben wur-
den.

Mit anderen Worten: Waffenexpor-
te der reichen Industriestaaten an Dik-
tatoren in den Krisen- und Kriegsgebie-
ten im Nahen und Mittleren Osten, dem 
Maghreb und den Entwicklungsländern 
des Südens stellen einen absolut zentra-
len Fluchtgrund dar. Deutschland spielt 
dabei eine erhebliche Rolle. 

Eine Unterscheidung nach guten und 
bösen Empfängern deutscher Kriegs-
waffen – wie sie der vormalige Bun-
deswirtschaftsminister Sigmar Gabriel 
wiederholt zur Legitimierung derarti-
ger Ausfuhrgenehmigungen ins Feld ge-
führt hat – ist obsolet. Waffen wandern. 

Menschen müssen vor dem Einsatz 
deutscher Kriegswaffen – sei in Händen 
von Regierungstruppen, Guerillaeinhei-
ten oder Terroristen – fliehen. Wer Waf-
fen sät, wird Flüchtlinge ernten. Gabri-
el weiß das, die Bundesregierung weiß 
das – und genehmigt dennoch weiterhin 
Kriegswaffenexporte an Barbaren und 
Schlächter in Krisen- und Kriegsgebie-
te. Diese Politik der Bundesregierung ist 
weder sozial noch demokratisch noch 
christlich. Sie ist heuchlerisch, verlogen 
und inhuman. 

Wer Fluchtgründe beseitigen will, 
muss da ansetzen, wo ein konkreter 
Ansatzpunkt besteht. Effizient und er-
folgreich wäre ein sofortiger vollständi-
ger Stopp aller Kriegswaffenexporte an 
menschenrechtsverletzende und krieg-
führende Staaten – impulsgebend ein-
geleitet von der deutschen Bundesregie-
rung.

Grenzen öffnen für Menschen, 
Grenzen schließen für Waffen!

Zu Recht fordert die Kampagne „Akti- 
on Aufschrei – Stoppt den Waffenhan-
del!“, deren Gründungsmitglied die DFG- 

VK ist: Öffnet die Grenzen für Men-
schen, schließt die Grenzen für Waffen! 
Wir wollen, dass unsere Forderungen 
in einem neuen Rüstungsexportver-
meidungsgesetz festgeschrieben wer-
den: kein Export von Rüstungsgütern an 
menschenrechtsverletzende und krieg-
führende Staaten, Exportverbot für 
Kleinwaffen und Munition; keine Her-
mesbürgschaften zur staatlichen Absi-
cherung von Rüstungsexportgeschäf-
ten, keine Lizenzvergabe an andere 
Länder.

In den kommenden Jahren müssen 
wir uns aber auch verstärkt den Unter-
nehmen zuwenden, deren Geschäfts-
politik das Rüstungsexportdesaster ver-
ursachen. Zeitnah bietet sich allen Frie-
densaktivist*innen die Gelegenheit, 
selbst aktiv zu werden: Bei der Mitglie-
derversammlung des RüstungsInforma-
tionsBüros gründen wir am 3. Febru-
ar im Alten Wiehrebahnhof in Freiburg 
die Kritischen Aktionär*innen Heckler 
& Koch. Interessent*innen wie Möchte-
gern-Aktionär*innen sind herzlich will-
kommen (www.rib-ev.de).

In den Tagen nach Pfingsten bietet 
der Staffellauf gegen Rüstungsexport 
„Frieden geht“ von Oberndorf über Kas-
sel nach Berlin die Chance zum aktiven 
Handeln gegen Waffenhandel (www.frie 
den-geht.de). 

Jürgen Grässlin ist einer der Sprecher 
der Kampagne „Aktion Aufschrei – 
Stoppt den Waffenhandel!“ und Mit-
glied im DFG-VK-BundessprecherIn-
nenkreis.
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Wer den Frieden will, muss den 
Krieg kennen. Denn wie soll-
te man als Pazifist beseitigen 

können, was man nicht zuvor genau stu-
diert hat? 

Gewiss ist die Erforschung des Krie-
ges, insbesondere die seiner Ursachen, 
nichts grundlegend Neues. Schon in der 
Antike gab es eine philosophische Aus-
einandersetzung mit kriegerischen Kon-
flikten, und spätestens seit den Welt-
kriegen des 20. Jahrhunderts hat sich 
die Friedens- und Konfliktforschung (im 
englischsprachigen Raum auch „war stu-
dies“ genannt) als wissenschaftliche Dis-
ziplin etabliert. Doch nicht selten führt 
ein genauerer Blick zu hitzigen Diskussi-
onen darüber, was es eigentlich ist, das 
man da sieht. 

Biologen streiten über den Begriff des 
Lebens, Religionswissenschaftler über 
den Begriff der Religion und Kriegsfor-
scher eben über den des Krieges. Dabei 
muss eine solche Diskussion keineswegs 
unnötig sein. Im Falle des Krieges ist sie, 
so der Philosoph Sebastian C. T. Schnei-
der, heutzutage sogar nötiger denn je.

In seiner Studie „,Krieg‘? Philosophi-
sche Reflexionen über den Kriegsbegriff 
im 21. Jahrhundert“, mit der er 2016 an 
der Universität Luzern promoviert wur-
de, nimmt Schneider den Begriff des 
Krieges genauer unter die Lupe. Dabei 
handelt es sich keineswegs nur um eine 
müßige sprachphilosophische Spielerei. 
Denn ob ein Konflikt als Krieg oder ein 
Angriff als kriegerisch bezeichnet wird, 
hat ganz erhebliche Folgen. Spätestens 
wenn es um die Frage geht, wie in sol-
chen Fällen völkerrechtskonform re-
agiert werden darf, ist es auch politisch 
und juristisch von Bedeutung, inwiefern 
etwas als Krieg, als bewaffneter Konflikt 
oder – unter verbalen Verrenkungen – 
als „robuster Stabilisierungseinsatz“ be-
zeichnet wird. 

Schneiders Feststellung, dass in Zei-
ten von Terroranschlägen, ethnischen 
Konflikten, Kampfdrohneneinsätzen 
und „Cyberwar“ mehr Unklarheit denn 
je herrscht, ist als solche gewiss nicht 
sonderlich originell. Sein Anspruch, für 
eine gewisse Klarheit zu sorgen, ist da-
für jedoch umso begrüßenswerter, denn 
eine Instrumentalisierung des Kriegsbe-

griffes kann, salopp gesagt, tödlich en-
den.

Angesichts der fatalen Konsequen-
zen und der uneinheitlichen Verwen-
dungen könnte man natürlich einfach 
dafür argumentieren, den Kriegsbegriff 
ganz aufzugeben. Schneider hält dies je-
doch aus wenigstens zwei Gründen für 
keinen guten Weg. Erstens weil der Be-
griff des Krieges nun einmal in der Welt 
ist. Mit ihm umzugehen, erscheint da-
her zielführender, als ihn zu umgehen. 
Zweitens ist der Begriff „Krieg“ gerade 
für die Friedensforschung zentral. Wür-
de man ihn über Bord werfen, wäre das 
grausame Phänomen ja noch lange nicht 
aus der Welt (genauso wenig wie Gläubi-
ge aufhören würden zu beten, wenn der 
Begriff der Religion für undefinierbar er-
klärt würde). 

Statt den Begriff zu begraben, wid-
met sich Sebastian Schneider im Haupt-
teil seiner Arbeit lieber einer ausführli-
chen Analyse der Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede des Kriegsbegriffes in vier 
verschiedenen Bereichen: Philosophie, 
Politikwissenschaft, empirischer Kon-
fliktforschung und Völkerrecht. 

Ziel ist Klarheit

Ziel dieser Analyse ist es nicht, am Ende 
einen völlig beliebigen Kriegsbegriff zu 
gewinnen. Ebenso wenig soll sie festle-
gen, inwiefern Krieg gerecht oder legi-
tim sein kann. Vielmehr geht es darum, 
einen klaren Begriff von Krieg zu ent-
wickeln und zwar ausgehend von tradi-
tionellen Verwendungsweisen und mit 
Sensibilität für gegenwärtige Ansprü-
che. Dieser kann dann in verschiedenen 
Kontexten von Moralphilosophie und 
Recht bis hin zu Politik und Medien an-
gewendet werden.

Knapp zusammengefasst lautet 
Schneiders Definitionsvorschlag im 
Wesentlichen so: Krieg ist eine Form 
des Konflikts, bei dem tatsächlich und 
wechselseitig Gewalt angewendet, das 
heißt grundlegende Rechte in einem 
rechtlich nur bedingt reglementierten 
Rahmen verletzt werden. Dies geschieht 
durch Akteure, die keinem Gewaltmo-
nopol unterliegen und nicht vollständig 
asymmetrisch sind. 

Krieg ist nicht gleich Krieg
Der Philosoph Sebastian C. T. Schneider plädiert für eine neue Defintion  
des Kriegsbegriffes im 21. Jahrhundert
Von Anselm Oelze

Literatur

Diese Definition wirkt auf den ersten 
Blick zugegebenermaßen sperrig. Durch 
ihre verschiedenen Elemente bietet sie 
jedoch den Vorteil, einerseits nicht be-
liebig, andererseits anschlussfähig und 
ausbaubar zu sein. Fraglos ermöglicht 
sie eine Abgrenzung des Krieges von an-
deren Formen der Gewaltanwendung 
wie Morden, Massakern oder Polizeiein-
sätzen. So gesehen ist Schneiders Vor-
stoß positiv zu bewerten.

Gleichwohl bleiben wenigstens zwei 
Probleme bestehen. Erstens ist es frag-
lich, inwiefern nicht auch dieser Begriff 
des Krieges politisch instrumentalisiert 
werden kann von denjenigen, die eben 
gerade gerne Krieg und nicht eine an-
dere Form von Gewaltkonflikt recht-
fertigen möchten. Zweitens muss man 
wohl grundlegend leider Folgendes ein-
gestehen: Selbst wenn die große Aufga-
be, den Kriegsbegriff genauer zu fassen, 
mit Schneiders Arbeit erfolgreich gelöst 
worden sein sollte – die Beseitigung des 
Krieges wird als größere Herausforde-
rung vorerst bestehen bleiben.

Sebastian C. T. Schneider: „Krieg“? 
Philosophische Reflexionen über 
den Kriegsbegriff im 21. Jahrhun-
dert. Münster 2017; 356 Seiten; 48 
Euro
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War Games – Militärische An-
lagen zwischen Rhein und 
Maas“ ist der Titel einer Bro-

schüre, die von den DFG-VK-Grup-
pen Düsseldorf, Duisburg, Kleve, Köln, 
Krefeld und Neuss zusammen mit dem 
DFG-VK-Bildungswerk NRW erstellt 
wurde. Auf 36 Seiten werden die Mili-
tärstandorte in der Region en détail dar-
gestellt, eine analytische Einordnung 
des Niederrhein in die Militärstrategie 
von Nato und Bundeswehr vorgenom-
men und vor allem auch Alternativen 
und Handlungsvorschläge unterbreitet. 
Für NRW hat der Niederrhein militä-
risch spezielles Gewicht: „In keiner Re-
gion von NRW sind so viele militärisch 
wichtige Standorte konzentriert wie in 
der Region von Maas und Rhein. Von 
hier werden Einsätze der Luftwaffen 
Deutschlands und der Nato koordiniert, 
von hier starten die Awacs-Aufklärer zu 
Kriegseinsätzen in der ganzen Welt, hier 
heben die Eurofighter ab ...“ . Und im be-
nachbarten Volkel (Holland) und Klei-
ne Brogel (Belgien) sind, wie in Büchel, 
US-Atomwaffen stationiert, worauf die 
Broschüre ebenfalls Bezug nimmt.

Was diese Handreichung im Post-
kartenformat so besonders macht, 
sind gleich mehrere Aspekte. Ins Auge 
springt als Erstes die Präsentationsform. 
Statt mit sattsam bekannten Fotos von 
Waffen, Militäranlagen etc. zu arbeiten, 
hat der Künstler Wilfried Porwol aus 
Kleve, selbst seit Jahrzehnten Mitglied 
der DFG-VK, Illustrationen zur Verfü-
gung gestellt bzw. extra für diese Bro-
schüre angefertigt, die nicht nur den 
düster-menschenverachtenden Charak-
ter einer Kriegsmaschinerie der Lese-
rin/dem Leser unter die Haut gehen las-
sen, sondern auch die mögliche „andere 
Welt“, die ohne Krieg, ins Bewusstsein 
rufen. Porwol gelingt mit seiner zum 

Nachdenken auffordernden Ausdrucks-
stärke weit mehr als nur die Auflocke-
rung einer naturgemäß eher textlastigen 
Vermittlung von Inhalten.

Vom politischen Anspruch her ge-
lingt der Broschüre ein Spagat: Auf der 
einen Seite (die exakt erste Hälfte) Fak-
tenvermittlung über alle wesentlichen 
Militäreinrichtungen am Niederrhein, 
äußerst kompakt fokussiert, sowie die 
kritische Einschätzung der zugrunde 
liegenden Militärstrategie der Nato, die 
sich auch mit überholten Feindbildvor-
stellungen gegenüber einem jetzt nicht 
mehr „roten“, sondern kapitalistischem 
Russland auseinandersetzt. Auf der an-
deren Seite direkt und klar „Alternativen 
zu Tod und Gewalt“. In diesem zweiten 
Teil wird die Notwendigkeit zu Abrüs-
tung und ziviler Konfliktlösung gut les-
bar hergeleitet; es werden „drei Ansatz-
punkte zur Kriegsverhinderung“ aufge-
zeigt – und das mündet in der sich lo-
gisch aufdrängenden Frage: „Was kann 
man tun?“ Als Antworten werden, fast 
schon handbuchartig, beispielhaft Ker-
nelemente für Handlungsmöglichkei-
ten jeder/jedes Einzelnen, aber auch im 
Gruppenzusammenhang nahe gebracht. 
Wäre der Begriff „Brevier“ nicht so reli-
gionsbelastet, ließe sich diese Broschü-
re durchaus als ein solches charakteri-
sieren. Mit dem Zusatz „politisch-pazifis-
tisch“, versteht sich.

Zwei Wermutstropfen: So augen-
freundlich die sanft-graue Farbgebung 
hinter dem Schriftbild ist, aber manche 
Zwischenüberschriften sind in ihrem 
extrem blassen Rosa nur noch schwer 
erkennbar. Und was gar nicht passieren 
darf: Ausgerechnet der Hinweis auf die 
Webseite, über die sich die Broschüre 
herunterladen lässt, ist fehlerhaft (rich-
tig muss er lauten: http://nrw.dfg-vk.de/
themen/wargames.html)

Nun konzentriert sich das Thema die-
ser Broschüre auf einen einzelnen geo-
politischen Ausschnitt der Militärland-
schaft in Deutschland. Was soll Zivil-
Courage-LeserInnen, die woanders be-
heimatet sind, damit für sich anfangen? 
Im Entstehungsprozess der Broschüre 
war auch davon die Rede, man müsse 
letztlich so etwas wie einen Atlas aller 
Militärstandorte Deutschlands auf die 

Beine stellen. „Krieg ist nicht nur dort, 
wo Menschen im Kugel- und Bomben-
hagel verrecken; Krieg ist hier, weil er 
hier beginnt, hier geplant und hier ge-
zündet wird.“ (Seite 15) „War Games“ am 
Niederrhein ist, so betrachtet, ein ers-
tes Puzzleteil, das Schule machen will, 
wenn es ums Entlarven geht, wo überall 
Krieg operativ wird.

Für eine Rezension womöglich unge-
wöhnlich sei an dieser Stelle hervorge-
hoben, dass das Zusammenwirken von 
Aktiven verschiedener DFG-VK-Grup-
pen für ein gemeinsames Projekt – die-
se Broschüre – auch eine Stärkung ihres 
regionalen Zusammenhalts bewirkt hat. 
Von daher möchte man sagen: Schafft 
zwei, drei, viele Broschüren mit die-
sem Regionalcharakter, um die Militär-
verseuchung auch an euren Orten kon-
kret bloßzustellen und dabei die pazifis-
tischen Reihen zu schließen durch eure 
eigenen Aktionsanregungen. Dafür gibt 
„War Games“ ein gutes Beispiel, an dem 
man sich in Aufbau und Machart orien-
tieren kann. Auch das macht den beson-
deren Charakter dieser scheinbar klei-
nen Broschüre aus, die gegen Spenden 
an das DFG-VK-Bildungswerk NRW ver-
trieben und verteilt wird.
Bezugsadresse: DFG-VK NRW, Braun-
schweiger Str. 22, 44145 Dortmund 
Download-Link: http://nrw.dfg-vk.
de/dokumente/DFG-VK%20-%20
War%20Games%2010%20-%20web.pdf

„Kriegsspiele“
Neue Broschüre der DFG-VK über die „Militärverseuchung“ in Nordrhein-Westfalen
Von Tobias Damjanov

Literatur
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DFG-VK informativ

In dieser Kolumne berichtet der po-
litische Geschäftsführer regelmä-
ßig, was in der DFG-VK-Geschäfts-
führung gearbeitet wird, welche 
Themen im Fokus sind, welche Ma-
terialien erstellt werden etc.

Nun bin ich also kein Stellvertre-
ter mehr, sondern „richtiger“ 
politischer Geschäftsführer. An 

der Arbeit wird sich wenig ändern, der 
„Welpenschutz“ ist aber weg. In den 
nächsten zwei Jahren hoffe ich, euch 
viele gute Momente bereiten zu kön-
nen – sicher werdet ihr euch aber auch 
mal an den Kopf fassen und euch fragen 
„was der Junge da jetzt schon wieder ge-
macht hat“. Die vergangenen zwei Jahre 
waren für den Verband aber gut, das zei-
gen die vielen Aktivitäten und die stei-
genden Mitgliedszahlen. Ziel ist es, die-
sen Trend fortzusetzen. An Ideen und 
Kreativität mangelt es dabei nicht – die 
nächsten aufsehenerregenden Aktionen 
sind schon geplant!

Bundeskongress:  
Die Waffen nieder!

Mein dritter DFG-VK-Bundeskongress 
und erstmals einer als Teil des Organi-
sationsteams. Die anderthalb Jahre der 
Vorbereitung entluden sich auf die 72 
Stunden vom 10. bis 12. November in 
Berlin. Der lange Vorlauf und die tolle 
Organisation von Cornelia Mannewitz, 
Thomas Mickan und den vielen anderen 
Helferinnen und Helfern waren enorm 
wichtig – und doch war das Stressle-
vel vor Ort natürlich hoch: Irgendetwas 
geht immer schief, man hat gar keine 
Zeit, mit all den lieben Leuten zu spre-
chen, die man lange nicht gesehen hat, 
und natürlich gefällt einem auch mal 
eine Debatte nicht. Insgesamt hoffe ich, 
hat der Bundeskongress den Delegier-
ten und Gästen gefallen – wie ich hörte, 
war es nach langer Zeit zumindest mal 
wieder ein Bundeskongress, auf dem ge-
tanzt wurde. Ich muss den Kongress – 
die vielen Eindrücke und die neue Ver-
antwortung – erstmal etwas „sacken 
lassen“. Und so ist das Jahresende bei der 
DFG-VK ja sowieso immer eins, um das 
Zurückliegende zu reflektieren und die 

Weichen für das neue Jahr und darüber 
hinaus zu stellen.

Geschichte wird gemacht!

In Kassel, wo ich aktuell lebe, haben wir 
das 125-jährige-DFG-VK-Jubiläum im Ok-
tober mit einem Vortrag unseres Histo-
rikers Guido Grünewald gefeiert. Auch 
auf dem Bundeskongress war die durch-
aus beeindruckende Geschichte unseres 
Verbands ein großes Thema. Dadurch 
wurde mir aber auch nochmal bewusst: 
Wir sind alle Teil der Geschichte unse-
res Verbands und wir bestimmen, wel-
che Entwicklung er nimmt. Wie wird 
man in 10 und mehr Jahren über unsere 
Arbeit und unsere Entscheidungen spre-
chen und denken? Dabei scheinen wir 
gerade an einem entscheidenden Punkt 
zu stehen: Schaffen wir einen Generati-
onendialog und sichern so die Zukunft 
des Verbands? Der Bundeskongress – die 
große Zustimmung für die drei jungen 
Bundessprecherinnen und -sprecher so-
wie eines Antrags zur Förderung jun-
ger DFG-VK-Mitglieder – war ein starkes 
und ermutigendes Zeichen dafür! Wir 
müssen jetzt Anstrengungen unterneh-
men und Geld in die Hand nehmen, um 
die DFG-VK nachhaltig aufzustellen. Das 
heißt auch, Überlegungen über die Ver-
bandsstruktur anzustellen: Auf dem Bun-
deskongress wurde beschlossen in den 
nächsten zwei Jahren eine neue Satzung 
zu erstellen. Die Medien-Arbeitsgruppe 
erarbeitet zudem aktuell ein neues Kon-
zept für die Verbandskommunikation. 
Unser Verband bewegt sich. Auch wenn 
es dabei zu Reibungen kommt, bin ich 
sicher, dass wir die DFG-VK gemeinsam 
zukunftsweisend ausrichten können!

Und die nächste Entscheidung dazu 
steht schon an: Mit Thomas Mickan geht 
uns mit Ende des Jahres 2017 ein wichti-
ger Mitstreiter verloren, der in seiner Ar-
beit rund um das 125-Jahr-Jubiläum vor 
allem auch den Generationendialog vor-
angetrieben hat – ich hoffe der Bundes-
ausschuss beschließt einen Nachfolger 
bzw. eine Nachfolgerin. An dieser Stelle 
Thomas vielen Dank für seine wertvolle 
Arbeit für die DFG-VK, seine guten Ide-
en und sein immerwährendes Engage-
ment!

Gemeinsam  
gegen Atomwaffen!

Was bewegte mich in den letzten Mona-
ten neben dem Bundeskongress und der 
zukünftigen Aufstellung der DFG-VK – 
der internen Arbeit – noch? 

Nach der Vergabe des Friedensnobel-
preises an die „Internationale Kampag-
ne zur Abschaffung von Atomwaffen“ 
(Ican), an dem die DFG-VK-Aktiven auch 
ihren Anteil haben, vor allem das in der 
Öffentlichkeit stehende Thema „Atom-
waffen“. In meiner letzten Kolumne be-
richtete ich über eine von mir mitorgani-
sierte Aktion mit einer (Styropor-)Atom-
bombe vor der nordkoreanischen- und 
der US-Botschaft in Berlin: Bilder von 
der Aktion hatten es damals u.a. ins ZDF 
geschafft – nach dem Friedensnobel-
preis für ICAN, mit denen die Aktion ge-
meinsam stattfand, gingen die Fotos der 
medienwirksamen Aktion mit Trump- 
und Kim-Jong-un-Maske um die Welt. 
Selbst in indischen und japanischen On-
line-Medien habe ich es neulich gefun-
den – immer mit unserem „Die Waffen 
nieder“-Transparent im Hintergrund. 

Aufbauend auf diese Aktion haben 
Ican, die IPPNW, wir und einige weite-
re Organisationen dann am 18. Novem-
ber – nur eine Woche nach dem Bun-
deskongress – eine Menschenkette von 
der nordkoreanischen zur US-Botschaft 
organisiert. Dabei rollten als Donald 
Trump und Kim Jon-un verkleidete Ak-
tivsten jeweils eine Atombombe von ei-
ner Botschaft in Richtung einer in der 
Mitte der Menschenkette stehenden Erd-
kugel – am Ende konnte die Zivilgesell-
schaft dazwischengehen und den „dro-
henden Atomkrieg“ verhindern. 

Und Angela Merkel unterzeichnete 
vor dem Brandenburger Tor noch den 
UN-Verbotsvertrag für Atomwaffen – 
zumindest eine als Merkel verkleidete 
Schauspielerin. Wieder berichteten zahl-
reiche deutsche und ausländische Medi-
en – etwa die „Washington Post“, und 
vielleicht hat der TV-Bericht bei „Fox 
News“ ja sogar Donald Trump erreicht?

Auch 2018 wird die Arbeit für eine 
atomwaffenfreie Welt ein wichtiges The-
ma sein! 

Wir werden kämpfen!

„Was macht eigentlich  
unser politischer Geschäftsführer?“ 
Die Kolumne von Michael Schulze von GlaßerFo
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Zum Beitrag „DFG-VK vs. Monty 
Schädel“ in ZC Nr. 4/2017, Seite 36

Ich bin bestürzt über die Kündigung von 
Monty Schädel. Ich lese nicht die Taz, 
die Nachricht habe ich daher erst jetzt 
der ZivilCourage entnommen.

Nicht Lidl oder einer der üblichen 
sonst Verdächtigen bei miesem Arbeit-
geberverhalten, sondern ausgerechnet 
die DFG-VK nimmt keinerlei Rücksicht 
auf einen schwer erkrankten Beschäf-
tigten, dem sie zudem viel zu verdanken 
hat. Ich war selber zwei Mal mehr als ein 
halbes Jahr lang arbeitsunfähig krank. 
Ich weiß daher, wie schlecht es einem 
geht, der nicht so schnell wieder auf die 
Beine kommt. Monty Schädel war etli-
che Jahre in den Medien das Gesicht der 
DFG-VK. Wahrscheinlich hat er zu we-
nig Rücksicht auf seine Gesundheit ge-
nommen, um unseren Verband in den 
Medien präsent zu machen.

In der zweiten Hälfte der achtziger 
Jahre war ich Betriebsrat. Manche Ge-
setze sind seitdem zu Lasten der Arbeit-

nehmer geändert worden, das hier he-
ranzuziehende Gesetz aber nicht: In 
§ 14 des Teilzeit- und Befristungsgesetz 
ist ein enger Rahmen für die Befristung 
von Arbeitsverträgen gezogen. Wenn die 
DFG-VK sich nicht vor jedem Bundes-
kongress ein neues Aufgabengebiet für 
den Bundesgeschäftsführer ausdenkt, 
ist eine Befristung nicht zulässig. An-
scheinend wusste man das vor zehn Jah-
ren noch. In § 16 des Gesetzes heißt es: 
„Ist die Befristung rechtsunwirksam, so 
gilt der befristete Arbeitsvertrag als auf 
unbestimmte Zeit geschlossen...“ Ein 
Blick ins Gesetz hätte also genügt, um 
zu wissen, wieso man seinerzeit einen 
unbefristeten Arbeitsvertrag geschlos-
sen hat.

Die Frage, wie viel soziale Verantwor-
tung sich ein kleiner Friedensverband 
leisten will, wenn es um praktische So-
lidarität geht – und um Arbeitnehmer-
rechte, ist mit der Kündigung klar beant-
wortet: Gar keine. Jeder blamiert sich so 
gut er kann. Schade!

Erwin Habisch

Briefe
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Der Krieg ist ein Verbrechen an der Menschheit. 
Ich bin daher entschlossen, keine Art von Krieg zu unterstützen  
und an der Beseitigung aller Kriegsursachen mitzuarbeiten.

Die 
pazifistische 
Grundsatzerklärung

0118

Soldatinnen und Soldaten!

„Mach, was wirklich zählt.“ Wir alle kennen sie ja, 
unsere Kampagne zur Nachwuchswerbung. Pro-
fessionell gemacht und genau auf unsere Ziel-
gruppe zugeschnitten. Manchen war sie in der 
Vergangenheit vielleicht etwas zu brav und bieder. 
Wir erinnern uns an „Ausbeutung gewaltsam ver-
teidigen.“ Ja, was denn sonst? Aber jetzt drehen 
die richtig auf! Kennen Sie das Plakat „Wir sind 
dann mal weg – Blitzkrieg in Syrien. Opa wär so 
stolz gewesen.“? Glatter Volltreffer das! Das ist die 
Sprache, die bei unserem Nachwuchs ankommt. 
Oder: „Keine Ahnung von nix? Wir nehmen gerne 
auch Arschlöcher.“ So ist es. Immer klar und direkt 
auf den Punkt und kein langes Blabla. So sind wir 
eben: auf dem Übungsplatz, im Gefecht und bei 
der Nachwuchswerbung.. 

gez. Alex von Lingua, Feldpostmeister
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Briefe der LeserInnen

„Keine soziale Verantwortung,
fehlende praktische Solidarität 
und missachtete Arbeitnehmerrechte“
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